Tarifvertrag

fur die Johann-Wolfgang-Goethe-Universitat Frankfurt am Main

(TV-G-U)
vom 22. Februar 2010

Zwischen

der Johann-Wolfgang-Goethe-Universitat Frankfurt am Main,
vertreten durch den Prasidenten,

Senckenberganlage 31, 60325 Frankfurt am Main

- nachfolgend , Arbeitgeber* genannt -

und

wird Folgendes vereinbart:

*Anmerkung: Der Tarifvertrag ist gleichlautend, aber getrennt vereinbart mit

a) ver.di — Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft,
vertreten durch die Landesbezirksleitung Hessen, Frankfurt a. M.,

GEW, Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft,

vertreten durch den Landesverband Hessen,

b) dbb tarifunion,
vertreten durch den Vorstand

- einerseits -

- andererseits -*
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A. Allgemeiner Teil

Abschnitt |
Allgemeine Vorschriften

8 1 Geltungsbereich

(1)
(2)

Dieser Tarifvertrag gilt fir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Beschéftigte), die in einem
Arbeitsverhaltnis zum Arbeitgeber stehen.

Dieser Tarifvertrag gilt nicht fur

a) Beschaftigte als leitende Angestellte im Sinne des 8 5 Absatz 3 Betriebsverfassungsge-
setz, wenn ihre Arbeitsbedingungen einzelvertraglich besonders vereinbart sind,

b) Beschaftigte, die ein Uber das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe 15 hinausgehendes re-
gelmaRiges Entgelt erhalten, die Zulage nach § 16 Absatz 5 bleibt hierbei unbertcksich-
tigt,

¢) (unbesetzt)
d) (unbesetzt)

e) Auszubildende, Schilerinnen/Schuler in der Gesundheits- und Krankenpflege, Gesund-
heits- und Kinderkrankenpflege, Entbindungspflege und Altenpflege, sowie Volontéarin-
nen/Volontare und Praktikantinnen/Praktikanten,

f) Beschaéftigte, fur die Eingliederungszuschisse nach den 88 217 ff. SGB IIl gewahrt wer-
den,

g) Beschaftigte, die Arbeiten nach den 88 260 ff. SGB Il verrichten,

h) Leiharbeitnenmerinnen/Leiharbeitnehmer von Personal-Service-Agenturen, sofern deren
Rechtsverhaltnisse durch Tarifvertrag geregelt sind,

i) geringfigig Beschéftigte im Sinne von § 8 Absatz 1 Nr. 2 SGB 1V,
j) (unbesetzt)

k) (unbesetzt)

[) (unbesetzt)

m) bei deutschen Dienststellen im Ausland eingestellte Ortskréafte,

n) (unbesetzt)

0) Beschaftigte, die mit der Wartung von Wohn-, Geschafts- und Industriegebduden in einer
vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Arbeiter unterliegenden Beschéfti-
gung beauftragt sind, wie zum Beispiel Hauswarte, Liegenschaftswarte.



®3)

(4)

()
§2
(1)
(2)
®3)
(4)

83
1)

()

Dieser Tarifvertrag gilt ferner nicht fur

a) Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,

b) wissenschaftliche und kinstlerische Hilfskréfte,
¢) studentische Hilfskrafte,

d) Lehrbeauftragte an Hochschulen, Akademien und wissenschaftlichen Forschungseinrich-
tungen sowie kinstlerische Lehrkréfte an Kunst- und Musikhochschulen.

Protokollerklarung zu 8 1 Absatz 3:

Ausgenommen sind auch wissenschaftliche und kiinstlerische Assistentinnen/Assistenten, Ober-
assistentinnen/Oberassistenten und Oberingenieurinnen/Oberingenieure beziehungsweise die an
ihre Stelle tretenden landesrechtlichen Personalkategorien, deren Arbeitsverhaltnis am 28. Feb-
ruar 2010 bestanden hat, fur die Dauer des ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhéltnis-
ses.

'"Neben den Regelungen des Allgemeinen Teils (88 1 bis 39) gelten Sonderregelungen fiir
nachstehende Beschaftigtengruppen:

a) Beschaftigte der Johann-Wolfgang-Goethe-Universitat Frankfurt am Main (§ 40),
b) (unbesetzt)

¢) (unbesetzt)

d) (unbesetzt)

e) (unbesetzt)

f) (unbesetzt)

g) (unbesetzt)

h) (unbesetzt)

i) (unbesetzt)

i) (unbesetzt)

’Die Sonderregelungen sind Bestandteil des TV-G-U.

Fir Arztinnen und Arzte an Universitatskliniken gilt ausschlieRlich § 41.
Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit

Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen.

'Mehrere Arbeitsverhéltnisse zu demselben Arbeitgeber diirfen nur begriindet werden, wenn
die jeweils Ubertragenen Tatigkeiten nicht in einem unmittelbaren Sachzusammenhang ste-
hen. *Andernfalls gelten sie als ein Arbeitsverhéltnis.

'Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie kénnen ge-
sondert gekiindigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

'Die ersten sechs Monate der Beschaftigung gelten als Probezeit, soweit nicht eine kirzere
Zeit vereinbart ist. “Bei Ubernahme von Auszubildenden im unmittelbaren Anschluss an das
Ausbildungsverhaltnis in ein Arbeitsverhaltnis entfallt die Probezeit.

Allgemeine Arbeitsbedingungen

!Die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung ist gewissenhaft und ordnungsgeman auszufiih-
ren. “Die Beschaftigten miissen sich durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen.

Die Beschaftigten haben Uber Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche
Vorschriften vorgesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren;
dies gilt auch Uber die Beendigung des Arbeitsverhaltnisses hinaus.
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(2a) Die Beschéftigten haben auf Verlangen des Arbeitgebers ihm alle Schriftstiicke, Zeichnun-

©)

(4)

©®)

(6)

()

§4
1)

)

®3)

gen, bildlichen Darstellungen, Dateien usw. Uber Vorgange der Verwaltung oder des Betrie-
bes, auch Abschriften, Durchschlage und sonstige Kopien einschlief3lich ihrer Aufzeichnun-
gen, herauszugeben.

'Die Beschaftigten diirfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder sonstige
Vergiinstigungen mit Bezug auf ihre Téatigkeit nicht annehmen. Ausnahmen sind nur mit Zu-
stimmung des Arbeitgebers moglich. *Werden den Beschéftigten derartige Vergiinstigungen
angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber unverziglich anzuzeigen.

'Fur die Nebentatigkeiten der Beschéftigten finden die fur die Beamtinnen und Beamten des
Landes Hessen jeweils geltenden Bestimmungen sinngemaR Anwendung. “Insbesondere
kann fir Nebentétigkeiten im 6ffentlichen Dienst eine Ablieferungspflicht nach den fir die
Beamtinnen und Beamten des Landes Hessen jeweils geltenden Bestimmungen zur Auflage
gemacht werden.

'Der Arbeitgeber ist vor der Einstellung sowie bei begriindeter Veranlassung berechtigt, Be-
schaftigte zu verpflichten, durch arztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie zur Leis-
tung der arbeitsvertraglich geschuldeten Tatigkeit in der Lage sind. ?Bei dem beauftragten
Arzt kann es sich um einen Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf ei-
nen anderen Arzt geeinigt haben. *Die Kosten dieser Untersuchung tragt der Arbeitgeber.

'Die Beschéftigten haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollstdndigen Personalakten. “Sie
kénnen das Recht auf Einsicht auch durch eine/n hierzu schriftlich Bevollmachtigte/n aus-
ben lassen. Sie kénnen Ausziige oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. *Die Be-
schéaftigten missen zu Beschwerden und Behauptungen tatséchlicher Art, die fir sie un-
glnstig sind oder ihnen nachteilig werden kénnen und in die Personalakten aufgenommen
werden sollen, gehért werden. °lhre AuRerung ist zu den Personalakten zu nehmen.

Fur die Schadenshaftung der Beschéftigten finden die Bestimmungen, die fir die Beamtin-
nen und Beamten des Landes Hessen jeweils gelten, entsprechende Anwendung.

Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung

'Beschaftigte kénnen aus betrieblichen/dienstlichen Griinden versetzt oder abgeordnet wer-
den. *Sollen Beschéftigte an eine Dienststelle oder einen Betrieb auRerhalb des bisherigen
Arbeitsortes versetzt oder voraussichtlich langer als drei Monate abgeordnet werden, so sind
sie vorher zu horen.

Protokollerklarungen zu 8§ 4 Absatz 1:

1. Abordnung ist die vom Arbeitgeber veranlasste voribergehende Beschaftigung bei einer an-
deren Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben oder eines anderen Arbeitgebers
unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhéltnisses.

2. Versetzung ist die vom Arbeitgeber veranlasste, auf Dauer bestimmte Beschéftigung bei ei-
ner anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben Arbeitgebers unter Fortset-
zung des bestehenden Arbeitsverhéltnisses.

'Beschéftigten kann im betrieblichen/dienstlichen oder 6ffentlichen Interesse mit ihrer Zu-
stimmung vorubergehend eine mindestens gleich vergutete Tatigkeit bei einem Dritten zu-
gewiesen werden. “Die Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund verweigert werden. *Die
Rechtsstellung der Beschéftigten bleibt unberiihrt. “Beziige aus der Verwendung nach Satz 1
werden auf das Entgelt angerechnet.

Protokollerkldrung zu § 4 Absatz 2:

Zuweisung ist - unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhdaltnisses - die voribergehende
Beschaftigung bei einem Dritten im In- und Ausland, bei dem der TV-G-U nicht zur Anwendung
kommt.

'Werden Aufgaben der Beschéftigten zu einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen des Ar-
beitgebers bei weiter bestehendem Arbeitsverhéltnis die arbeitsvertraglich geschuldete Ar-
beitsleistung bei dem Dritten zu erbringen (Personalgestellung). °§ 613a BGB sowie gesetz-
liche Kiindigungsrechte bleiben unberihrt.

Protokollerkldrung zu 8 4 Absatz 3:
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'Personalgestellung ist - unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhaltnisses - die auf Dauer
angelegte Beschaftigung bei einem Dritten. ’Die Modalitaten der Personalgestellung werden zwi-
schen dem Arbeitgeber und dem Dritten vertraglich geregelt.

§ 5 Qualifizierung

(1)

)

®3)

(4)

®)
(6)

()

(8)
(9)

'Ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslanges Lernen liegen im gemeinsamen Interesse
von Beschéftigten und Arbeitgebern. ?Qualifizierung dient der Steigerung von Effektivitat und
Effizienz des offentlichen Dienstes, der Nachwuchsférderung und der Steigerung von be-
schaftigungsbezogenen Kompetenzen. °Die Tarifvertragsparteien verstehen Qualifizierung
auch als Teil der Personalentwicklung.

Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizierung nach diesem Tarifvertrag ein Angebot dar. *Aus
ihm kann fur die Beschaftigten kein individueller Anspruch auf3er nach Absatz 4 abgeleitet
werden. ®Es kann durch freiwillige Betriebsvereinbarung wahrgenommen und néher ausge-
staltet werden. “Entsprechendes gilt fiir Dienstvereinbarungen im Rahmen der personalvert-
retungsrechtlichen Méglichkeiten. *Weitergehende Mitbestimmungsrechte werden dadurch
nicht berthrt.

'QualifizierungsmaRnahmen sind

a) die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen und sozialen Kompetenzen fir die Uber-
tragenen Tatigkeiten (Erhaltungsqualifizierung),

b) der Erwerb zuséatzlicher Qualifikationen (Fort- und Weiterbildung),

c¢) die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung (Qualifizierung fir eine andere Téatigkeit; Um-
schulung) und

d) die Einarbeitung bei oder nach langerer Abwesenheit (Wiedereinstiegsqualifizierung).

“Die Teilnahme an einer QualifizierungsmaRnahme wird dokumentiert und den Beschéaftigten
schriftlich bestéatigt.

'Beschéftigte haben - auch in den Féllen des Absatzes 3 Satz 1 Buchstabe d - Anspruch auf
ein regelméaRiges Gespréach mit der jeweiligen Fiihrungskraft. ?In diesem wird festgestellt, ob
und welcher Qualifizierungsbedarf besteht. *Dieses Gesprach kann auch als Gruppenge-
sprach gefiihrt werden. *Wird nichts anderes geregelt, ist das Gesprach jahrlich zu fiihren.

Zeiten von vereinbarten Qualifizierungsmal3nahmen gelten als Arbeitszeit.

'Die Kosten einer vom Arbeitgeber veranlassten QualifizierungsmafRnahme - einschlieBlich
Reisekosten - werden grundséatzlich vom Arbeitgeber getragen, soweit sie nicht von Dritten
ilbernommen werden. “Ein méglicher Eigenbeitrag wird in einer Qualifizierungsvereinbarung
geregelt. °Die Betriebsparteien sind gehalten, die Grundsétze einer fairen Kostenverteilung
unter Beriicksichtigung des betrieblichen und individuellen Nutzens zu regeln. “Ein Eigenbei-
trag der Beschatftigten kann in Geld und/oder Zeit erfolgen.

'Fur eine QualifizierungsmaRnahme nach Absatz 3 Satz 1 Buchstabe b oder ¢ kann eine
Ruckzahlungspflicht der Kosten der Qualifizierungsmal3nahme in Verbindung mit der Bin-
dung der/des Beschéftigen an den Arbeitgeber vereinbart werden. *Dabei kann die/der Be-
schaftigte verpflichtet werden, dem Arbeitgeber Aufwendungen oder Teile davon fir eine
Qualifizierungsmalnahme zu ersetzen, wenn das Arbeitsverhaltnis auf Wunsch der/des Be-
schaftigten endet. °Dies gilt nicht, wenn die/der Beschéftigte nicht innerhalb von sechs Mona-
ten entsprechend der erworbenen Qualifikation durch die Qualifizierungsmalinahme be-
schaftigt wird, oder wenn die Beschaftigte wegen Schwangerschaft oder Niederkunft gekiin-
digt oder einen Auflésungsvertrag geschlossen hat. “Die Héhe des Riickzahlungsbetrages
und die Dauer der Bindung an den Arbeitgeber missen in einem angemessenen Verhaltnis
stehen.

Gesetzliche Forderungsmaoglichkeiten konnen in die Qualifizierungsplanung einbezogen
werden.

Fur Beschaftigte mit individuellen Arbeitszeiten sollen Qualifizierungsmalnahmen so ange-
boten werden, dass ihnen eine gleichberechtigte Teilnahme ermaoglicht wird.



-5-

Abschnitt Il
Arbeitszeit

8 6 Regelmalige Arbeitszeit
(1) 'Die durchschnittliche regelmaRige wéchentliche Arbeitszeit ausschlieBlich der Pausen betragt
a) 40 Stunden,
b) 38,5 Stunden fur die nachfolgend aufgeflihrten Beschaftigten:
aa) Beschaftigte, die stdndig Wechselschicht- oder standig Schichtarbeit leisten,
bb) (unbesetzt)
cc) (unbesetzt)

’Bei Wechselschichtarbeit werden die gesetzlich vorgeschriebenen Pausen in die Arbeitszeit ein-
gerechnet. °Die regelméRige Arbeitszeit kann auf funf Tage, aus dringenden betriebli-
chen/dienstlichen Griinden auch auf sechs Tage verteilt werden. *Die unterschiedliche Héhe der
durchschnittlichen regelmafigen wochentlichen Arbeitszeit nach Satz 1 Buchstaben a und b
bleibt ohne Auswirkung auf das Tabellenentgelt und die in Monatsbetragen festgelegten Entgelt-
bestandteile.

(2) 'Fur die Berechnung des Durchschnitts der regelméRigen wochentlichen Arbeitszeit ist ein
Zeitraum von bis zu einem Jahr zugrunde zu legen. *Abweichend von Satz 1 kann bei Be-
schaftigten, die standig Wechselschicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben, sowie fur die
Durchfiihrung so genannter Sabbatjahrmodelle ein langerer Zeitraum zugrunde gelegt wer-
den.

(3) 'Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhaltnisse zulassen, wird die/der Beschéftigte am
24. Dezember und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Tabellenentgelts und der sonsti-
gen in Monatsbetrégen festgelegten Entgeltbestandteile von der Arbeit freigestellt. ?Kann die
Freistellung nach Satz 1 aus betrieblichen/dienstlichen Griinden nicht erfolgen, ist entspre-
chender Freizeitausgleich innerhalb von drei Monaten zu gewéhren. *Die regelmaRige Ar-
beitszeit vermindert sich fur jeden gesetzlichen Feiertag, sowie fur den 24. Dezember und
31. Dezember, sofern sie auf einen Werktag fallen, um die dienstplanmé&Rig ausgefallenen
Stunden.

Protokollerkldrung zu 8 6 Absatz 3 Satz 3:

Die Verminderung der regelmaRigen Arbeitszeit betrifft die Beschéftigten, die wegen des Dienst-
plans am Feiertag frei haben und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten missten.

(4) Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Griunden kann auf der Grundlage einer Betriebs-/
Dienstvereinbarung im Rahmen des § 7 Absatz 1, 2 und des § 12 Arbeitszeitgesetz von den
Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes abgewichen werden.

Protokollerkldrung zu 8 6 Absatz 4:

In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an Sonn- und Feiertagen die tagliche Arbeitszeit auf
bis zu zwolf Stunden verlangert werden, wenn dadurch zuséatzliche freie Schichten an Sonn- und
Feiertagen erreicht werden.

(5) Die Beschaftigten sind im Rahmen begriindeter betrieblicher/dienstlicher Notwendigkeiten
zur Leistung von Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, Schichtarbeit sowie - bei
Teilzeitbeschéftigung aufgrund arbeitsvertraglicher Regelung oder mit ihrer Zustimmung - zu
Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Uberstunden und Mehrarbeit verpflichtet.

(6) 'Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein wochentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 45
Stunden eingerichtet werden. “Die innerhalb eines Arbeitszeitkorridors geleisteten zuséatzli-
chen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums
ausgeglichen.

(7) 'Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann in der Zeit von 6 bis 20 Uhr eine tagliche Rah-
menzeit von bis zu zwélf Stunden eingefiihrt werden. ?Die innerhalb der taglichen Rahmen-
zeit geleisteten zusatzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1
festgelegten Zeitraums ausgeglichen.
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(8) Die Absatze 6 und 7 gelten nur alternativ und nicht bei Wechselschicht- und Schichtarbeit.

(9) Fur einen Betrieb/eine Verwaltung, in dem/der das Personalvertretungsgesetz Anwendung
findet, kann eine Regelung nach den Absétzen 4, 6 und 7 in einem Tarifvertrag getroffen
werden, wenn eine Dienstvereinbarung nicht einvernehmlich zustande kommt und der Ar-
beitgeber ein Letztentscheidungsrecht hat.

(10) !In Verwaltungen und Betrieben, in denen auf Grund spezieller Aufgaben (zum Beispiel Aus-
grabungen, Expeditionen, Schifffahrt) oder saisonbedingt erheblich verstarkte Tatigkeiten an-
fallen, kann fir diese Tatigkeiten die regelmafiige Arbeitszeit auf bis zu 60 Stunden in einem
Zeitraum von bis zu sieben Tagen verlangert werden. ?In diesem Fall muss durch Verkiir-
zung der regelméaRigen wdchentlichen Arbeitszeit bis zum Ende des Ausgleichszeitraums
nach Absatz 2 Satz 1 ein entsprechender Zeitausgleich durchgefiihrt werden. ? (unbesetzt)

(11)'Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am auswértigen Ge-
schéftsort als Arbeitszeit. “Fir jeden Tag einschlieRlich der Reisetage wird jedoch mindes-
tens die auf ihn entfallende regelm&nRige, durchschnittliche oder dienstplanmafige Arbeitszeit
berticksichtigt, wenn diese bei Nichtberticksichtigung der Reisezeit nicht erreicht wirde.
3Uberschreiten nicht anrechenbare Reisezeiten insgesamt 15 Stunden im Monat, so werden
auf Antrag 25 v.H. dieser Uberschreitenden Zeiten bei fester Arbeitszeit als Freizeitausgleich
gewahrt und bei gleitender Arbeitszeit im Rahmen der jeweils geltenden Vorschriften auf die
Arbeitszeit angerechnet. “Der besonderen Situation von Teilzeitbeschéftigten ist Rechnung
zu tragen. *Soweit Einrichtungen in privater Rechtsform oder andere Arbeitgeber nach eige-
nen Grundséatzen verfahren, sind diese abweichend von den Satzen 1 bis 4 mafigebend.

8 7 Sonderformen der Arbeit

(1) 'Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmaRigen Wech-
sel der taglichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen Beschéftigte durch-
schnittlich langstens nach Ablauf eines Monats erneut zur Nachtschicht herangezogen wer-
den. ®Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen bei Tag
und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird. *Nachtschichten sind Arbeits-
schichten, die mindestens zwei Stunden Nachtarbeit umfassen.

(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmafigen Wechsel des
Beginns der taglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten von langs-
tens einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 13 Stunden
geleistet wird.

(3) Bereitschaftsdienst leisten Beschéftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers aul3erhalb
der regelmafigen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle aufhalten, um im
Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen.

(4) 'Rufbereitschaft leisten Beschéftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers auRerhalb der
regelmafligen Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzeigenden Stelle aufhalten, um auf
Abruf die Arbeit aufzunehmen. ?Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass
Beschaftigte vom Arbeitgeber mit einem Mobiltelefon oder einem vergleichbaren technischen
Hilfsmittel ausgestattet sind.

(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.

(6) Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeitbeschéftigte tber die vereinbarte regelmafige
Arbeitszeit hinaus bis zur regelmaRigen wochentlichen Arbeitszeit von Vollzeitbeschaftigten
(8 6 Absatz 1) leisten.

(7) Uberstunden sind die auf Anordnung des Arbeitgebers geleisteten Arbeitsstunden, die liber
die im Rahmen der regelméaRigen Arbeitszeit von Vollzeitbeschéftigten (§ 6 Absatz 1) fur die
Woche dienstplanmalig beziehungsweise betriebsiiblich festgesetzten Arbeitsstunden hin-
ausgehen und nicht bis zum Ende der folgenden Kalenderwoche ausgeglichen werden.

(8) Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstunden Uberstunden, die

a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach § 6 Absatz 6 Uber 45 Stunden
oder Uber die vereinbarte Obergrenze hinaus,
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b) im Falle der Einfihrung einer taglichen Rahmenzeit nach § 6 Absatz 7 aul3erhalb der
Rahmenzeit,

¢) im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit Uber die im Schichtplan festgelegten tag-
lichen Arbeitsstunden einschlie3lich der im Schichtplan vorgesehenen Arbeitsstunden, die
bezogen auf die regelmafiige wochentliche Arbeitszeit im Schichtplanturnus nicht ausge-
glichen werden,

angeordnet worden sind.

8§ 8 Ausgleich fur Sonderformen der Arbeit

(1)

(2)

'Beschéftigte erhalten neben dem Entgelt fiir die tatsdchliche Arbeitsleistung Zeitzuschlége.
“Die Zeitzuschlage betragen - auch bei Teilzeitbeschéftigten - je Stunde

a) fir Uberstunden

- in den Entgeltgruppen 1 bis 8 30 v.H.,

- in den Entgeltgruppen 9 bis 15 15v.H,,
b) fir Nachtarbeit 20 v.H.,
c) flr Sonntagsarbeit 25 v.H.,
d) Dbei Feiertagsarbeit

- ohne Freizeitausgleich 135 v.H.,

- mit Freizeitausgleich 35 v.H.,,

e) fur Arbeit am 24. Dezember und am
31. Dezember jeweils ab 6 Uhr 35 v.H.,

f)  fur Arbeit an Samstagen von 13 bis 21 Uhr,
soweit diese nicht im Rahmen von Wech-
selschicht- oder Schichtarbeit anfallt 20 v.H.

des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen
Entgeltgruppe. *Beim Zusammentreffen von Zeitzuschlagen nach Satz 2 Buchstabe c bis f
wird nur der héchste Zeitzuschlag gezahlt. “Auf Wunsch der Beschéftigten kénnen, soweit
ein Arbeitszeitkonto (8 10) eingerichtet ist und die betrieblichen/dienstlichen Verhéltnisse es
zulassen, die nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschlage entsprechend dem jeweiligen Vom-
hundertsatz einer Stunde in Zeit umgewandelt (faktorisiert) und ausgeglichen werden. *Dies
gilt entsprechend fiir Uberstunden als solche.

Protokollerklarung zu 8§ 8 Absatz 1:

Bei Uberstunden richtet sich das Entgelt fiir die tatsachliche Arbeitsleistung nach der jeweiligen
Entgeltgruppe und der individuellen Stufe, héchstens jedoch nach der Stufe 4.

Protokollerklarung zu 8 8 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe d:

'Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders ausgewiesen und bezeichnet werden.
“Falls kein Freizeitausgleich gewahrt wird, werden als Entgelt einschliel3lich des Zeitzuschlags
und des auf den Feiertag entfallenden Tabellenentgelts hdchstens 235 v.H. gezahilt.

'Uberstunden sind grundsatzlich durch entsprechende Freizeit auszugleichen; fir die Zeit
des Freizeitausgleichs werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen, in Monatsbetragen
festgelegten Entgeltbestandteile weitergezahlt. “Sofern kein Arbeitszeitkonto nach § 10 ein-
gerichtet ist, oder wenn ein solches besteht, die/der Beschéftigte jedoch keine Faktorisierung
nach Absatz 1 geltend macht, erhalt die/der Beschéftigte fiir Uberstunden (§ 7 Absatz 7), die
nicht bis zum Ende des dritten Kalendermonats - mdglichst aber schon bis zum Ende des
nachsten Kalendermonats - nach deren Entstehen mit Freizeit ausgeglichen worden sind, je
Stunde 100 v.H. des auf die Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen
Entgeltgruppe und Stufe, héchstens jedoch nach der Stufe 4. *Der Anspruch auf den Zeitzu-
schlag fur Uberstunden nach Absatz 1 besteht unabhangig von einem Freizeitausgleich.
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'Fur Beschéftigte der Entgeltgruppen 15 und 15 U bei obersten Landesbehérden sind Mehr-
arbeit und Uberstunden durch das Tabellenentgelt abgegolten. *Beschéftigte der Entgelt-
gruppen 13, 13 U und 14 bei obersten Landesbehdérden erhalten nur dann ein Uberstunden-
entgelt, wenn die Leistung der Mehrarbeit oder der Uberstunden fiir samtliche Beschéftigte
des Arbeitgebers angeordnet ist; im Ubrigen ist (iber die regelmaRige Arbeitszeit hinaus ge-
leistete Arbeit dieser Beschéftigten durch das Tabellenentgelt abgegolten. ®Satz 1 gilt auch
fur Leiterinnen/Leiter von Dienststellen und deren standige Vertreterinnen/Vertreter, die in
die Entgeltgruppen 14, 15 und 15 U eingruppiert sind.

Fur Arbeitsstunden, die keine Uberstunden sind und die aus betrieblichen/dienstlichen Griin-
den nicht innerhalb des nach § 6 Absatz 2 Satz 1 oder 2 festgelegten Zeitraums mit Freizeit
ausgeglichen werden, erhalt die/der Beschéftigte je Stunde 100 v.H. des auf eine Stunde
entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe.

Protokollerklarung zu 8§ 8 Absatz 4:

Mit dem Begriff ,Arbeitsstunden” sind nicht die Stunden gemeint, die im Rahmen von Gleitzeitre-
gelungen im Sinne der Protokollerklarung zu Abschnitt Il anfallen, es sei denn, sie sind angeord-
net worden.

'Fur die Rufbereitschaft wird eine tagliche Pauschale je Entgeltgruppe gezahlt. *Fir eine
Rufbereitschaft von mindestens zwolf Stunden wird fir die Tage Montag bis Freitag das
Zweifache, fir Samstag, Sonntag sowie fur Feiertage das Vierfache des tariflichen Stunden-
entgelts nach Mafl3gabe der Entgelttabelle gezahlt. “Maf3gebend fir die Bemessung der Pau-
schale nach Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereitschaft beginnt. “Fiir Rufbereitschaften
von weniger als zwolf Stunden werden fur jede angefangene Stunde 12,5 v.H. des tariflichen
Stundenentgelts nach der Entgelttabelle gezahlt. *Die Zeit jeder einzelnen Inanspruchnahme
innerhalb der Rufbereitschaft mit einem Einsatz aul3erhalb des Aufenthaltsorts im Sinne des
§ 7 Absatz 4 einschliel3lich der hierfur erforderlichen Wegezeiten wird auf eine volle Stunde
gerundet und mit dem Entgelt fur Uberstunden sowie etwaiger Zeitzuschlage nach Absatz 1
bezahlt. "Wird die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft am Aufenthaltsort im Sinne
des § 7 Absatz 4 telefonisch (zum Beispiel in Form einer Auskunft) oder mittels technischer
Einrichtungen erbracht, wird abweichend von Satz 5 die Summe dieser Arbeitsleistungen am
Ende des Rufbereitschaftsdienstes auf die nachsten vollen 30 oder 60 Minuten gerundet und
mit dem Entgelt fur Uberstunden sowie etwaiger Zeitzuschlage nach Absatz 1 bezahlt; dau-
ert der Rufbereitschaftsdienst langer als 24 Stunden (zum Beispiel an Wochenenden), erfolgt
die Aufrundung nach jeweils 24 Stunden. ‘Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend, soweit die Bu-
chung auf das Arbeitszeitkonto nach § 10 Absatz 3 Satz 2 zulassig ist. °Fiir die Zeit der Ruf-
bereitschaft werden Zeitzuschlage nicht gezahlt.

Protokollerklarung zu 8§ 8 Absatz 5:

Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, fir die eine Pauschale gezahlt wird, ist auf den
Tag des Beginns der Rufbereitschaft abzustellen.

'Das Entgelt fiir Bereitschaftsdienst wird durch besonderen Tarifvertrag geregelt. “Bis zum
Inkrafttreten einer Regelung nach Satz 1 gelten die beim Arbeitgeber am 28. Februar 2010
jeweils geltenden Bestimmungen fort. °Das Bereitschaftsdienstentgelt kann, soweit ein Ar-
beitszeitkonto (8 10) eingerichtet ist und die betrieblichen/dienstlichen Verhaltnisse es zulas-
sen (Absatz 1 Satz 4), im Einvernehmen mit der/dem Beschéftigten im Verhaltnis 1:1 in Frei-
zeit (faktorisiert) abgegolten werden. *Weitere Faktorisierungsregelungen kénnen in einer
einvernehmlichen Betriebs-/Dienstvereinbarung getroffen werden.

Protokollerklarung zu 8§ 8 Absatz 6:

Unabhangig von den Vorgaben des Absatzes 6 kann der Arbeitgeber einen Freizeitausgleich an-
ordnen, wenn dies zur Einhaltung der Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes erforderlich ist.

'Beschéftigte, die standig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage
von 105 Euro monatlich. 2Beschétftigte, die nicht standig Wechselschichtarbeit leisten, erhal-
ten eine Wechselschichtzulage von 0,63 Euro pro Stunde.

'Beschéftigte, die standig Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von 40 Euro mo-
natlich. *Beschéftigte, die nicht stéandig Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von
0,24 Euro pro Stunde.
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Protokollerkldrung zu 8 8 Absatz 7 und 8:

Teilzeitbeschéftigte erhalten die Wechselschichtzulagen bzw. Schichtzulagen, die nach Stunden
bemessen werden, in voller Hohe; sofern sie pauschaliert bezahlt werden, gilt dagegen § 24 Ab-
satz 2.

8§ 9 Bereitschaftszeiten

(1)

(2)
®3)

'Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich die/der Beschaftigte am Arbeitsplatz oder
einer anderen vom Arbeitgeber bestimmten Stelle zur Verfigung halten muss, um im Be-
darfsfall die Arbeit selbstandig, gegebenenfalls auch auf Anordnung, aufzunehmen; in ihnen
iiberwiegen die Zeiten ohne Arbeitsleistung. ?Fiir Beschéftigte, in deren Tatigkeit regelméaRig
und in nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten fallen, gelten folgende Regelungen:

a) Bereitschaftszeiten werden zur Halfte als tarifliche Arbeitszeit gewertet (faktorisiert).

b) Sie werden innerhalb von Beginn und Ende der regelmafigen taglichen Arbeitszeit nicht
gesondert ausgewiesen.

¢) Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten und der Vollarbeitszeit darf die Ar-
beitszeit nach 8 6 Absatz 1 nicht Uberschreiten.

d) Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszeiten darf durchschnittlich 48 Stunden wo-
chentlich nicht tGberschreiten.

®Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur vorilbergehend angelegte Organisationsmaf-
nahme besteht, bei der regelméRig und in nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten
anfallen.

'Die Anwendung des Absatzes 1 bedarf im Geltungsbereich des Personalvertretungsgeset-
zes einer einvernehmlichen Dienstvereinbarung. °§ 6 Absatz 9 gilt entsprechend.

'Fur Hausmeisterinnen/Hausmeister in deren Tatigkeit regelmaRig und in nicht unerhebli-
chem Umfang Bereitschaftszeiten fallen, gilt Absatz 1 entsprechend; Absatz 2 findet keine
Anwendung. “(unbesetzt)

Protokollerklarung zu 8 9 Absatz 1 und 2:

Diese Regelung gilt nicht fir Wechselschicht- und Schichtarbeit.

8§ 10 Arbeitszeitkonto

(1)

)

®3)

(4)

(5)

'Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein Arbeitszeitkonto eingerichtet werden. *Fir
einen Betrieb/eine Verwaltung, in dem/der das Personalvertretungsgesetz Anwendung fin-
det, kann eine Regelung nach Satz 1 auch in einem Tarifvertrag getroffen werden, wenn eine
Dienstvereinbarung nicht einvernehmlich zustande kommt und der Arbeitgeber ein Letztent-
scheidungsrecht hat. *Soweit ein Arbeitszeitkorridor (§ 6 Absatz 6) oder eine Rahmenzeit
(8 6 Absatz 7) vereinbart wird, ist ein Arbeitszeitkonto einzurichten.

!In der Betriebs-/Dienstvereinbarung wird festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto im ganzen Be-
trieb/in der ganzen Verwaltung oder Teilen davon eingerichtet wird. ?Alle Beschéftigten der
Betriebs-/Verwaltungsteile, fur die ein Arbeitszeitkonto eingerichtet wird, werden von den
Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst.

'Auf das Arbeitszeitkonto kénnen Zeiten, die bei Anwendung des nach § 6 Absatz 2 festge-
legten Zeitraums als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen bleiben, nicht durch Freizeit
ausgeglichene Zeiten nach § 8 Absatz 1 Satz 5 und Absatz 4 sowie in Zeit umgewandelte
Zuschlage nach § 8 Absatz 1 Satz 4 gebucht werden. *Weitere Kontingente (zum Beispiel
Rufbereitschafts-/Bereitschaftsdienstentgelte) konnen durch Betriebs-/Dienstvereinbarung
zur Buchung freigegeben werden. ®Die/Der Beschéftigte entscheidet fiir einen in der Be-
triebs-/Dienstvereinbarung festgelegten Zeitraum, welche der in Satz 1 beziehungsweise
Satz 2 genannten Zeiten auf das Arbeitszeitkonto gebucht werden.

Im Falle einer unverziglich angezeigten und durch arztliches Attest nachgewiesenen Ar-
beitsunfahigkeit wahrend eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto (Zeiten nach Absatz 3
Satz 1 und 2) tritt eine Minderung des Zeitguthabens nicht ein.

In der Betriebs-/Dienstvereinbarung sind insbesondere folgende Regelungen zu treffen:
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a) Die hochstmdgliche Zeitschuld (bis zu 40 Stunden) und das hdchstzuldssige Zeitguthaben
(bis zu einem Vielfachen von 40 Stunden), die innerhalb eines bestimmten Zeitraums an-
fallen dirfen;

b) Fristen fur das Abbuchen von Zeitguthaben oder fir den Abbau von Zeitschulden durch
die/den Beschéftigten;

c) die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten (zum Beispiel
an so genannten Briickentagen) vorzusehen;

d) die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen bereits genehmigten Freizeitausgleich kurzfristig
widerruft.

'Der Arbeitgeber kann mit der/dem Beschéftigten die Einrichtung eines Langzeitkontos ver-
einbaren. ?In diesem Fall ist der Betriebs-/Personalrat zu beteiligen und - bei Insolvenzfahig-
keit des Arbeitgebers - eine Regelung zur Insolvenzsicherung zu treffen.

§ 11 Teilzeitbeschaftigung

(1)

)

®3)

'Mit Beschaftigten soll auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte Arbeitszeit
vereinbart werden, wenn sie

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder
b) einen nach arztlichem Gutachten pflegebedurftigen sonstigen Angehérigen

tatsachlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche beziehungsweise betriebliche
Belange nicht entgegenstehen. “Die Teilzeitbeschaftigung nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis
zu funf Jahre zu befristen. 3Sie kann verlangert werden; der Antra 9 ist spatestens sechs Mo-
nate vor Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschaftigung zu stellen. "Bei der Gestaltung der Ar-
beitszeit hat der Arbeitgeber im Rahmen der dienstlichen beziehungsweise betrieblichen
Moglichkeiten der besonderen persotnlichen Situation der/des Beschéftigten nach Satz 1
Rechnung zu tragen.

Beschaftigte, die in anderen als den in Absatz 1 genannten Féllen eine Teilzeitbeschaftigung
vereinbaren wollen, kénnen von ihrem Arbeitgeber verlangen, dass er mit ihnen die Mdglich-
keit einer Teilzeitbeschéaftigung mit dem Ziel erdrtert, zu einer entsprechenden Vereinbarung
zu gelangen.

Ist mit friher Vollzeitbeschéftigten auf ihren Wunsch eine nicht befristete Teilzeitbeschafti-
gung vereinbart worden, sollen sie bei spaterer Besetzung eines Vollzeitarbeitsplatzes bei
gleicher Eignung im Rahmen der dienstlichen beziehungsweise betrieblichen Mdglichkeiten
bevorzugt bericksichtigt werden.

Protokollerklarung zu Abschnitt Il:

'Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils geltenden Mitbestimmungsrechte unabhan-
gig von den Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor und Rahmenzelt (8 6 Absatz 6 und 7) mdglich; dies
gilt nicht bei Schicht- und Wechselschlchtarbelt ’In den Gleitzeitregelungen kann auf Vereinba-
rungen nach § 10 verzichtet werden. *Sie diirfen keine Regelungen nach § 6 Absatz 4 enthalten.
“Bei Inkrafttreten dieses Tarifvertrages bestehende Gleitzeitregelungen bleiben unberihrt.

Abschnitt IlI
Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen

§ 12 Eingruppierung

[Derzeit nicht belegt, wird im Zusammenhang mit einer Entgeltordnung geregelt.]

§ 13 Eingruppierung in besonderen Fallen

[Derzeit nicht belegt, wird im Zusammenhang mit einer Entgeltordnung geregelt.]

§ 14 Vorubergehende Ubertragung einer hoherwertigen Tatigkeit

(1)

Wird Beschéftigten voriibergehend eine andere Tétigkeit Ubertragen, die den Tatigkeits-
merkmalen einer héheren Entgeltgruppe entspricht, und wurde diese Téatigkeit mindestens
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einen Monat ausgeulbt, erhalten sie fir die Dauer der Ausiibung eine personliche Zulage
rickwirkend ab dem ersten Tag der Ubertragung der Téatigkeit.

'Durch Tarifvertrag kann fiir bestimmte Téatigkeiten festgelegt werden, dass die Vorausset-
zung fur die Zahlung einer personlichen Zulage bereits erfillt ist, wenn die voribergehend
ibertragene Tétigkeit mindestens drei Arbeitstage angedauert hat. Die Beschaftigten mis-
sen dann ab dem ersten Tag der Vertretung in Anspruch genommen worden sein.

!Die personliche Zulage bemisst sich fiir Beschaftigte in den Entgeltgruppen 9 bis 14 aus
dem Unterschiedsbetrag zu dem Tabellenentgelt, das sich fur die/den Beschaftigte/n bei
dauerhafter Ubertragung nach § 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 ergeben hétte. *Fur Beschéftigte,
die in eine der Entgeltgruppen 1 bis 8 eingruppiert sind, betragt die Zulage 4,5 v.H. des indi-
viduellen Tabellenentgelts der/des Beschéftigten; bei voriibergehender Ubertragung einer
hdherwertigen Tatigkeit Gber mehr als eine Entgeltgruppe gilt Satz 1 entsprechend.

Protokollerklarung zu 8 14 Absatz 3 Satz 2, 2. Halbsatz:

Satz 2, 2. Halbsatz gilt bis zum Inkrafttreten der Eingruppierungsvorschriften des TV-G-U (Ent-
geltordnung) nicht fir Beschéftigte im Sinne von § 38 Absatz 4 Satz 1, die in die Entgeltgruppe 3
eingruppiert sind und denen vortibergehend eine Tatigkeit nach Entgeltgruppe 5 Ubertragen wor-
den ist beziehungsweise die in die Entgeltgruppe 6 eingruppiert sind und denen voribergehend
eine Tatigkeit nach Entgeltgruppe 8 Ubertragen worden ist.

§ 15 Tabellenentgelt

(1)

(2)
®3)

!Die/Der Beschéftigte erhalt monatlich ein Tabellenentgelt. 2Die Hohe bestimmt sich nach der
Entgeltgruppe, in die sie/er eingruppiert ist, und nach der fir sie/ihn geltenden Stufe.

Die HOhe der Tabellenentgelte ist in der Anlage A 2 festgelegt.

'Im Rahmen von tariflichen Regelungen kénnen fiir an- und ungelernte Téatigkeiten in von
Outsourcing und/oder Privatisierung bedrohten Bereichen in den Entgeltgruppen 1 bis 4 Ab-
Weichun%en von der Entgelttabelle bis zu einer dort vereinbarten Untergrenze vorgenommen
werden. “Die Untergrenze muss im Rahmen der Spannbreite des Entgelts der Entgeltgruppe
1 liegen. *Die Umsetzung erfolgt durch Anwendungsvereinbarung.

§ 16 Stufen der Entgelttabelle

(1)

'Die Entgeltgruppen 9 bis 15 umfassen funf Stufen und die Entgeltgruppen 2 bis 8 sechs
Stufen. *Die Abweichungen von Satz 1 sind im Anhang zu § 16 geregelt.

(2) 'Bei der Einstellung werden die Beschaftigten der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine einschla-

gige Berufserfahrung vorliegt. *Verfiigen Beschéftigte tiber eine einschlagige Berufserfah-
rung von mindestens einem Jahr aus einem vorherigen befristeten oder unbefristeten Ar-
beitsverhaltnis zum Arbeitgeber, erfolgt die Stufenzuordnung unter Anrechnun% der Zeiten
der einschlagigen Berufserfahrung aus diesem vorherigen Arbeitsverhaltnis. °Ist die ein-
schlagige Berufserfahrung von mindestens einem Jahr in einem Arbeitsverhaltnis zu einem
anderen Arbeitgeber erworben worden, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2, beziehungswei-
se - bei Einstellung nach dem 31. Mai 2013 und Vorliegen einer einschlagigen Berufserfah-
rung von mindestens drei Jahren - in Stufe 3. *Unabhé&ngig davon kann der Arbeitgeber bei
Neueinstellungen zur Deckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Ta-
tigkeit ganz oder teilweise fur die Stufenzuordnung berlicksichtigen, wenn diese Tatigkeit fur
die vorgesehene Tatigkeit forderlich ist.

Protokollerklarungen zu 8§ 16 Absatz 2:

1. Einschlagige Berufserfahrung ist eine berufliche Erfahrung in der Gbertragenen oder einer auf
die Aufgabe bezogen entsprechenden Tatigkeit.

2. Ein Berufspraktikum nach dem Tarifvertrag Uber die vorlaufige Weitergeltung der Regelungen
fur die Praktikantinnen/Praktikanten gilt grundsétzlich als Erwerb einschlagiger Berufserfah-
rung.

3. Ein vorheriges Arbeitsverhdltnis im Sinne des Satzes 2 besteht, wenn zwischen dem Ende
des vorherigen und dem Beginn des neuen Arbeitsverhéltnisses ein Zeitraum von langstens
sechs Monaten liegt; bei Wissenschaftlerinnen/Wissenschaftlern ab der Entgeltgruppe 13 ver-
langert sich der Zeitraum auf langstens zwolf Monate.
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4. § 88 Absatz 6 Hessisches Hochschulgesetz und Gesetz zur Anderung des TUD-Gesetzes
sowie weiterer Rechtsvorschriften vom 14. Dezember 2009 bleibt unberihrt.

(2a) Der Arbeitgeber kann bei Einstellung von Beschaftigten im unmittelbaren Anschluss an ein

®3)

(4)

®)

Arbeitsverhaltnis im offentlichen Dienst (8 34 Absatz 3 Satz 3 und 4) die beim vorherigen Ar-
beitgeber nach den Regelungen des TV-G-U, des TVU-G-U oder eines vergleichbaren Tarif-
vertrages erworbene Stufe bei der Stufenzuordnung ganz oder teilweise bertcksichtigen;
Absatz 2 Satz 4 bleibt unberthrt.

!Die Beschéftigten erreichen die jeweils néachste Stufe - von Stufe 3 an in Abhangigkeit von
ihrer Leistung gemal § 17 Absatz 2 - nach folgenden Zeiten einer ununterbrochenen Tétig-
keit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei inrem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit):

- Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,

- Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2,

- Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3,

- Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und

- Stufe 6 nach funf Jahren in Stufe 5 bei den Entgeltgruppen 2 bis 8.
’Die Abweichungen von Satz 1 sind im Anhang zu § 16 geregelt.

'Die Entgeltgruppe 1 umfasst finf Stufen. ®Einstellungen erfolgen zwingend in der Stufe 2
(Eingangsstufe). °Die jeweils néachste Stufe wird nach vier Jahren in der vorangegangenen
Stufe erreicht; § 17 Absatz 2 bleibt unberdhrt.

Zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs, zur Bindung von qualifi-
zierten Fachkraften oder zum Ausgleich h6herer Lebenshaltungskosten kann Beschéftigten
abweichend von der tarifvertraglichen Einstufung ein bis zu zwei Stufen hdheres Entgelt
ganz oder teilweise vorweg gewéhrt werden. ?Beschéftigte mit einem Entgelt der Endstufe
kénnen bis zu 20 v.H. der Stufe 2 zusatzlich erhalten. *Die Zulage kann befristet werden.
“Sie ist auch als befristete Zulage widerruflich.

Anhang zu § 16

Besondere Stufenregelungen fir vorhandene und neu eingestellte Beschéftigte
l.

1Abweichend von § 16 Absatz 1 ist Endstufe

a)

b)

in der Entgeltgruppe 9 die Stufe 4 bei Tatigkeiten entsprechend
Vergutungsgruppe Va ohne Aufstieg nach Vb BAT,
- Vergutungsgruppe Vb ohne Aufstieg nach IVb BAT,
- Vergutungsgruppe Vb nach Aufstieg aus Vc BAT (vorhandene Beschaftigte),
- Vergutungsgruppe Vb nach Aufstieg aus VI b BAT (Lehrkrafte, vorhandene Beschéftigte),
- Lohngruppe 9 MTArb;

in der Entgeltgruppe 3 die Stufe 5 bei Tatigkeiten entsprechend der

- Vergutungsgruppe VIII mit und ohne Aufstieg nach VII BAT sowie nach Aufstieg aus
IXa/IXb BAT,

- Lohngruppe 3 nach Aufstieg aus Lohngruppe 2 und 2a MTArb (vorhandene Beschéftigte),

- Lohngruppe 2a nach Aufstieg aus Lohngruppe 2 mit Aufstieg nach Lohngruppe 3 MTArb
(vorhandene Beschaftigte),

- Lohngruppe 2 mit Aufstiegen nach Lohngruppe 2a und 3 MTArb;

in der Entgeltgruppe 2 die Stufe 5 bei Tatigkeiten entsprechend der

- Vergitungsgruppe IXb nach Aufstieg aus X BAT (vorhandene Beschéftigte),
- Vergitungsgruppe X mit Aufstieg nach IXb BAT,

- Vergitungsgruppe X BAT (vorhandene Beschéftigte),

- Lohngruppe la MTArb (vorhandene Beschaftigte),

- Lohngruppe 1 mit Aufstieg nach Lohngruppe 1a MTArb.
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Protokollerklarung zu Anhang zu 8 16:
Vorhandene Beschéftigte sind Beschéftigte im Sinne des § 1 Absatz 1 TVU-G-U.

?Abweichend von § 16 Absatz 3 Satz 1 gelten fir die Stufenlaufzeiten folgende Sonderregelun-
gen:

*In der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 3 nach fiinf Jahren in Stufe 2 und die Stufe 4 nach neun
Jahren in Stufe 3 bei Tatigkeiten entsprechend der

- VergUtungsgruppe Va ohne Aufstieg nach IVb BAT,

- VergUtungsgruppe Vb ohne Aufstieg nach IVb BAT (einschlief3lich in Vergitungsgruppe Vb
vorhandener Aufsteiger aus Vergutungsgruppe Vc BAT)

erreicht; bei Tatigkeiten entsprechend der Lohngruppe 9 MTArb wird die Stufe 3 nach zwei Jah-

ren in Stufe 2 und die Stufe 4 nach sieben Jahren in Stufe 3 erreicht.

(1) Abweichend von 8 16 Absatz 1 ist fur die Beschéftigten im Pflegedienst (Anlage 1b zum
BAT) Eingangsstufe

a) inden Entgeltgruppen 9 und 11 die Stufe 4 bei Tatigkeiten entsprechend
- Kr. XI mit Aufstieg nach Kr. XII
- Kr. VIII mit Aufstieg nach Kr. IX
- Kr. VIl mit Aufstieg nach Kr. VIII (9 b)

b) in den Entgeltgruppen 7 und 9 bis 12 die Stufe 3 bei Tatigkeiten entsprechend
- Kr. XIl mit Aufstieg nach Kr. XIII
- Kr. X mit Aufstieg nach Kr. XI
- Kr. IX mit Aufstieg nach Kr. X
- Kr. VI mit Aufstieg nach Kr. VII
- Kr. VIl ohne Aufstieg
- Kr. VI ohne Aufstieg

c) in der Entgeltgruppe 7 die Stufe 2 bei Tatigkeiten entsprechend
- Kr. Va mit Aufstieg nach Kr. VI
- Kr. V mit Aufstieg nach Kr. Va und weiterem Aufstieg nach Kr. VI
- Kr. V mit Aufstieg nach Kr. Va

(2) Abweichend von § 16 Absatz 1 ist fir die Beschéaftigten im Pflegedienst (Anlage 1b zum
BAT) Endstufe

a) in der Entgeltgruppe 9 die Stufe 6 (gesonderter Wert) bei Tatigkeiten entsprechend der
Vergutungsgruppe
- Kr. VIII mit Aufstieg nach Kr. IX

b) in der Entgeltgruppe 9 b die Stufe 6 bei Tatigkeiten entsprechend der Vergitungsgruppe
- Kr. VIl mit Aufstieg nach Kr. VIII

c) inder Entgeltgruppe 9 b die Stufe 5 bei Tatigkeiten entsprechend der Vergutungsgruppe
- Kr. VI mit Aufstieg nach Kr. VII

d) in der Entgeltgruppe 9 b die Stufe 4 bei Tétigkeiten entsprechend der Vergitungsgruppe
- Kr. VI ohne Aufstieg

e) in der Entgeltgruppe 8 die Stufe 5 bei Tatigkeiten entsprechend
- Kr. IV mit Aufstieg nach Kr. V

(3) Abweichend von § 16 Absatz 3 Satz 1 gelten fiir die Beschéftigten im Pflegedienst (Anlage
1b zum BAT) fur die Stufenlaufzeiten folgende Sonderregelungen:

a) in der Entgeltgruppe 12 wird die Stufe 4 nach zwei Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5
nach drei Jahren in Stufe 4 bei Tatigkeiten entsprechend der Vergltungsgruppe Kr. XI|
mit Aufstieg nach Kr. XIllI,

b) in der Entgeltgruppe 11 wird die Stufe 4 nach zwei Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5
nach finf Jahren in Stufe 4 bei Tatigkeiten entsprechend der Vergitungsgruppe Kr. X
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mit Aufstieg nach Kr. X,

c) in der Entgeltgruppe 10 wird die Stufe 4 nach zwei Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5
nach drei Jahren in Stufe 4 bei Tatigkeiten entsprechend der Vergttungsgruppe Kr. IX
mit Aufstieg nach Kr. X,

d) in der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 6 nach zwei Jahren in Stufe 5 bei Tatigkeiten ent-
sprechend der Vergutungsgruppe Kr. VIII mit Aufstieg nach Kr. IX,

e) in der Entgeltgruppe 9 (9b) wird die Stufe 5 nach flnf Jahren in Stufe 4 bei Tatigkeiten
entsprechend der Vergutungsgruppe Kr. VII mit Aufstieg nach Kr. VIII,

f) in der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 4 nach funf Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5 (9b)
nach funf Jahren in Stufe 4 bei Tatigkeiten entsprechend der Vergitungsgruppen Kr. VI
mit Aufstieg nach VII, Kr. VIl ohne Aufstieg,

g) in der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 4 (9b) nach funf Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5
(9b) nach funf Jahren in Stufe 4 bei Tatigkeiten entsprechend der Vergitungsgruppe
Kr. VI ohne Aufstieg

erreicht.

8§ 17 Allgemeine Regelungen zu den Stufen

(1)
()

®3)

Die Beschaftigten erhalten das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe vom Beginn des Mo-
nats an, in dem die nachste Stufe erreicht wird.

'Bei Leistungen der Beschéftigten, die erheblich iiber dem Durchschnitt liegen, kann die er-
forderliche Zeit fiir das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verkiirzt werden. ?Bei Leistungen,
die erheblich unter dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit fur das Erreichen der
Stufen 4 bis 6 jeweils verlangert werden. *Bei einer Verlangerung der Stufenlaufzeit hat der
Arbeitgeber jahrlich zu prifen, ob die Voraussetzungen fur die Verlangerung noch vorliegen.
“Fir die Beratung von schriftlich begriindeten Beschwerden von Beschéaftigten gegen eine
Verlangerung nach Satz 2 beziehungsweise 3 ist eine betriebliche Kommission zustandig.
*Die Mitglieder der betrieblichen Kommission werden je zur Halfte vom Arbeitgeber und vom
Betriebs-/Personalrat benannt; sie miissen dem Betrieb/der Dienststelle angehéren. °Der Ar-
beitgeber entscheidet auf Vorschlag der Kommission dartiber, ob und in welchem Umfang
der Beschwerde abgeholfen werden soll.

Protokollerkldrung zu 8 17 Absatz 2 Satz 2:

Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkannten Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit
gemaf 8§88 8 und 9 SGB VIl beruhen, ist diese Ursache in geeigneter Weise zu beriicksichtigen.

Protokollerklarung zu 8 17 Absatz 2 Satz 6:

Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht die Entscheidung ber die leistungsbezogene Stu-
fenzuordnung.

'Den Zeiten einer ununterbrochenen Tétigkeit im Sinne des § 16 Absatz 3 Satz 1 stehen
gleich:

a) Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz,
b) Zeiten einer Arbeitsunfahigkeit nach § 22 bis zu 39 Wochen,
c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs,

d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Arbeitgeber vor dem Antritt schriftlich ein
dienstliches beziehungsweise betriebliches Interesse anerkannt hat,

e) Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von insgesamt weniger als einem Monat im Kalen-
derjahr,

f) Zeiten der voriibergehenden Ubertragung einer hoherwertigen Tatigkeit.

?Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von jeweils drei Jahren, die nicht von Satz 1
erfasst werden, und Elternzeit sowie Zeiten einer Unterbrechung bei Beschéftigten, die fir
eine jahreszeitlich begrenzte regelmafiig wiederkehrende Tatigkeit in einem Beschaftigungs-
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verhaltnis stehen (Saisonbeschaftigte), sind unschadlich; sie werden aber nicht auf die Stu-
fenlaufzeit angerechnet. *Bei einer Unterbrechung von mehr als drei Jahren erfolgt eine Zu-
ordnung zu der Stufe, die der vor der Unterbrechung erreichten Stufe vorangeht, jedoch nicht
niedriger als bei einer Neueinstellung; die Stufenlaufzeit beginnt mit dem Tag der Arbeitsauf-
nahme. “Zeiten, in denen Beschéftigte mit einer kirzeren als der regelmaRigen wochentli-
chen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollzeitbeschéftigten beschaftigt waren, werden voll
angerechnet.

'Bei Eingruppierung in eine hohere Entgeltgruppe werden die Beschéftigten derjenigen Stufe
zugeordnet, in der sie mindestens ihr bisheriges Tabellenentgelt erhalten, mindestens jedoch
der Stufe 2; bei Eingruppierung tber mehr als eine Entgeltgruppe wird die Zuordnung zu den
Stufen so vorgenommen, als ob faktisch eine Eingruppierung in jede der einzelnen Entgelt-
gruppen stattgefunden hatte. *Betragt der Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen Ta-
bellenentgelt und dem Tabellenentgelt nach Satz 1 weniger als 26,82 Euro in den Entgelt-
gruppen 1 bis 8 beziehungsweise weniger als 53,63 Euro in den Entgeltgruppen 9 bis 15, so
erhalt die/der Beschéftigte wahrend der betreffenden Stufenlaufzeit anstelle des Unter-
schiedsbetrags einen Garantiebetrag von monatlich 26,82 Euro (Entgeltgruppen 1 bis 8) be-
ziehungsweise 53,63 Euro (Entgeltgruppen 9 bis 15). *Die Stufenlaufzeit in der héheren Ent-
geltgruppe beginnt mit dem Tag der Hohergruppierung. “Bei einer Eingruppierung in eine
niedrigere Entgeltgruppe ist die/der Beschaftige der in der hGheren Entgeltgruppe erreichten
Stufe zuzuordnen. °Die/Der Beschéftigte erhalt vom Beginn des Monats an, in dem die Ver-
anderung wirksam wird, das entsprechende Tabellenentgelt aus der in Satz 1 oder Satz 4
festgelegten Stufe der betreffenden Entgeltgruppe, gegebenenfalls einschlie3lich des Garan-
tiebetrags.

Protokollerklarung zu 8 17 Absatz 4 Satz 1, 2. Halbsatz:

Satz 1 gilt bis zum Inkrafttreten der Eingruppierungsvorschriften des TV-G-U (Entgeltordnung)
nicht fir Beschaftigte im Sinne von § 38 Absatz 4 Satz 1, wenn sie von der Entgeltgruppe 3 in die
Entgeltgruppe 5 oder von der Entgeltgruppe 6 in die Entgeltgruppe 8 hohergruppiert werden.

Protokollerkldrung zu 8 17 Absatz 4 Satz 2:

'Die Garantiebetrdge nehmen an allgemeinen Entgeltanpassungen teil. 2 (unbesetzt)

§ 18 (unbesetzt)
§ 19 Erschwerniszuschlage

(1)

(2)

®3)

(4)

'Erschwerniszuschlage werden fiir Arbeiten gezahlt, die auBergewdhnliche Erschwernisse
beinhalten. “Dies gilt nicht fir Erschwernisse, die mit dem Berufs- oder Tétigkeitsbild verbun-
den sind, das der Eingruppierung zugrunde liegt.

AulBergewohnliche Erschwernisse im Sinne des Absatzes 1 ergeben sich grundséatzlich nur
bei Arbeiten

a) mit besonderer Gefahrdung,

b) mit extremer nicht klimabedingter Hitzeeinwirkung,

c) mit besonders starker Schmutz- oder Staubbelastung,
d) mit besonders starker Strahlenexposition oder

e) unter sonstigen vergleichbar erschwerten Umstéanden.

Zuschlage nach Absatz 1 werden nicht gewahrt, soweit der au3ergewodhnlichen Erschwernis
durch geeignete Vorkehrungen, insbesondere zum Arbeitsschutz, ausreichend Rechnung
getragen wird.

'Die Zuschlage betragen in der Regel 5 bis 15 v.H. - in besonderen Fallen auch abweichend
- des auf eine Stunde entfallenden Anteils des monatlichen Tabellenentgelts der Stufe 2 der
Entgeltgruppe 2. *Teilzeitbeschéftigte erhalten die Erschwerniszuschlage, die nach Stunden
bemessen werden, in voller Hohe; sofern sie pauschaliert bezahlt werden, gilt dagegen § 24
Absatz 2.
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'Die zuschlagspflichtigen Arbeiten und die Hohe der Zuschlage werden tarifvertraglich ver-
einbart. ?Bis zum Inkrafttreten eines entsprechenden Tarifvertrages gelten die bisherigen ta-
rifvertraglichen Regelungen fort.

§ 20 Jahressonderzahlung

(1)
()

®3)

(4)

()

Beschaftigte, die am 1. Dezember im Arbeitsverhaltnis stehen, haben Anspruch auf eine
Jahressonderzahlung.

!Die Jahressonderzahlung betragt bei Beschéftigten in den Entgeltgruppen
E1lbisgE8 90 v.H.
E 9 bis E 15 60 v.H.

der Bemessungsgrundlage nach Absatz 3. ?Fir die Anwendung des Satzes 1 werden Be-
schaftigte der Entgeltgruppe 13 U bei einem Bezug des Tabellenentgelts aus den Stufen 2
und 3 der Entgeltgruppe 13, im Ubrigen der Entgeltgruppe 14 zugeordnet. *Beschéftigte der
Entgeltgruppe 13 mit einem Anspruch auf die Zulage nach § 17 Absatz 8 TVU-G-U werden
der Entgeltgruppe 14 zugeordnet.

'Bemessungsgrundlage im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 ist das monatliche Entgelt, das den
Beschaftigten in den Kalendermonaten Juli, August und September durchschnittlich gezahlt
wird; unberiicksichtigt bleiben hierbei das zusétzlich fiir Uberstunden und Mehrarbeit gezahl-
te Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Mehrarbeits- oder Uberstunden),
Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgspramien sowie Kinderzulagen nach § 23a. “Der
Bemessungssatz bestimmt sich nach der Entgeltgruppe am 1. September. ®*Bei Beschéftig-
ten, deren Arbeitsverhaltnis nach dem 31. August begonnen hat, tritt an die Stelle des Be-
messungszeitraums der erste volle Kalendermonat des Arbeitsverhéltnisses; anstelle des
Bemessungssatzes der Entgeltgruppe am 1. September tritt die Entgeltgruppe des Einstel-
lungstages. “In den Fallen, in denen im Kalenderjahr der Geburt des Kindes wéhrend des
Bemessungszeitraums eine elterngeldunschadliche Teilzeitbeschéaftigung ausgelbt wird,
bemisst sich die Jahressonderzahlung nach dem Beschaftigungsumfang am Tag vor dem
Beginn der Elternzeit.

Protokollerklarung zu 8§ 20 Absatz 3:

'Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts werden die gezahlten
Entgelte der drei Monate addiert und durch drei geteilt; dies gilt auch bei einer Anderung des Be-
schaftigungsumfangs. “Ist im Bemessungszeitraum nicht fiir alle Kalendertage Entgelt gezahit
worden, werden die gezahlten Entgelte der drei Monate addiert, durch die Zahl der Kalendertage
mit Entgelt geteilt und sodann mit 30,67 multipliziert. *Zeitraume, fur die Krankengeldzuschuss
gezahlt worden ist, bleiben hierbei unbericksichtigt. “Besteht wahrend des Bemessungszeit-
raums an weniger als 30 Kalendertagen Anspruch auf Entgelt, ist der letzte Kalendermonat, in
dem fiir alle Kalendertage Anspruch auf Entgelt bestand, maRgeblich.

'Der Anspruch nach den Absétzen 1 bis 3 vermindert sich um ein Zwélftel fiir jeden Kalen-
dermonat, in dem Beschéftigte keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts
nach § 21 haben. ?Die Verminderung unterbleibt fiir Kalendermonate, fiir die Beschaftigte
kein Tabellenentgelt erhalten haben wegen

a) Ableistung von Grundwehr- oder Zivildienst, wenn sie diesen vor dem 1. Dezember been-
det und die Beschaftigung unverziglich wieder aufgenommen haben,

b) Beschaftigungsverboten nach § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 Mutterschutzgesetz,

¢) Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis
zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der
Elternzeit Anspruch auf Entgelt oder auf Zuschuss zum Mutterschaftsgeld bestanden hat.

*Die Verminderung unterbleibt ferner fiir Kalendermonate, in denen Beschéftigten Kranken-
geldzuschuss gezahlt wurde oder nur wegen der Hohe des zustehenden Krankengelds oder
einer entsprechenden gesetzlichen Leistung ein Krankengeldzuschuss nicht gezahlt worden
ist.

!Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenentgelt fiir November ausgezahlt. “Ein Teil-
betrag der Jahressonderzahlung kann zu einem friiheren Zeitpunkt ausgezahlt werden.
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(6) 'Beschéftigte, die bis zum 25. Februar 2009 Altersteilzeitarbeit vereinbart haben, erhalten die
Jahressonderzahlung auch dann, wenn das Arbeitsverhaltnis wegen Rentenbezugs vor dem
1. Dezember endet. “In diesem Falle treten an die Stelle des Bemessungszeitraums geman
Absatz 3 die letzten drei Kalendermonate vor Beendigung des Arbeitsverhaltnisses.

Protokollerklarungen zu 8§ 20:
1. (unbesetzt)

2. Fur Beschaftigte, deren Arbeitsverhaltnis bis zum 28. Februar 2010 hinsichtlich der Zuwen-
dung der tariflichen Nachwirkung nicht unterlegen hat, sowie fur nach dem 28. Februar 2010
neu eingestellte Beschaftigte gelten im Jahr 2010 die Regelungen des § 21 TVU-G-U.

§ 21 Bemessungsgrundlage fur die Entgeltfortzahlung

'In den Fallen der Entgeltfortzahlung nach § 22 Absatz 1, § 26 und § 27 werden das Tabellen-
entgelt sowie die sonstigen in Monatsbetragen festgelegten Entgeltbestandteile weitergezahlt;
hierzu zahlen auch die vermodgenswirksamen Leistungen nach 8§ 23 Absatz 1 und die Kinderzula-
gen nach § 23a. °Nicht in Monatsbetragen festgelegte Entgeltbestandteile werden als Durch-
schnitt auf Basis der letzten drei vollen Kalendermonate, die dem mafRgebenden Ereignis fur die
Entgeltfortzahlung vorhergehen (Berechnungszeitraum), gezahlt. *Ausgenommen hiervon sind
das zusétzlich gezahlte Entgelt fir Uberstunden und Mehrarbeit (mit Ausnahme der im Dienst-
plan vorgesehenen Mehrarbeits- oder Uberstunden sowie etwaiger Uberstundenpauschalen),
Jahressonderzahlungen sowie besondere Zahlungen nach § 23 Absatz 2 und 3.

Protokollerklarungen zu 8 21 Satz 2 und 3:

1. 'Volle Kalendermonate im Sinne der Durchschnittsberechnung nach Satz 2 smd Kalendermo-
nate, in denen an allen Kalendertagen das Arbeitsverhaltnis bestanden hat. ’Hat das Arbeits-
verhaltnis weniger als drei Kalendermonate bestanden, sind d|e vollen Kalendermonate, in
denen das Arbeitsverhdltnis bestanden hat, zugrunde zu legen. *Bei Anderungen der individu-
ellen Arbeitszeit werden die nach der Arbeitszeitdnderung liegenden vollen Kalendermonate
zu Grunde gelegt.

2. 'Der Tagesdurchschnitt nach Satz 2 betragt 1/65 aus der Summe der zu berlcksichtigenden
Entgeltbestandteile, die fir den Berechnungszeitraum zugestanden haben wenn die regel-
mafige wochentliche Arbeitszeit durchschnittlich auf funf Tage vertellt ist. MaBgebend ist die
Verteilung der Arbeitszeit zu Beginn des Berechnungszeitraums. °Bei einer abweichenden
Verte|lung der Arbeitszeit ist der Tagesdurchschnitt entsprechend Satz 1 und 2 zu ermitteln.
“*Sofern wahrend des Berechnungszeitraums bereits Fortzahlungstatbestande vorlagen, blei-
ben bei der Ermittlung des Durchschnitts nach Satz 2 diejenigen Betréage unberticksichtigt, die
wahrend der Fortzahlungstatbestande auf Basis der Tagesdurchschnitte zustanden.

3. Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer allgemeinen Entgeltanpassung ein, sind die be-
ricksichtigungsfahigen Entgeltbestandteile, die vor der Entgeltanpassung zustanden, um 90
v.H. des Vomhundertsatzes fir die allgemeine Entgeltanpassung zu erhéhen.

§ 22 Entgelt im Krankheitsfall

(1) 'Werden Beschéftigte durch Arbeitsunféhigkeit infolge Krankheit an der Arbeitsleistung ver-
hindert, ohne dass sie ein Verschulden trifft, erhalten sie bis zur Dauer von sechs Wochen
das Entgelt nach § 21. ?Bei erneuter Arbeitsunfahigkeit infolge derselben Krankheit sowie bei
Beendigung des Arbeitsverhéltnisses gelten die gesetzlichen Bestimmungen. °Als unver-
schuldete Arbeitsunfahigkeit im Sinne der Satze 1 und 2 gilt auch die Arbeitsverhinderung im
Sinne des § 3 Absatz 2 und des 8 9 Entgeltfortzahlungsgesetz.

Protokollerkldrung zu § 22 Absatz 1 Satz 1:

Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfahigkeit vorsatzlich oder grob fahrlassig
herbeigefihrt wurde.

(2) 'Nach Ablauf des Zeitraums gemaR Absatz 1 erhalten die Beschéftigten fur die Zeit, fiir die
ihnen Krankengeld oder entsprechende gesetzliche Leistungen gezahlt werden, einen Kran-
kengeldzuschuss in Hohe des Unterschiedsbetrags zwischen den tatsachlichen Barleistun-
gen des Sozialleistungstragers und dem Nettoentgelt. Nettoentgelt ist das um die gesetzli-
chen Abzlge verminderte Entgelt im Sinne des 8 21; bei freiwillig in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung versicherten Beschéftigten ist dabei deren Gesamtkranken- und Pflegever-
sicherungsbeitrag abziiglich Arbeitgeberzuschuss zu beriicksichtigen. *Bei Beschéftigten, die
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in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherungsfrei oder die von der Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung befreit sind, sind bei der Berechnung des
Krankengeldzuschusses diejenigen Leistungen zu Grunde zu legen, die ihnen als Pflichtver-
sicherte in der gesetzlichen Krankenversicherung zusttinden.

'Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschaftigungszeit (§ 34 Absatz 3)
a) von mehr als einem Jahr langstens bis zum Ende der 13. Woche und
b) von mehr als drei Jahren langstens bis zum Ende der 39. Woche

seit dem Beginn der Arbeitsunféhigkeit infolge derselben Krankheit gezahlt. “MaRgeblich fiir
die Berechnung der Fristen nach Satz 1 ist die Beschaftigungszeit, die im Laufe der krank-
heitsbedingten Arbeitsunféhigkeit vollendet wird. ®Innerhalb eines Kalenderjahres kann das
Entgelt im Krankheitsfall nach Absatz 1 und 2 insgesamt langstens bis zum Ende der in Ab-
satz 3 Satz 1 genannten Fristen bezogen werden; bei jeder neuen Arbeitsunfahigkeit besteht
jedoch mindestens der sich aus Absatz 1 ergebende Anspruch.

'Entgelt im Krankheitsfall wird nicht tiber das Ende des Arbeitsverhaltnisses hinaus gezahlt;
§ 8 Entgeltfortzahlungsgesetz bleibt unberiihrt. ?Krankengeldzuschuss wird zudem nicht tiber
den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an Beschaftigte eine Rente oder eine vergleichbare
Leistung auf Grund eigener Versicherung aus der gesetzlichen Rentenversicherung, aus ei-
ner zusatzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder aus einer sonstigen Versor-

ungseinrichtung erhalten, die nicht allein aus Mitteln der Beschéftigten finanziert ist.
Uberzahlter Krankengeldzuschuss und sonstige Uberzahlungen gelten als Vorschuss auf
die in demselben Zeitraum zustehenden Leistungen nach Satz 2; die Anspriche der Be-
schaftigten gehen insoweit auf den Arbeitgeber (iber. *Der Arbeitgeber kann von der Riick-
forderung des Teils des uiberzahlten Betrags, der nicht durch die fir den Zeitraum der Uber-
zahlung zustehenden Bezlige im Sinne des Satzes 2 ausgeglichen worden ist, absehen, es
sei denn, die/der Beschaftigte hat dem Arbeitgeber die Zustellung des Rentenbescheids
schuldhaft verspatet mitgeteilt.

§ 23 Besondere Zahlungen

(1)

)

®3)

'Einen Anspruch auf vermégenswirksame Leistungen nach MaRgabe des Vermégensbil-
dungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung haben Beschaftigte, deren Arbeitsverhdltnis vo-
raussichtlich mindestens sechs Monate dauert. ?Fiir Vollzeitbeschéftigte betragt die vermo-
genswirksame Leistung fiir jeden vollen Kalendermonat 6,65 Euro. ®Der Anspruch entsteht
frihestens fir den Kalendermonat, in dem die/der Beschéftigte dem Arbeitgeber die erforder-
lichen Angaben schriftlich mitteilt, und fir die beiden vorangegangenen Monate desselben
Kalenderjahres; die Falligkeit tritt nicht vor acht Wochen nach Zugang der Mitteilung beim
Arbeitgeber ein. “Die vermégenswirksame Leistung wird nur fiir Kalendermonate gewébhrt, fiir
die den Beschéftigten Tabellenentgelt, Entgeltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss zu-
steht. °Fir Zeiten, fur die Krankengeldzuschuss zusteht, ist die vermdgenswirksame Leistung
Teil des Krankengeldzuschusses. °Die vermégenswirksame Leistung ist kein zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt.

'Beschéftigte erhalten ein Jubilaumsgeld bei Vollendung einer Beschéftigungszeit (§ 34 Ab-
satz 3)

a) von 25 Jahren in Hohe von 350 Euro,
b) von 40 Jahren in Hohe von 500 Euro.
“Teilzeitbeschaftigte erhalten das Jubilaumsgeld in voller Hohe.

'Beim Tod von Beschaftigten, deren Arbeitsverhéltnis nicht geruht hat, wird der Ehegat-
tin/dem Ehegatten oder den Kindern ein Sterbegeld gewahrt; der Ehegattin/dem Ehegatten
steht die Lebenspartnerin/der Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes
gleich. ®Als Sterbegeld wird fiir die restlichen Tage des Sterbemonats und - in einer Summe -
fur zwei weitere Monate das Tabellenentgelt der/des Verstorbenen gezanhlt. °Die Zahlung des
Sterbegeldes an einen der Berechtigten bringt den Anspruch der Ubrigen gegeniiber dem
Arbeitgeber zum Erléschen; die Zahlung auf das Gehaltskonto hat befreiende Wirkung.
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Fur die Erstattung von Reise- und Umzugskosten sowie Trennungsgeld finden die Bestim-
mungen, die fir die Beamtinnen und Beamten des Arbeitgebers jeweils gelten, entsprechen-
de Anwendung.

§ 23a Kinderzulage

(1)

(2)

®3)
(4)

(®)

'Beschaftigte, denen Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz (EStG) oder nach dem
Bundeskindergeldgesetz (BKGG) zusteht oder ohne Beriicksichtigung der 88 64, 65 EStG
oder 88 3, 4 BKGG zustehen wirde, erhalten fur jedes berlcksichtigungsféhige Kind eine
Kinderzulage in Héhe von 100 Euro. *Die Kinderzulage erhéht sich um 53,05 Euro fir das
dritte und jedes weitere Kind. *Auf das Kind entfallt der Zulagenbetrag, der sich aus der fiir
die Anwendung des EStG oder des BKGG malgebenden Reihenfolge der Kinder ergibt.

Protokollerkldrung zu § 23a Absatz 1 Satz 2:

Die Tarifvertragsparteien sind sich dartber einig, dass diese Leistung den Kinderzuschlag nach
§ 4 GEVerbToD ersetzt.

!Stiinde neben der/dem Beschéftigten einer anderen Person, die im 6ffentlichen Dienst steht
oder auf Grund einer Tatigkeit im offentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsatzen
oder nach einer Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt ist,

a) die Kinderzulage oder
b) der Familienzuschlag der Stufe 2 oder einer der folgenden Stufen

zu, wird die Kinderzulage der/dem Beschéftigten gewéhrt, wenn und soweit ihr/ihm das Kin-
dergeld nach dem EStG oder nach dem BKGG gewéhrt wird oder ohne Bertlicksichtigung
des § 65 EStG oder des § 4 BKGG vorrangig zu gewahren ware; die Anderung der Kinder-
geldberechtigung hat die/der Beschaftigte dem Arbeitgeber unverziglich schriftlich anzuzei-
gen. “Der Kinderzulage stehen kinderbezogene Entgeltbestandteile nach den Tarifvertragen
fiir Beschéftigte des offentlichen Dienstes, insbesondere TVU-G-U, TVU-H, TVU-Bund, TVU-
VKA oder TVU-L, eine sonstige entsprechende Leistung oder das Mutterschaftsgeld, soweit
in dessen Berechnung kinderbezogene Bezligebestandteile des offentlichen Dienstes be-
riicksichtigt werden, gleich. *§ 24 Absatz 2 findet auf die Kinderzulage keine Anwendung,
wenn eine/einer der Anspruchsberechtigten im Sinne des Satzes 1

a) vollzeitbeschéftigt oder
b) nach beamtenrechtlichen Grundsatzen versorgungsberechtigt ist oder

c) die Teilzeitquotienten der Anspruchsberechtigten zusammengerechnet mindestens dem
Beschaftigungsumfang einer/eines Vollzeitbeschéaftigten entsprechen.

Die Kinderzulage wird nicht gewahrt far Kinder, fur die die/der Beschaftigte Anspruch auf
Fortzahlung kinderbezogener Entgeltbestandteile nach § 11 Absatz 1 TVU-G-U hat.

Die Kinderzulage wird ferner nicht gewahrt fur Kinder, fir die die/der Beschaftigte oder eine
andere Person im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 die Abfindung einer Besitzstandszulage nach
§ 11 Absatz 2 Satz 3 TVU-G-U oder nach einer entsprechenden Regelung in den Uberlei-
tungstarifvertragen des offentlichen Dienstes erhalten hat.

'Die Kinderzulage wird nur fiir Kalendermonate gewéhrt, fiir die den Beschéftigten Tabellen-
entgelt, Entgeltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht. 2Fiir Zeiten, fiir die Kranken-
geldzuschuss zusteht, ist die Kinderzulage Teil des Krankengeldzuschusses. °Die Kinderzu-
lage ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

Protokollerklarung zu 8§ 23a:

'Offentlicher Dienst im Sinne des § 23a ist die Tatigkeit im Dienste des Bundes, eines Landes,
einer Gemeinde oder anderer Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts
oder der Verbande von solchen; ausgenommen ist die Tatigkeit bei 6ffentlich-rechtlichen Religi-
onsgesellschaften oder ihren Verbanden, sofern nicht bei organisatorisch selbstandigen Einrich-
tungen, insbesondere bei Schulen, Hochschulen, Krankenh&dusern, Kindergérten, Altersheimen,
die Voraussetzungen des Satzes 3 erfiillt sind. “Dem o&ffentlichen Dienst steht die Tatigkeit im
Dienst einer zwischenstaatlichen oder Uberstaatlichen Einrichtung gleich, an der der Bund oder
eine der in Satz 1 bezeichneten Kérperschaften oder einer der dort bezeichneten Verbande durch
Zahlung von Beitragen oder Zuschiissen oder in anderer Weise beteiligt ist. *Dem o&ffentlichen
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Dienst steht ferner gleich die Tatigkeit im Dienst eines sonstigen Arbeitgebers, der die fur den 6f-
fentlichen Dienst geltenden Tarifvertrdge oder Tarifvertrage wesentlich gleichen Inhalts oder die
darin oder in Besoldungsgesetzen Uber Familien-, Orts- oder Sozialzuschlage getroffenen Rege-
lungen oder vergleichbare Regelungen anwendet, wenn der Bund oder eine der in Satz 1 be-
zeichneten Kérperschaften oder Verbande durch Zahlung von Beitrdgen oder Zuschiissen oder in
anderer Weise beteiligt ist. “Die Entscheidung, ob die Voraussetzungen erfillt sind, trifft der Ar-
beitgeber.

§ 24 Berechnung und Auszahlung des Entgelts

(1) 'Bemessungszeitraum fiir das Tabellenentgelt und die sonstigen Entgeltbestandteile ist der
Kalendermonat, soweit tarifvertraglich nicht ausdricklich etwas Abweichendes geregelt ist.
“Die Zahlung erfolgt am letzten Tag des Monats (Zahltag) fiir den laufenden Kalendermonat
auf ein von der/dem Beschéftigten benanntes Konto innerhalb eines Mitgliedstaats der Euro-
paischen Union. ®Fallt der Zahltag auf einen Samstag oder auf einen Wochenfeiertag, gilt der
vorhergehende Werktag, fallt er auf einen Sonntag, gilt der zweite vorhergehende Werktag
als Zahltag. “Entgeltbestandteile, die nicht in Monatsbetrdgen festgelegt sind, sowie der Ta-
gesdurchschnitt nach 8§ 21 sind am Zahltag des zweiten Kalendermonats, der auf ihre Ent-
stehung folgt, fallig.

Protokollerkldrungen zu 8 24 Absatz 1:

1. Teilen Beschaftigte ihrem Arbeitgeber die fir eine kostenfreie beziehungsweise kostenguinsti-
gere Uberweisung in einen anderen Mitgliedstaat der Européischen Union erforderlichen An-
gaben nicht rechtzeitig mit, so tragen sie die dadurch entstehenden zusétzlichen Uberwei-
sungskosten.

2. (unbesetzt)

(2) Soweit tarifvertraglich nicht ausdricklich etwas anderes geregelt ist, erhalten Teilzeitbeschaf-
tigte das Tabellenentgelt (8 15) und alle sonstigen Entgeltbestandteile in dem Umfang, der
dem Anteil ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit an der regelmafigen
Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschéftigter entspricht.

(3) !'Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die sonstigen Entgeltbestandteile nicht
fur alle Tage eines Kalendermonats, wird nur der Teil gezahlt, der auf den Anspruchszeit-
raum entfallt. Besteht nur fiir einen Teil eines Kalendertags Anspruch auf Entgelt, wird fiir
jede geleistete dienstplanméafige oder betriebsibliche Arbeitsstunde der auf eine Stunde
entfallende Anteil des Tabellenentgelts sowie der sonstigen in Monatsbetrédgen festgelegten
Entgeltbestandteile gezahlt. *Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils sind die
in Monatsbetragen festgelegten Entgeltbestandteile durch das 4,348-fache der regelmafigen
wdchentlichen Arbeitszeit (§ 6 Absatz 1 und entsprechende Sonderregelungen) zu teilen.

(4) 'Ergibt sich bei der Berechnung von Betragen ein Bruchteil eines Cents von mindestens 0,5,
ist er aufzurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzurunden. ?Zwischenrechnungen
werden jeweils auf zwei Dezimalstellen gerundet. *Jeder Entgeltbestandteil ist einzeln zu
runden.

(5) Entfallen die Voraussetzungen fir eine Zulage im Laufe eines Kalendermonats, gilt Absatz 3
entsprechend.

(6) Einzelvertraglich kdnnen neben dem Tabellenentgelt zustehende Entgeltbestandteile (zum
Beispiel Zeitzuschlage, Erschwerniszuschlage, Uberstundenentgelte) pauschaliert werden.

§ 25 Betriebliche Altersversorgung

'Die Beschéaftigten haben Anspruch auf eine zusétzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung
unter Eigenbeteiligung nach Mal3gabe des Tarifvertrages (ber die betriebliche Altersversorgung
der Beschaftigten des offentlichen Dienstes (ATV) vom 1. Marz 2002 in der Fassung des Ande-
rungstarifvertrages Nr. 4 vom 22. Juni 2007. “Die vertragsschlieBenden Gewerkschaften ver-
pflichten sich, dem Arbeitgeber Anderungstarifvertrage zum ATV unverziiglich in schriftlicher
Form vorzulegen. ®Zwischen den Tarifvertragsparteien gilt die Anwendung des ATV in der Fas-
sung des vorgelegten Anderungstarifvertrages als vereinbart, wenn nicht eine der Tarifvertrags-
parteien innerhalb einer Frist von drei Monaten schriftlich widerspricht. “Erfolgt kein Widerspruch,
tritt der Anderungstarifvertrag zu dem in diesem Vertrag vereinbarten Zeitpunkt in Kraft. °Im Falle
des Widerspruchs verpflichten sich die Tarifvertragsparteien zur Aufnahme von Verhandlungen.
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Abschnitt IV
Urlaub und Arbeitsbefreiung

§ 26 Erholungsurlaub

(1) 'Beschéftigte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fortzahlung

)

des Entgelts (§ 21). *Bei Verteilung der wéchentlichen Arbeitszeit auf fiinf Tage in der Kalen-
derwoche betragt der Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr

bis zum vollendeten 30. Lebensjahr 26 Arbeitstage,
bis zum vollendeten 40. Lebensjahr 29 Arbeitstage und
nach dem vollendeten 40. Lebensjahr 30 Arbeitstage.

*Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen die Beschéaftigten dienstplanmaRig oder be-
triebslblich zu arbeiten haben oder zu arbeiten hatten, mit Ausnahme der auf Arbeitstage
fallenden gesetzlichen Feiertage, fiir die kein Freizeitausgleich gewahrt wird. “MaRgebend
fur die Berechnung der Urlaubsdauer ist das Lebensjahr, das im Laufe des Kalenderjahres
vollendet wird. °Bei einer anderen Verteilung der wichentlichen Arbeitszeit als auf finf Tage
in der Woche erhoht oder vermindert sich der Urlaubsanspruch entsprechend. ®Verbleibt bei
der Berechnung des Urlaubs ein Bruchteil, der mindestens einen halben Urlaubstag ergibt,
wird er auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben Ur-
laubstag bleiben unberiicksichtigt. ‘Der Erholungsurlaub soll grundsétzlich im laufenden Ka-
lenderjahr gewahrt und genommen werden. ®Er kann auch in Teilen genommen werden.
®Urlaub, der nicht innerhalb der ersten neun Monate des folgenden Kalenderjahres angetre-
ten worden ist, verfallt.

Protokollerklarung zu 8 26 Absatz 1 Satze 7 bis 9:

Der Urlaub soll grundsétzlich zusammenhangend gewahrt werden; dabei soll ein Urlaubsteil von
zwei Wochen Dauer angestrebt werden.

Im Ubrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden MaRgaben:
a) (unbesetzt)

b) Beginnt oder endet das Arbeitsverhdltnis im Laufe eines Jahres, steht als Erholungsurlaub
fur jeden vollen Monat des Arbeitsverhaltnisses ein Zwdlftel des Urlaubsanspruchs nach
Absatz 1 zu; § 5 Bundesurlaubsgesetz bleibt unberihrt.

¢) Ruht das Arbeitsverhaltnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsurlaubs ein-
schlieBlich eines etwaigen tariflichen Zusatzurlaubs fir jeden vollen Kalendermonat um
ein Zwolftel.

d) Das Entgelt nach Absatz 1 Satz 1 wird zu dem in § 24 genannten Zeitpunkt gezahlt.

8§ 27 Zusatzurlaub

(1)

)

®3)

'Fur die Gewahrung eines Zusatzurlaubs gelten die fiir die Beamtinnen und Beamten des
Landes Hessen jeweils maRgebenden Bestimmungen fiir Grund und Dauer sinngemaR. “Die
beamtenrechtlichen Bestimmungen gelten nicht fir den Zusatzurlaub fir Wechselschicht-,
Schicht- und Nachtarbeit.

Beschaftigte, die stadndig Wechselschichtarbeit nach § 7 Absatz 1 oder standig Schichtarbeit
nach 8§ 7 Absatz 2 leisten und denen die Zulage nach § 8 Absatz 7 Satz 1 oder Absatz 8
Satz 1 zusteht, erhalten einen Arbeitstag Zusatzurlaub

a) bei Wechselschichtarbeit fir je zwei zusammenh&ngende Monate und
b) bei Schichtarbeit fur je vier zusammenhéangende Monate.

Im Falle nicht standiger Wechselschicht- oder Schichtarbeit (zum Beispiel standige Vertreter)
erhalten Beschaftigte, denen die Zulage nach § 8 Absatz 7 Satz 2 oder Absatz 8 Satz 2 zu-
steht, einen Arbeitstag Zusatzurlaub fur
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a) je drei Monate im Jahr, in denen sie Uberwiegend Wechselschichtarbeit geleistet haben,
und
b) je finf Monate im Jahr, in denen sie Uberwiegend Schichtarbeit geleistet haben.

Protokollerklarung zu 8 27 Absatz 2 und 3:

'Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach der abgeleisteten Schicht- oder Wechsel-
schichtarbeit und entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Absatz 2 oder 3
erfillt sind. “Fur die Feststellung, ob standige Wechselschicht- oder standige Schichtarbeit vor-
liegt, ist eine Unterbrechung durch Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich, bezahlten Urlaub oder Ar-
beitsunfahigkeit in den Grenzen des § 22 unschéadlich.

(4) 'Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag und sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme von
§ 125 SGB IX wird nur bis zu insgesamt sechs Arbeitstagen im Kalenderjahr gewahrt.
Erholungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamturlaub) diirfen im Kalenderjahr zusammen 35
Arbeitstage nicht tiberschreiten. *Satz 2 ist fiir Zusatzurlaub nach den Absétzen 2 und 3 hier-
zu nicht anzuwenden. “Bei Beschéftigten, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, gilt ab-
weichend von Satz 2 eine Hochstgrenze von 36 Arbeitstagen; § 26 Absatz 1 Satz 4 gilt ent-
sprechend.

(5) Im Ubrigen gilt § 26 mit Ausnahme von Absatz 2 Buchstabe b entsprechend.
§ 28 Sonderurlaub

Beschéftigte kdnnen bei Vorliegen eines wichtigen Grundes unter Verzicht auf die Fortzahlung
des Entgelts Sonderurlaub erhalten.

§ 29 Arbeitsbefreiung

(1) 'Nur die nachstehend aufgefiihrten Anlésse gelten als Falle nach § 616 BGB, in denen Be-
schaftigte unter Fortzahlung des Entgelts in dem angegebenen Ausmalfi von der Arbeit frei-
gestellt werden:

a) Niederkunft der Ehefrau/der Lebenspartnerin im Sinne

des Lebenspartnerschaftsgesetzes ein Arbeitstag,

b) Tod der Ehegattin/des Ehegatten, der Lebenspartnerin/
des Lebenspartners im Sinne des Lebenspartnerschafts-

gesetzes, eines Kindes oder Elternteils

zwei Arbeitstage,

¢) Umzug aus betrieblichem/dienstlichem Grund an einen

anderen Ort ein Arbeitstag,
d) 25- und 40-jahriges Arbeitsjubilaum ein Arbeitstag,
e) schwere Erkrankung

aa) einer/eines Angehdrigen, soweit
sie/er in demselben Haushalt lebt,

ein Arbeitstag im
Kalenderjahr,

bb) eines Kindes, das das 12. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat, wenn im laufenden Kalenderjahr kein
Anspruch nach § 45 SGB V besteht oder bestanden
hat,

bis zu vier Ar-
beitstage im
Kalenderjahr,

cc) einer Betreuungsperson, wenn Beschaftigte deshalb
die Betreuung ihres Kindes, das das 8. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat oder wegen kdrperlicher,
geistiger oder seelischer Behinderung dauernd pfle-
gebeddrftig ist, Ubernehmen miissen,

bis zu vier Ar-
beitstage im
Kalenderjahr.

’Eine Freistellung nach Buchstabe e erfolgt nur, soweit eine andere Person zur
Pflege oder Betreuung nicht sofort zur Verfiigung steht und die Arztin/der Arzt in
den Fallen der Doppelbuchstaben aa und bb die Notwendigkeit der Anwesenheit
der/des Beschéftigten zur vorlaufigen Pflege bescheinigt. *Die Freistellung darf ins-
gesamt funf Arbeitstage im Kalenderjahr nicht Gberschreiten.

f)

Arztliche Behandlung von Beschaftigten, wenn diese

erforderliche,



)
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wahrend der Arbeitszeit erfolgen muss, nachgewiesene
Abwesenheits-
zeit einschlief3lich
erforderlicher
Wegezeiten.

'Bei Erfiillung allgemeiner staatsbiirgerlicher Pflichten nach deutschem Recht besteht der
Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts, wenn die Arbeitsbefreiung gesetzlich vorgeschrieben
ist und soweit die Pflichten nicht auf3erhalb der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verle-
gung, wahrgenommen werden koénnen; soweit die Beschéaftigten Anspruch auf Ersatz des
Entgelts geltend machen kénnen, besteht kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung. ?Das fortge-
zahlte Entgelt gilt in Hohe des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf die Leistungen der Kos-
tentrager. “Die Beschaftigten haben den Ersatzanspruch geltend zu machen und die erhalte-
nen Betrage an den Arbeitgeber abzufihren.

'Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fallen Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung
des Entgelts bis zu drei Arbeitstagen gewéahren. 2In begriindeten Féllen kann bei Verzicht auf
das Entgelt kurzfristige Arbeitsbefreiung gewahrt werden, wenn die betrieblichen/dienstlichen
Verhéltnisse es gestatten.

Protokollerklarung zu 8 29 Absatz 3 Satz 2:

Zu den ,begriindeten Fallen" kénnen auch solche Anlasse gehéren, fir die kein Anspruch auf Ar-
beitsbefreiung besteht (zum Beispiel Umzug aus personlichen Grinden).

'Auf Antrag kann den gewahlten Vertreterinnen/Vertretern der Bezirksvorstande, der Lan-
desbezirksvorstande, der Landesfachbereichsvorstande, der Bundesfachbereichsvorstande,
der Bundesfachgruppenvorstéande sowie des Gewerkschaftsrates beziehungsweise entspre-
chender Gremien anderer vertragsschlielBender Gewerkschaften zur Teilnahme an Tagun-
gen Arbeitsbefreiung bis zu acht Werktagen im Jahr unter Fortzahlung des Entgelts erteilt
werden; dringende betriebliche/dienstliche Interessen dirfen der Arbeitsbefreiung nicht ent-
gegenstehen. *Zur Teilnahme an Tarifverhandlungen mit dem Arbeitgeber kann auf Anfor-
dern einer der vertragsschlieBenden Gewerkschaften Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des
Entgelts ohne zeitliche Begrenzung erteilt werden.

Zur Teilnahme an Sitzungen von Prifungs- und von Berufsbildungsausschiissen nach dem
Berufshildungsgesetz sowie fiir eine Tatigkeit in Organen von Sozialversicherungstragern
kann den Mitgliedern Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts gewahrt werden, so-
fern nicht dringende betriebliche/dienstliche Interessen entgegenstehen.

In den Fallen der Absatze 1 bis 5 werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen Entgeltbe-
standteile, die in Monatsbetragen festgelegt sind, weitergezabhilt.

Abschnitt V
Befristung und Beendigung des Arbeitsverhaltnisses

§ 30 Befristete Arbeitsvertrage

(1)

)

!Befristete Arbeitsvertrage sind zulassig auf Grundlage des Teilzeit- und Befristungsgesetzes
sowie anderer gesetzlicher Vorschriften tber die Befristung von Arbeitsvertragen. “Fiur Be-
schaftigte, deren Tatigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Angestellten
unterlegen hatte, gelten die Besonderheiten in den Absatzen 3 bis 5; dies gilt nicht fir Ar-
beitsverhaltnisse, fir welche die Befristungsregelungen der 88 65 ff. Hessisches Hochschul-
gesetz und Gesetz zur Anderung des TUD-Gesetzes sowie weiterer Rechtsvorschriften in
der Fassung vom 14. Dezember 2009 oder des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes gelten.

Protokollerklarung zu Absatz 1 Satz 2:

Absatze 3 bis 5 gelten auch nicht fiir Arbeitsverhaltnisse, die von der Ubergangsvorschrift des § 6
Wissenschaftszeitvertragsgesetz erfasst sind.

(unbesetzt)
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'Ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachlichen Grund soll in der Regel zwdlf Monate nicht
unterschreiten; die Vertragsdauer muss mindestens sechs Monate betragen. ?Vor Ablauf des
Arbeitsvertrags hat der Arbeitgeber zu prufen, ob eine unbefristete oder befristete Weiterbe-
schaftigung maoglich ist.

'Bei befristeten Arbeitsvertragen gelten die ersten sechs Monate als Probezeit. “Innerhalb
der Probezeit kann der Arbeitsvertrag mit einer Frist von zwei Wochen zum Monatsschluss
gekindigt werden.

(5) 'Eine ordentliche Kiindigung nach Ablauf der Probezeit ist nur zulassig, wenn die Vertrags-

(6)

dauer mindestens zwolf Monate betragt. °Nach Ablauf der Probezeit betragt die Kiindigungs-
frist in einem oder mehreren aneinander gereihten Arbeitsverhaltnissen bei demselben Ar-
beitgeber

von insgesamt mehr als sechs Monaten vier Wochen,
von insgesamt mehr als einem Jahr sechs Wochen

zum Schluss eines Kalendermonats,

von insgesamt mehr als zwei Jahren drei Monate,
von insgesamt mehr als drei Jahren vier Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

3Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist unschadlich, es sei denn, dass das Ausschei-
den von der/dem Beschéaftigten verschuldet oder veranlasst war. “Die Unterbrechungszeit
bleibt unbertcksichtigt.

Protokollerkldarung zu 8 30 Absatz 5:

Bei mehreren aneinander gereihten Arbeitsverhéltnissen fihren weitere vereinbarte Probezeiten
nicht zu einer Verkirzung der Kiindigungsfrist.

Die 88 31 und 32 bleiben von den Regelungen der Absétze 3 bis 5 unberihrt.

§ 31 Fuhrung auf Probe

(1)

)
®3)

'Fiihrungspositionen kénnen als befristetes Arbeitsverhéltnis bis zur Gesamtdauer von zwei
Jahren vereinbart werden. “Innerhalb dieser Gesamtdauer ist eine héchstens zweimalige
Verlangerung des Arbeitsvertrages zuléssig. °Die beiderseitigen Kiindigungsrechte bleiben
unberdhrt.

Fuhrungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 auszulibenden Tatigkeiten mit Weisungs-
befugnis.

'Besteht bereits ein Arbeitsverhltnis mit demselben Arbeitgeber, kann der/dem Beschéftig-
ten voribergehend eine Fuhrungsposition bis zu der in Absatz 1 genannten Gesamtdauer
Ubertragen werden. “Der/Dem Beschaftigten wird fur die Dauer der Ubertragung eine Zulage
in H6he des Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten nach der bisherigen Ent-
geltgruppe und dem sich bei Hohergruppierung nach 8 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 ergeben-
den Tabellenentgelt gewéahrt. ®Nach Fristablauf endet die Erprobung. ‘Bei Bewéahrung wird
die Fuhrungsfunktion auf Dauer Ubertragen; ansonsten erhélt die/der Beschaftigte eine der
bisherigen Eingruppierung entsprechende Tatigkeit.

§ 32 Fuhrung auf Zeit

(1)

'Fiihrungspositionen kénnen als befristetes Arbeitsverhéltnis bis zur Dauer von vier Jahren
vereinbart werden. Folgende Verlangerungen des Arbeitsvertrages sind zuléssig:

a) in den Entgeltgruppen 10 bis 12 eine hodchstens zweimalige Verlangerung bis zu einer
Gesamtdauer von acht Jahren,

b) ab Entgeltgruppe 13 eine hidchstens dreimalige Verlangerung bis zu einer Gesamtdauer
von zwolf Jahren.

3Zeiten in einer Fiihrungsposition nach Buchstabe a bei demselben Arbeitgeber kénnen auf
die Gesamtdauer nach Buchstabe b zur Hélfte angerechnet werden. “Die allgemeinen Vor-
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schriften Uber die Probezeit (8 2 Absatz 4) und die beiderseitigen Kindigungsrechte bleiben
unberdhrt.

Fuhrungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 auszuiibenden Tatigkeiten mit Weisungs-
befugnis.

'Besteht bereits ein Arbeitsverhéltnis mit demselben Arbeitgeber, kann der/dem Beschéftig-
ten vorlibergehend eine Fuhrungsposition bis zu den in Absatz 1 genannten Fristen Ubertra-
gen werden. ?Der/Dem Beschéftigten wird fiir die Dauer der Ubertragung eine Zulage ge-
wahrt in Hohe des Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten nach der bisherigen
Entgeltgruppe und dem sich bei Hohergruppierung nach § 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 erge-
benden Tabellenentgelt, zuziglich eines Zuschlags von 75 v.H. des Unterschiedsbetrags
zwischen den Tabellenentgelten der Entgeltgruppe, die der Ubertragenen Funktion ent-
spricht, zur nachsthéheren Entgeltgruppe nach § 17 Absatz 4 Satz 1 und 2. ®Nach Fristablauf
erhalt die/der Beschéftigte eine der bisherigen Eingruppierung entsprechende Tatigkeit; der
Zuschlag und die Zulage entfallen.

§ 33 Beendigung des Arbeitsverhaltnisses ohne Kiindigung

(1)

()

®3)

(4)

()

Das Arbeitsverhaltnis endet ohne Kindigung

a) mit Ablauf des Monats, in dem die/der Beschaftigte das gesetzlich festgelegte Alter zum
Erreichen einer abschlagsfreien Regelaltersrente vollendet hat,

b) jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Auflosungsvertrag).

'Das Arbeitsverhéltnis endet ferner mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid eines Ren-
tenversicherungstragers (Rentenbescheid) zugestellt wird, wonach die/der Beschéftigte voll
oder teilweise erwerbsgemindert ist. ?Die/Der Beschéftigte hat den Arbeitgeber von der Zu-
stellung des Rentenbescheids unverziiglich zu unterrichten. *Beginnt die Rente erst nach der
Zustellung des Rentenbescheids, endet das Arbeitsverhéltnis mit Ablauf des dem Rentenbe-
ginn vorangehenden Tages. “Liegt im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses ei-
ne nach § 92 SGB IX erforderliche Zustimmung des Integrationsamtes noch nicht vor, endet
das Arbeitsverhéaltnis mit Ablauf des Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheids des
Integrationsamtes. °Das Arbeitsverhaltnis endet nicht, wenn nach dem Bescheid des Ren-
tenversicherungstragers eine Rente auf Zeit gewahrt wird. °In diesem Fall ruht das Arbeits-
verhéltnis fur den Zeitraum, fir den eine Rente auf Zeit gewahrt wird; beginnt die Rente
rickwirkend, ruht das Arbeitsverhdltnis ab dem ersten Tag des Monats, der auf den Monat
der Zustellung des Rentenbescheids folgt.

Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet beziehungsweise ruht das Arbeitsverhéaltnis
nicht, wenn die/der Beschéftigte nach ihrem/seinem vom Rentenversicherungstrager festge-
stellten Leistungsvermogen auf ihrem/seinem bisherigen oder einem anderen geeigneten
und freien Arbeitsplatz weiterbeschaftigt werden kodnnte, soweit dringende betriebli-
che/dienstliche Griinde nicht entgegenstehen, und die/der Beschéftigte innerhalb von zwei
Wochen nach Zugang des Rentenbescheids ihre/seine Weiterbeschéftigung schriftlich bean-
tragt.

Verzogert die/der Beschaftigte schuldhaft den Rentenantrag oder bezieht sie/er Altersrente
nach § 236 oder § 236a SGB VI oder ist sie/er nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung
versichert, so tritt an die Stelle des Rentenbescheids das Gutachten einer Amtsarztin/eines
Amtsarztes oder einer/eines nach § 3 Absatz 5 Satz 2 bestimmten Arztin/Arztes. Das Ar-
beitsverhaltnis endet in diesem Fall mit Ablauf des Monats, in dem der/dem Beschéftigten
das Gutachten bekannt gegeben worden ist.

Soll die/der Beschéftigte, deren/dessen Arbeitsverhéltnis nach Absatz 1 Buchstabe a geen-
det hat, weiterbeschaftigt werden, ist ein neuer schriftlicher Arbeitsvertrag abzuschliel3en.
’Das Arbeitsverhaltnis kann jederzeit mit einer Frist von vier Wochen zum Monatsende ge-
kundigt werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts anderes vereinbart ist.
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8§ 34 Kiundigung des Arbeitsverhaltnisses

(1)

(2)

®3)

'Die Kiindigungsfrist betragt bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des Arbeitsver-
haltnisses zwei Wochen zum Monatsschluss. ?Im Ubrigen betréagt die Kiindigungsfrist bei ei-
ner Beschaftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2)

bis zu einem Jahr ein Monat zum Monatsschluss,
von mehr als einem Jahr 6 Wochen,

von mindestens 5 Jahren 3 Monate,

von mindestens 8 Jahren 4 Monate,

von mindestens 10 Jahren 5 Monate,

von mindestens 12 Jahren 6 Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

Arbeitsverhaltnisse von Beschéftigten, die das 40. Lebensjahr vollendet haben, kénnen
nach einer Beschaftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2) von mehr als 15 Jahren durch den
Arbeitgeber nur aus einem wichtigen Grund gekiindigt werden. “Soweit Beschaftigte nach
den bis zum 28. Februar 2010 geltenden Tarifregelungen unkindbar waren, bleiben sie un-
kundbar.

'Beschéftigungszeit ist die Zeit, die bei demselben Arbeitgeber im Arbeitsverhaltnis zuriick-
gelegt wurde, auch wenn sie unterbrochen ist. “Unberiicksichtigt bleibt die Zeit eines Son-
derurlaubs gemald 8 28, es sei denn, der Arbeitgeber hat vor Antritt des Sonderurlaubs
schriftlich ein betriebliches/dienstliches Interesse anerkannt. *Wechseln Beschaftigte zwi-
schen Arbeitgebern, die vom Geltungsbereich dieses Tarifvertrages erfasst werden, werden
die Zeiten bei dem anderen Arbeitgeber als Beschaftigungszeit anerkannt. *Satz 3 gilt ent-
sprechend bei einem Wechsel von einem anderen oOffentlich-rechtlichen Arbeitgeber.

§ 34a Kindigungsschutz aus Anlass der Rechtsforméanderung

'Ordentliche betriebsbedingte Beendigungskiindigungen sind fiir Beschéftigte, die bis zum
31. Dezember 2007 als Beschaftigte des Landes Hessen beim Arbeitgeber tatig waren, bis
zum 31. Dezember 2017 ausgeschlossen. ?Dies gilt nicht, soweit die Beschaftigten

a) einen zumutbaren Arbeitsplatz beim Arbeitgeber, beim Land Hessen, einer Hochschule
des Landes Hessen oder des Universitatsklinikums Frankfurt a. M. nicht annehmen oder

b) eine unter Aufrechterhaltung des Arbeitsverhaltnisses zum Arbeitgeber angebotene zu-
mutbare voriibergehende Beschaftigung beim Land Hessen oder einer Anstalt, Kérperschaft
oder Stiftung des offentlichen Rechts des Landes Hessen ablehnen oder

c) sich bei einer Ausgliederung von Arbeiten oder Aufgaben auf das Land Hessen, eine
Hochschule des Landes Hessen, das Universitatsklinikum Frankfurt a. M. oder die Stadt
Frankfurt a.M. gegen eine Uberleitung ihres Beschéftigungsverhéltnisses gem. § 613a Ab-
satz 6 BGB entscheiden und von ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen.

®Ein zumutbarer Arbeitsplatz im Sinne des Satzes 2 ist auch bei einem geringerwertigen Ar-
beitsplatz dann gegeben, wenn der Arbeitgeber das Entgelt der neuen Tatigkeit nicht an-
passt, sondern unveréndert lasst. “Betriebsbedingte Anderungskiindigungen sind in diesem
Zeitraum zulassig, soweit diese zur Umsetzung der in Satz 2 vorgesehenen Angebote not-
wendig sind.

SFir Beschaftigte, die in der Zeit vom 1. Januar 2008 bis einschl. 28. Februar 2010 neu ein-
gestellt wurden, besteht ein Kundigungsschutz gem. den Satzen 1 bis 4 fur die Dauer von
jeweils 5 Jahren gerechnet ab dem Zeitpunkt der Einstellung.

§ 34b Arbeitsrechtlicher Schutz bei strukturellen Anderungen

'Bei der Ausgliederung von Arbeiten oder Aufgaben auf Gesellschaften des Privatrechts oder
rechtsfahige sowie nichtrechtsfahige Stiftungen erfolgt eine Uberleitung der Beschéftigungs-
verhéltnisse nicht gegen den Willen der betroffenen Beschéftigten. “Fiir Beschéftigte, die bis
einschliel3lich 31. Dezember 2007 als Beschéftigte des Landes Hessen beim Arbeitgeber ta-



-27-

tig waren, werden, unabhangig vom rechtstechnischen Vollzug des Wandels, im Falle des
Wechsels die tarif- und sonstigen arbeitsrechtlichen Regelungen sowie die arbeitsrechtsspe-
zifischen Regelungen des Hochschulrechts fur die Dauer von 8 Jahren, beginnend am 1. Ja-
nuar 2008, dynamisch weiter angewendet. *Tarifrechtliche Regelungen im Sinne des Satzes
2 sind Inhaltsnormen, die den Inhalt und die Beendigung des Arbeitsverhéaltnisses regeln;
Abschluss- und Betriebsnormen sowie Tarifnormen Uber personalvertretungsrechtliche Fra-
gen fallen nicht unter diese Regelung.

§ 35 Zeugnis

(1) Bei Beendigung des Arbeitsverhéaltnisses haben die Beschaftigten Anspruch auf ein schriftli-
ches Zeugnis Uber Art und Dauer ihrer Tatigkeit; es muss sich auch auf Fihrung und Leis-
tung erstrecken (Endzeugnis).

(2) Aus triftigen Griinden kénnen Beschéftigte auch wahrend des Arbeitsverhaltnisses ein Zeug-
nis verlangen (Zwischenzeugnis).

(3) Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhéltnisses kénnen die Beschéftigten ein
Zeugnis Uber Art und Dauer ihrer Tatigkeit verlangen (vorlaufiges Zeugnis).

(4) Die Zeugnisse gemal den Absatzen 1 bis 3 sind unverziglich auszustellen.

) Abschnitt VI
Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 36 Anwendung weiterer Tarifvertrage

Die in der Anlage 1 TVU-G-U Teil C aufgefiihrten Tarifvertrage und Tarifvertragsregelungen gel-
ten fort, soweit im TVU-G-U, in seinen Anlagen oder in diesem Tarifvertrag nicht ausdriicklich
etwas anderes bestimmt ist. “Die Fortgeltung dieser Tarifvertrage beschrénkt sich auf den bishe-
rigen Geltungsbereich (zum Beispiel Arbeiter/Angestellte).

8 37 Ausschlussfrist

(1) 'Anspriiche aus dem Arbeitsverhéltnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschluss-
frist von sechs Monaten nach Félligkeit von den Beschéftigten oder vom Arbeitgeber schrift-
lich geltend gemacht werden. *Fir denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltendma-
chung des Anspruchs auch fur spater fallige Leistungen aus.

(2) Absatz 1 gilt nicht fir Anspriiche aus einem Sozialplan.
§ 38 Begriffsbestimmungen

(1) Sofern auf die Begriffe ,Betrieb”, ,betrieblich* oder ,Betriebspartei“ Bezug genommen wird,
gilt die Regelung fur Verwaltungen sowie fir Parteien nach dem Personalvertretungsrecht
entsprechend; es sei denn, es ist etwas anderes bestimmit.

(2) Eine einvernehmliche Dienstvereinbarung liegt nur ohne Entscheidung der Einigungsstelle
VOr.

(3) Leistungsgeminderte Beschéftigte sind Beschaftigte, die ausweislich einer Bescheinigung
des beauftragten Arztes (8§ 3 Absatz 5) nicht mehr in der Lage sind, auf Dauer die vertraglich
geschuldete Arbeitsleistung in vollem Umfang zu erbringen, ohne deswegen zugleich teilwei-
se oder in vollem Umfang erwerbsgemindert im Sinne des SGB VI zu sein.

(4) 'Die Regelungen fiir Angestellte finden Anwendung auf Beschéftigte, deren Tétigkeit vor
dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Angestellten unterlegen hétte. “Die Rege-
lungen fur Arbeiterinnen und Arbeiter finden Anwendung auf Beschaftigte, deren Téatigkeit
vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Arbeiter unterlegen hatte.

§ 38a Bezugnahme

(1) 'Zukiinftige Anderungen der Regelungen der §§ 1 — 39 des TV-H gelten zeit- und inhalts-
gleich auch fur die Beschaftigten der Johann-Wolfgang-Goethe-Universitat Frankfurt am
Main, die unter den Geltungsbereich des vorliegenden Tarifvertrags fallen (dynamische Ver-
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weisung), soweit im vorliegenden Tarifvertrag nicht Abweichendes vereinbart ist. Die Rege-
lungsgegenstande des § 40 TV-H sind von dieser dynamischen Verweisung nicht erfasst.

'Wird der vorliegende Tarifvertrag gekiindigt oder endet er aus sonstigen Griinden, wirkt
auch der in Bezug genommene TV-H nur noch nach. *Spéatere Anderungen oder Erganzun-
gen des TV-H zwischen den Tarifvertragsparteien wirken nicht mehr fiir die Beschaftigten der
Johann-Wolfgang-Goethe-Universitat Frankfurt am Main.

!Die Laufzeit des TV-G-U und einzelner Regelungen des TV-G-U bleibt von der dynami-
schen Bezugnahmeklausel unberiihrt. ?Unberiihrt von der dynamischen Bezugnahmeklausel
bleiben auch vom TV-H abweichende Fristen des TV-G-U sowie materielle und redaktionelle
Anpassungen/Abweichungen.

8§ 39 Inkrafttreten, Laufzeit

(1)
(2)

®3)

Dieser Tarifvertrag tritt, unabhangig vom Zeitpunkt der Unterzeichnung, am 1. Méarz 2010 in
Kraft.

Dieser Tarifvertrag kann von jeder Tarifvertragspartei mit einer Frist von drei Monaten zum
Schluss eines Kalenderhalbjahres schriftlich gekindigt werden, frihestens jedoch zum
30. Juni 2013.

!Abweichend von Absatz 2 kann von jeder Tarifvertragspartei schriftlich gekiindigt werden

a) die Vorschriften des Abschnitts Il mit einer Frist von einem Monat zum Schluss eines Ka-
lendermonats, frihestens jedoch zum 28. Februar 2011,

b) § 6 Absatz 1 mit einer Frist von einem Monat zum Schluss eines Kalendermonats, frihes-
tens jedoch zum 28. Februar 2011. ?Eine solche Kiindigung erfasst zugleich auch abwei-
chende Regelungen der tariflichen regelmaRigen wdchentlichen Arbeitszeit fir besondere
Beschéftigtengruppen in den Sonderregelungen,

¢) unabhangig von Buchstabe a § 8 Absatz 1 mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss
eines Kalendervierteljahres, frihestens jedoch zum 31. Marz 2011,

d) 8 20 mit einer Frist von drei Monaten zum 31. Dezember eines Kalenderjahres, friihestens
jedoch zum 31. Dezember desjenigen Jahres, in dem die volle Angleichung nach § 21
Absatz 2 TVU-G-U erreicht ist,

e) 8§ 23 Absatz 1 sowie Absatz 2 jeweils mit einer Frist von einem Monat zum Schluss eines
Kalendermonats, frihestens jedoch zum 28. Februar 2011,

f) '8 23a mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalendermonats, frilhestens
jedoch zum 31. Januar 2011. ’Es wird vereinbart, im Falle der Ausiibung des Sonderkiin-
digungsrechtes unverziglich Verhandlungen fiur eine Nachfolgeregelung aufzunehmen.
Die Tarifvertragsparteien stimmen darin Uberein, dass im Falle der Ausiibung des Son-
derkindigungsrechtes die Regelung des § 23a TV-G-U nur fir die Beschaftigten nach-
wirkt, die bei Ablauf der Kindigungsfrist in einem Beschéftigungsverhaltnis zur Johann-
Wolfgang-Goethe-Universitat Frankfurt am Main stehen,

g) 8 25 mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalendermonats,

h) 8 26 Absatz 1 mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalenderjahres, friihes-
tens jedoch zum 31. Dezember 2010,

i) 8 40 mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalendermonats,

j) die Entgelttabelle (Anlage A 2) mit einer Frist von einem Monat zum Schluss eines Kalen-
dermonats, frihestens jedoch zum 31. Dezember 2010; eine Kindigung nach Absatz 2
umfasst nicht die Entgelttabellen.

Protokollerklarung zu 8§ 39 Absatz 3:

Die Tarifvertragsparteien werden im Zusammenhang mit den Verhandlungen zu einer neuen
Entgeltordnung gesonderte Kiindigungsregelungen zu den 88 12, 13 und der Anlage [Entgeltord-
nung] vereinbaren.
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B. Sonderregelungen

8§ 40 Sonderregelungen fir Beschaftigte der Johann-Wolfgang-Goethe-Universitat Frank-

furt am Main

Nr.1 Zu § 1 - Geltungsbereich

Diese Sonderregelungen gelten fir die Beschéftigten der Johann-Wolfgang-Goethe-Universitat
Frankfurt am Main, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

Nr.2 Zu § 3 - Allgemeine Arbeitsbedingungen

1.

§ 3 Absatz 1 gilt in folgender Fassung:

(1) 'Die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung ist gewissenhaft und ordnungsgeman in
Ubereinstimmung mit der Zielsetzung der Einrichtung, insbesondere der spezifischen
Aufgaben in Forschung, Lehre und Weiterbildung auszufiihren. *Die Beschéftigten miis-
sen sich durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokratischen Grundordnung im
Sinne des Grundgesetzes bekennen.”

§ 3 Absatz 4 gilt in folgender Fassung:

.(4) 'Nebentatigkeiten haben die Beschaftigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher schrift-
lich anzuzeigen. ?Der Arbeitgeber kann die Nebentatigkeit untersagen oder mit Auflagen
versehen, wenn diese geeignet ist, die Erfullung der arbeitsvertraglichen Pflichten der
Beschéftigten oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers zu beeintrachtigen. >Fir
Nebentatigkeiten im Offentlichen Dienst kann eine Ablieferungspflicht nach den Bestim-
mungen, die beim Arbeitgeber gelten, zur Auflage gemacht werden.”

In 8 3 werden folgende Absatze 8 und 9 angefugt:

,(8) 'Der Arbeitgeber hat bei der Wahrnehmung des Direktionsrechts die Grundrechte der
Wissenschaftsfreiheit und der Kunstfreiheit sowie das Grundrecht der Gewissensfreiheit
zu beachten. *Fur Konfliktfalle wird eine Ombudsperson oder eine Schlichtungskommis-
sion durch die Betriebsparteien bestimmt, die Empfehlungen zur Konfliktidsung ausspre-
chen kann. ®Gesetzliche Anspriiche bleiben von den Empfehlungen der Schlichtung un-
berihrt.

(9) Soweit in § 53 Absatz 2 Hochschulrahmengesetz genannten befristet Beschéaftigten Auf-
gaben Ubertragen werden, die auch der Vorbereitung einer Promotion oder der Erbrin-
gung zuséatzlicher wissenschaftlicher Leistungen férderlich sind, soll ihnen im Rahmen
ihrer Dienstaufgaben ausreichend Gelegenheit zu eigener wissenschaftlicher Arbeit ge-
geben werden.”

Nr. 3 Zu § 6 - RegelmaRige Arbeitszeit

1.

§ 6 Absatz 2 gilt in folgender Fassung:

,(2) Fur die Berechnung des Durchschnitts der regelméaRigen wochentlichen Arbeitszeit ist
ein Zeitraum von einem Jahr zugrundezulegen. *Abweichend von Satz 1 kann bei Be-
schaftigten, die standig Wechselschicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben, sowie fur
die Durchfihrung so genannter Sabbatjahrmodelle, ein langerer Zeitraum zugrunde ge-
legt werden.”

8§ 6 Absatz 6 gilt in folgender Fassung:

,(6) 'Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann fiir bestimmte Beschaftigtengruppen oder Be-
schaftigtenbereiche ein wochentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 48 Stunden einge-
richtet werden. “Die innerhalb eines Arbeitszeitkorridors geleisteten zusétzlichen Ar-
beitsstunden werden innerhalb eines Jahres ausgeglichen. °§ 6 Absatz 2 Satz 2 bleibt
unberuhrt.*

Es wird folgender Absatz 12 angeflgt:

»(12) Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann fur bestimmte Beschaftigtengruppen oder
Beschaftigtenbereiche vereinbart werden, dass die Verteilung der Arbeitszeit unter Be-
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ricksichtigung betrieblicher Belange vom Beschaftigten selbstverantwortlich festgelegt
werden kann.*

Nr. 4 Zu § 7 - Sonderformen der Arbeit
§ 7 Absatz 8 gilt in folgender Fassung:
»(8) Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstunden Uberstunden, die

a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach § 6 Absatz 6 Uber 48 Stunden
oder Uber die vereinbarte Obergrenze hinaus,

b) im Falle der Einfihrung einer taglichen Rahmenzeit nach § 6 Absatz 7 aul3erhalb der
Rahmenzeit,

¢) im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit Uber die im Schichtplan festgelegten tag-
lichen Arbeitsstunden einschlief3lich der im Schichtplan vorgesehenen Arbeitsstunden, die
bezogen auf die regelmaRige wdchentliche Arbeitszeit im Schichtplanturnus nicht ausge-
glichen werden,

angeordnet worden sind.”
Nr.5 Zu § 16 - Stufen der Entgelttabelle
1. 816 Absatz 2 gilt in folgender Fassung:

,(2) 'Bei der Einstellung werden die Beschéftigten der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine
einschlagige Berufserfahrung vorliegt. *Verfiigen Beschéftigte tber eine einschlagige
Berufserfahrung von mindestens einem Jahr aus einem vorherigen befristeten oder
unbefristeten Arbeitsverhaltnis zum selben Arbeitgeber erfolgt die Stufenzuordnung un-
ter Anrechnung der Zeiten der einschlagigen Berufserfahrung aus diesem vorherigen
Arbeitsverhaltnis. ®Ist die einschlagige Berufserfahrung von mindestens einem Jahr in
einem Arbeitsverhdltnis zu einem anderen Arbeitgeber erworben worden, erfolgt die
Einstellung in die Stufe 2, beziehungsweise - bei Einstellung nach dem 31. Mai 2013
und Vorliegen einer einschlagigen Berufserfahrung von mindestens drei Jahren - in
Stufe 3. “Werden Beschaftigte in den Entgeltgruppen 13 bis 15 eingestellt, gilt ergan-
zend: Zeiten mit einschlagiger Berufserfahrung an anderen Hochschulen oder auf3er-
universitaren Forschungseinrichtungen werden grundsétzlich anerkannt. *Dasselbe gilt
fur Beschaftigte in den Entgeltgruppen 9 bis 12, wenn sie im Rahmen der Planung,
Vorbereitung, Durchfihrung, Aus- und/oder Bewertung von wissenschaftlichen Vorha-
ben einen wesentlichen Beitrag leisten. ®Unabhéngig davon kann der Arbeitgeber bei
Neueinstellungen zur Deckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen berufli-
chen Tatigkeit ganz oder teilweise fur die Stufenzuordnung beriicksichtigen, wenn die-
se Tatigkeit fur die vorgesehene Téatigkeit forderlich ist.

la. 8 16 Absatz 2a gilt in folgender Fassung:

»(2a) Der Arbeitgeber kann bei Einstellung von Beschaftigten im unmittelbaren Anschluss an
ein Arbeitsverhaltnis im oOffentlichen Dienst (8 34 Absatz 3 Satz 3 und 4) die beim vor-
herigen Arbeitgeber nach den Regelungen des TV-G-U, des TVU-G-U oder eines ver-
gleichbaren Tarifvertrages erworbene Stufe bei der Stufenzuordnung ganz oder teil-
weise bericksichtigen; Absatz 2 Satz 6 bleibt unberihrt.

2. 816 Absatz 5 gilt in folgender Fassung:

.(5) 'Zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs, zur Bindung von
qualifizierten Fachkraften oder zum Ausgleich hoherer Lebenshaltungskosten kann
Beschaftigten abweichend von der tarifvertraglichen Einstufung ein bis zu zwei Stufen
hoheres Entgelt ganz oder teilweise vorweg gewahrt werden. “Beschéftigte mit einem
Entgelt der Endstufe kénnen bis zu 20 v.H. der Stufe 2 zusatzlich erhalten.
%Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mit einem Entgelt der Endstufe kénnen bis
zu 25 v.H. der Stufe 2 zusétzlich erhalten. *Dies gilt jedoch nur, wenn

a) sie aufgrund ihrer fachlichen Qualifikation besondere projektbezogene Anforderun-
gen erfillen oder
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b) eine besondere Personalbindung beziehungsweise Personalgewinnung erreicht
werden soll.

°Die Zulage kann befristet werden. °Sie ist auch als befristete Zulage widerruflich.
Nr.6 Zu § 18
§ 18 gilt in folgender Fassung:
»8 18 Besondere Zahlung im Drittmittelbereich, Leistungszulage und -pramie

(1) 'Beschéftigte im Drittmittelbereich kénnen vom Arbeitgeber eine Sonderzahlung erhalten.
2\Voraussetzung ist, dass nach Deckung der Einzel- und Gemeinkosten des Drittmittelvorha-
bens entsprechende Ertrage aus Mitteln privater Dritter verbleiben. *Die Beschéftigten miis-
sen zudem durch besondere Leistungen bei der Einwerbung der Mittel oder der Erstellung
einer fur die eingeworbenen Mittel zu erbringenden beziehungsweise erbrachten Leistung
beigetragen haben. *Die Sonderzahlung kann bis zu 10 v.H. ihres Jahrestabellenentgelts be-
tragen. °Sie ist nicht zusatzversorgungspflichtig.

(2) 'Der Arbeitgeber kann Beschéftigten unabhangig von Absatz 1 eine Leistungszulage zahlen,
wenn sie dauerhaft oder projektbezogen besondere Leistungen erbringen. “Die Zulage kann
befristet werden. 3Sie ist auch als befristete Zulage widerruflich.

(3) Der Arbeitgeber kann Beschaftigten unabhangig von Absatz 1 eine einmalige Leistungspra-
mie zahlen, wenn sie besondere Leistungen erbracht haben.”

Nr. 7 Zu § 26 Erholungsurlaub
(unbesetzt)

Nr. 8 Zu § 30 - Befristete Arbeitsvertrage
§ 30 Absatz 1 gilt in folgender Fassung:

(1) 'Befristete Arbeitsvertrige sind zuléassig auf Grundlage des Teilzeit- und Befristungsgesetzes
sowie anderer gesetzlicher Vorschriften Gber die Befristung von Arbeitsvertragen. “Fir Be-
schaftigte, deren Tatigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Angestellten
unterlegen hatte, gelten die Besonderheiten in den Absatzen 2a bis 5; dies gilt nicht flr Ar-
beitsverhaltnisse, fir welche die Befristungsregelungen der 88 65 ff. Hessisches Hochschul-
gesetz und Gesetz zur Anderung des TUD-Gesetzes sowie weiterer Rechtsvorschriften in
der Fassung vom 14. Dezember 2009 oder des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes gelten.

Protokollerkléarung zu Absatz 1 Satz 2:

Absétze 2a bis 5 gelten auch nicht fiir Arbeitsverhaltnisse, die von der Ubergangsvorschrift des
§ 6 Wissenschaftszeitvertragsgesetz erfasst sind.”

In § 30 wird folgender Absatz 2a eingefiigt:

.(2a) 'KalendermaRig befristete Arbeitsvertrage mit sachlichem Grund sind nur zuldssig, wenn
die Dauer des einzelnen Vertrages sieben Jahre nicht Ubersteigt; weitergehende Regelun-
gen im Sinne von § 23 Teilzeit- und Befristungsgesetz bleiben unberiihrt. Beschaftigte mit
einem Arbeitsvertrag nach Satz 1 sind bei der Besetzung von Dauerarbeitsplatzen bevor-
zugt zu bericksichtigen, wenn die sachlichen und personlichen Voraussetzungen erfillt
sind.”

§ 41 Sonderregelungen fiir Arztinnen und Arzte an Universitatskliniken

Abschnitt |
Allgemeine Vorschriften

Nr. 1 Geltungsbereich
(1) Diese Sonderregelungen gelten fir

a) Arztinnen und Arzte, die als Angestellte an einer Universitatsklinik tiberwiegend Aufgaben
der Krankenversorgung des Universitatsklinikums wahrnehmen,
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b) Arztinnen und Arzte, die in anderen &arztlichen Bereichen (z.B. Pathologie, Labor, Kran-
kenhaushygiene) lUberwiegend in der Krankenversorgung des Universitatsklinikums ein-
gesetzt sind.

Diese Sonderregelungen gelten nicht fur

a) Arztinnen und Arzte, die ein (iber das Tabellenentgelt der Endstufe der Entgeltgruppe A 6
hinausgehendes regelmalRiges Entgelt erhalten; die Zulage nach Nr. 14 Absatz 3 bleibt
hierbei unberiicksichtigt,

b) Arztinnen und Arzte, firr die Eingliederungszuschiisse nach den 8§ 217 ff. SGB Ill gewahrt
werden,

c) Arztinnen und Arzte, die Arbeiten nach den 88§ 260 ff. SGB Ill verrichten,
d) geringfiigig beschaftigte Arztinnen und Arzte im Sinne von § 8 Absatz 1 Nr. 2 SGB IV.

Diese Sonderregelungen gelten ferner nicht fiir Leitende Arztinnen und Leitende Arzte
(Chefarztinnen und Chefarzte).

Protokollerklarung zu Nr. 1 Absatz 3:

'Diese Sonderregelungen gelten ferner nicht fiir Arztinnen und Arzte, die sich am 31. Dezember
2006 in der Arbeits- bzw. Freistellungsphase eines Altersteilzeitarbeitsverhaltnisses befunden
haben. *Mit Arztinnen und Arzten, die Altersteilzeitarbeit vor dem 31. Dezember 2006 vereinbart,
diese aber am 31. Dezember 2006 noch nicht begonnen haben, ist auf Verlangen die Aufhebung
der Altersteilzeitvereinbarung zu prufen.

Nr. 2 Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit

(1)
(2)

®3)

(4)

Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen.

'Mehrere Arbeitsverhéltnisse zu demselben Arbeitgeber diirfen nur begriindet werden, wenn
die jeweils Ubertragenen Tatigkeiten nicht in einem unmittelbaren Sachzusammenhang ste-
hen. *Andernfalls gelten sie als ein Arbeitsverhaltnis.

'Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie kénnen ge-
sondert gekiindigt werden, soweit dies durch Tarifvertrag vorgesehen oder einzelvertraglich
vereinbart ist.

Die ersten sechs Monate der Beschaftigung gelten als Probezeit, soweit nicht eine kirzere
Zeit vereinbart ist.

Nr. 3 Allgemeine Arbeitsbedingungen

(1)

()

®3)

(4)

!Die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung ist gewissenhaft und ordnungsgeman auszufiih-
ren; dabei sind die Ziele der Hochschule und des Universitatsklinikums, die spezifischen
Aufgaben in Forschung, Lehre, Weiterbildung sowie Krankenversorgung zu bertcksichtigen.
%In der Krankenversorgung ist auch die Wirtschaftlichkeit zu beachten. *Arztinnen und Arzte
missen sich durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokratischen Grundordnung im
Sinne des Grundgesetzes bekennen.

'Arztinnen und Arzte haben {iber Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche
Vorschriften vorgesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren;
dies gilt auch uber die Beendigung des Arbeitsverhaltnisses hinaus. ?Bei Unterlagen, die ih-
rem Inhalt nach von der arztlichen Schweigepflicht erfasst werden, darf der Arbeitgeber nur
die Herausgabe an die arztliche Vorgesetzte oder den arztlichen Vorgesetzten verlangen.

tArztinnen und Arzte diirfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder sonstige
Verginstigungen mit Bezug auf ihre Tatigkeit nicht annehmen. ?Ausnahmen sind nur mit Zu-
stimmung des Arbeitgebers méglich. *Werden Arztinnen und Arzten derartige Vergiinstigun-
gen angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber unverziglich anzuzeigen.

'Zu den Pflichten der Arztinnen und Arzte gehért es auch, &rztliche Bescheinigungen auszu-
stellen. *Arztinnen und Arzte kénnen vom Arbeitgeber verpflichtet werden, im Rahmen einer
zugelassenen Nebentatigkeit von Leitenden Arztinnen und Leitenden Arzten (Chefarztinnen
und Chefarzte) oder fur Belegarztinnen und Belegarzte innerhalb der Hochschule oder des
Universitatsklinikums arztlich tatig zu werden.
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(5) Die Erstellung von Gutachten, gutachtlichen AuRerungen und wissenschaftlichen Ausarbei-
tungen, die nicht von einem Dritten angefordert und vergutet werden, gehort zu den den Arz-
tinnen und Arzten obliegenden Pflichten aus der Haupttatigkeit.

(6) 'Arztinnen und Arzte kénnen vom Arbeitgeber verpflichtet werden, als Nebentétigkeit Unter-
richt zu erteilen sowie Gutachten, gutachtliche AuRerungen und wissenschaftliche Ausarbei-
tungen, die von einem Dritten angefordert und vergutet werden, zu erstellen, und zwar auch
im Rahmen einer zugelassenen Nebentatigkeit der Leitenden Arztin oder des Leitenden Arz-
tes (Chefarztin oder Chefarzt). “Steht die Vergiitung fir das Gutachten, die gutachtliche Au-
Rerung oder wissenschaftliche Ausarbeitung ausschliel3lich dem Arbeitgeber zu, so haben
die Arztinnen und Arzte nach MafRgabe ihrer Beteiligung einen Anspruch auf einen Teil die-
ser Vergiitung. ®In allen anderen Féllen sind die Arztinnen und Arzte berechtigt, fir die
Nebentatigkeit einen Anteil der von dem Dritten zu zahlenden Vergiitung anzunehmen. “Die
Arztinnen und Arzte kénnen die Ubernahme der Nebentéatigkeit verwei%ern,_lwenn die ange-
botene Vergitung offenbar nicht dem Mal3 ihrer Beteiligung entspricht. Im Ubrigen kann die
Ubernahme der Nebentatigkeit nur in besonders begriindeten Ausnahmefallen verweigert
werden.

(7) 'Fur die Nebentatigkeit der Arztinnen und Arzte finden die fir die Beamtinnen und Beamten
des Landes Hessen jeweils geltenden Bestimmungen sinngemaR Anwendung. *Antrage zur
Genehmigung von Nebentatigkeiten sollen rechtzeitig gestellt werden; Bearbeitung und Ent-
scheidung haben zeitnah zu erfolgen. *Firr Nebentatigkeiten im offentlichen Dienst kann eine
Ablieferungspflicht nach den fir die Beamtinnen und Beamten des Landes Hessen jeweils
geltenden Bestimmungen zur Auflage gemacht werden.

(8) Auch die Auslbung einer unentgeltlichen Nebentatigkeit bedarf der vorherigen Genehmi-
gung des Arbeitgebers, wenn fir sie Raume, Einrichtungen, Personal oder Material des Ar-
beitgebers in Anspruch genommen werden.

(9) 'Der Arbeitgeber ist vor der Einstellung sowie bei begriindeter Veranlassung berechtigt, Arz-
tinnen und Arzte zu verpflichten, durch &rztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie zur
Leistung der arbeitsvertraglich geschuldeten Tétigkeit in der Lage sind. *Bei dem beauftrag-
ten Arzt kann es sich um einen Betriebsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht
auf einen anderen Arzt geeinigt haben. °Die Kosten dieser Untersuchung tragt der Arbeitge-
ber. “Der Arbeitgeber kann die Arztin oder den Arzt auch bei Beendigung des Arbeitsverhalt-
nisses untersuchen lassen. *Auf Verlangen der Arztin oder des Arztes ist er hierzu verpflich-
tet. ®Arztinnen und Arzte, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt oder in gesund-
heitsgefahrdenden Bereichen beschaftigt sind, sind in regelmélligen Zeitabstéanden arztlich
zu untersuchen.

(10) *Arztinnen und Arzte haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollstandigen Personalakten. ?Sie
konnen das Recht auf Einsicht auch durch einen hierzu schriftlich Bevollmachtigten austiben
lassen. 3Sie kénnen Ausziige oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. *Arztinnen und
Arzte missen zu Beschwerden oder Behauptungen tatsachlicher Art, die fir sie unginstig
sind oder ihnen nachteilig werden kénnen und in die Personalakten aufgenommen werden
sollen, gehort werden. °lhre AuRerung ist zu den Personalakten zu nehmen.

(11) Bei der Wahrnehmung des Direktionsrechts hat der Arbeitgeber die Grundrechte der Arztin-
nen und Arzte zu beachten, insbesondere die Grundrechte der Wissenschaftsfreiheit sowie
das Grundrecht der Gewissensfreiheit.

Nr. 4 Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung

(1) *Arztinnen und Arzte kénnen aus dienstlichen oder betrieblichen Griinden versetzt oder ab-
geordnet werden. 2Sollen Arztinnen und Arzte an eine Dienststelle oder einen Betrieb auRer-
halb des bisherigen Arbeitsortes versetzt oder voraussichtlich langer als drei Monate ab-
geordnet werden, so sind sie vorher zu horen.

Protokollerklarungen zu Nr. 4 Absatz 1:

1. Abordnung ist die vom Arbeitgeber veranlasste voribergehende Beschéftigung bei einer an-
deren Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben oder eines anderen Arbeitgebers
unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhaltnisses.
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2. Versetzung ist die vom Arbeitgeber veranlasste, auf Dauer bestimmte Beschéftigung bei einer
anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben Arbeitgebers unter Fortsetzung
des bestehenden Arbeitsverhéltnisses.

YArztinnen und Arzten kann im dienstlichen, betrieblichen oder 6ffentlichen Interesse mit ihrer
Zustimmung voribergehend eine mindestens gleich vergutete Tatigkeit bei einem Dritten zu-
gewiesen werden. ?Die Rechtsstellung der Arztinnen und Arzte bleibt unberiihrt. *Beziige aus
der Verwendung nach Satz 1 werden auf das Entgelt angerechnet.

Protokollerklarung zu Nr. 4 Absatz 2:

Zuweisung ist - unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhaltnisses - die voribergehende
Beschéftigung bei einem Dritten im In- und Ausland, bei dem diese Sonderregelungen nicht zur
Anwendung kommen.

'Werden Aufgaben der Arztinnen und Arzte zu einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen des
Arbeitgebers bei weiter bestehendem Arbeitsverhdltnis die arbeitsvertraglich geschuldete
Arbeitsleistung bei dem Dritten zu erbringen (Personalgestellung). Gesetzliche Kiindigungs-
rechte bleiben unberihrt.

Protokollerklarung zu Nr. 4 Absatz 3:

'Personalgestellung ist - unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhaltnisses - die auf Dauer
angelegte Beschaftigung bei einem Dritten. ’Die Modalitaten der Personalgestellung werden zwi-
schen dem Arbeitgeber und dem Dritten vertraglich geregelt.

Abschnitt Il
Arbeitszeit

Nr. 5 RegelméRige Arbeitszeit

(1)

(2)

®3)

(4)

'Die durchschnittliche regelméaRige wéchentliche Arbeitszeit ausschlieRlich der Pausen be-
tragt 42 Stunden. *Die regelméaRige wochentliche Arbeitszeit soll auf fiinf Tage, sie kann aus
notwendigen dienstlichen oder betrieblichen Griinden auch auf sechs Tage verteilt werden.

Protokollerkléarung zu Nr. 5 Absatz 1:

Die Verteilung der regelméafigen wochentlichen Arbeitszeit auf sechs Tage ist nur mdglich, wenn
die tagliche Arbeitszeit an den Werktagen Montag bis Freitag mindestens acht Stunden betragt.

'Der Ausgleichszeitraum fir die Berechnung des Durchschnitts der regelmaRigen wochentli-
chen Arbeitszeit betragt 26 Wochen. ?Bei Arztinnen und Arzten, die standig Wechselschicht-
oder Schichtarbeit zu leisten haben, kann ein Zeitraum von bis zu 39 Wochen zugrunde ge-
legt werden.

1Soweit es die dienstlichen oder betrieblichen Verhaltnisse zulassen, wird die Arztin oder der
Arzt am 24. Dezember und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Entgelts (Nr. 16) von
der Arbeit freigestellt. ’Kann die Freistellung aus dienstlichen oder betrieblichen Griinden
nicht erfolgen, ist entsprechender Freizeitausgleich innerhalb von drei Monaten zu gewah-
ren. *Die regelmaRige Arbeitszeit vermindert sich fiir den 24. Dezember und 31. Dezember,
sofern sie auf einen Werktag fallen, um die dienstplanméaflig ausgefallenen Stunden, wenn
die Arztin oder der Arzt wegen des Dienstplans an diesen Tagen frei hat und deshalb sonst
nacharbeiten musste. *Fur Arztinnen und Arzte, die regelméRig nach einem Dienstplan ein-
gesetzt werden, der Wechselschicht- oder Schichtdienst an sieben Tagen in der Woche vor-
sieht, vermindert sich die regelméaRige Wochenarbeitszeit um ein Funftel beziehungsweise
ein Sechstel (vgl. Absatz 1 Satz 2) der arbeitsvertraglich vereinbarten durchschnittlichen
Wochenarbeitszeit, wenn sie an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fallt,

a) Arbeitsleistung zu erbringen haben oder

b) nicht wegen des Feiertags, sondern dienstplanmafiig nicht zur Arbeit eingeteilt sind und
deswegen an anderen Tagen der Woche ihre regelmaiige Arbeitszeit erbringen missten.

'Die tagliche Arbeitszeit im Schichtdienst kann auf bis zu 12 Stunden und 15 Minuten (aus-
schlieBlich der Pausen) ausgedehnt werden. ?In einer Woche darf in nicht mehr als finf zu-
sammenhangenden Schichten nach Satz 1 und innerhalb von zwei Wochen in nicht mehr als
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acht Schichten nach Satz 1 gearbeitet werden. 3Zwischen den einzelnen Schichtblécken
muss ein ununterbrochener Freizeitblock von 48 Stunden gewéhrt werden. “Solche Schich-
ten konnen nicht mit Bereitschaftsdienst (Nr. 6 Absatz 3) kombiniert werden.

Arztinnen und Arzte sind im Rahmen begriindeter dienstlicher oder betrieblicher Notwendig-
keiten verpflichtet, Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, Schichtarbeit sowie Be-
reitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Uberstunden und Mehrarbeit zu leisten.

'Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am auswértigen Ge-
schéftsort als Arbeitszeit. “Fiir jeden Tag einschlieRlich der Reisetage wird jedoch mindes-
tens die auf ihn entfallende regelm&Rige, durchschnittliche oder dienstplanméaRige Arbeitszeit
berticksichtigt, wenn diese bei Nichtbertcksichtigung der Reisezeit nicht erreicht wirde.
3Uberschreiten nicht anrechenbare Reisezeiten insgesamt 15 Stunden im Monat, so werden
auf Antrag 25 v.H. dieser Uberschreitenden Zeiten bei fester Arbeitszeit als Freizeitausgleich
gewahrt und bei gleitender Arbeitszeit im Rahmen der jeweils geltenden Vorschriften auf die
Arbeitszeit angerechnet. “Der besonderen Situation von Teilzeitbeschéftigten ist Rechnung
zu tragen.

!Die Arbeitszeiten der Arztinnen und Arzte sollen objektiv erfasst und dokumentiert werden.
“Hierbei soll eine elektronische Personaleinsatzplanung mit der Méglichkeit der Abweichung
vom Dienstplan auf Basis eines Katalogs von Griinden erfolgen. °Nr. 6 Absatz 7 bleibt hier-
von unberuhrt.

Nr. 6 Sonderformen der Arbeit

(1)

()

®3)

(4)

"Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmaRigen Wech-
sel der taglichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen Arztinnen und Arzte
durchschnittlich langstens nach Ablauf eines Monats erneut zu mindestens zwei Nacht-
schichten herangezogen werden. “Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in
denen ununterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird.
*Nachtschichten sind Arbeitsschichten, die mindestens zwei Stunden Nachtarbeit umfassen.

Schichtarbeit ist die Arbeit, die nach einem Schichtplan, der einen regelmafligen Wechsel
des Beginns der taglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten von
langstens einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens
13 Stunden geleistet wird.

YArztinnen und Arzte sind verpflichtet, sich auf Anordnung des Arbeitgebers auRerhalb der
regelmafigen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle aufzuhalten, um im
Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen (Bereitschaftsdienst). “Der Arbeitgeber darf Bereit-
schaftsdienst nur anordnen, wenn zu erwarten ist, dass zwar Arbeit anfallt, erfahrungsgeman
aber die Zeit ohne Arbeitsleistung tiberwiegt. *Visitendienste an Wochenenden oder Feierta-
gen im Rahmen des Bereitschaftsdienstes sind mit mindestens vier Stunden Vollarbeit zu
bewerten. *Die anfallenden Bereitschaftsdienste sollen auf die am Bereitschaftsdienst teil-
nehmenden Arztinnen und Arzte gleichmaRig verteilt werden. °Fiir die Heranziehung von
Teilzeitbeschéftigten zu Bereitschaftsdienst gilt Nr. 9 Absatz 4.

YArztinnen und Arzte sind verpflichtet, sich auf Anordnung des Arbeitgebers auRerhalb der
regelmafigen Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzeigenden Stelle aufzuhalten, um
auf Abruf die Arbeit aufzunehmen (Rufbereitschaft). “Der Arbeitgeber darf Rufbereitschaft
nur anordnen, wenn erfahrungsgemaf lediglich in Ausnahmefallen Arbeit anfallt.
3Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass Arztinnen und Arzte mit einem
Mobiltelefon oder einem vergleichbaren technischen Hilfsmittel erreichbar sind. *Abweichend
von den 88 3 und 6 Absatz 2 Arbeitszeitgesetz kann im Rahmen des § 7 Absatz 1 Nr. 1 und
Nr. 4 Arbeitszeitgesetz durch tatséchliche Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft die
tagliche Hochstarbeitszeit von zehn Stunden (iberschritten werden. °Leisten Arztinnen und
Arzte in der Regel nur Rufbereitschaft und nicht auch Bereitschaftsdienst, diirfen im Kalen-
dermonat nicht mehr als 15 Rufbereitschaften angeordnet werden. °Diese Zahl darf voriiber-
gehend Uberschritten werden, wenn sonst die Versorgung der Patienten nicht sichergestellt
ware. 'Die anfallenden Rufbereitschaften sollen auf die an der Rufbereitschaft teilnehmen-
den Arztinnen und Arzte gleichméRig verteilt werden. ®Fir die Heranziehung von Teilzeitbe-
schaftigten zur Rufbereitschaft gilt Nr. 9 Absatz 4.
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(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.

(6) Mehrarbeitsstunden sind die Arbeitsstunden, die Teilzeitbeschaftigte Uber die individuell ver-
einbarte regelmafige Arbeitszeit hinaus bis zur regelmaRigen wochentlichen Arbeitszeit von
Vollbeschaftigten (Nr. 5 Absatz 1) leisten.

(7) 'Uberstunden sind die auf Anordnung des Arbeitgebers geleisteten Arbeitsstunden, die in-
nerhalb von drei Kalenderwochen (Ermittlungszeitraum) tber die im Rahmen der regelmafi-
gen wochentlichen Arbeitszeit von Vollbeschaftigten (Nr. 5 Absatz 1) dienstplanmaRig bezie-
hungsweise betriebsiblich festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen, innerhalb dieses Zeit-
raums nicht ausgeglichen und keine Mehrarbeitsstunden sind. “Uberstunden sind innerhalb
von drei Kalendermonaten nach Ableistung (Ausgleichszeitraum) durch Arbeitsbefreiung
auszugleichen.

(8) 'Abweichend von den §§ 3 und 6 Absatz 2 Arbeitszeitgesetz kann im Rahmen des § 7 Ab-
satz 1 Nr. 1 und Nr. 4 Arbeitszeitgesetz, wenn in die Arbeitszeit regelmafig und in erhebli-
chem Umfang Bereitschaftsdienst fallt, die tagliche Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitge-
setzes uber acht Stunden hinaus

a) an Wochenenden und gesetzlichen Feiertagen auf bis zu 24 Stunden,
b) an Werktagen auf bis zu 18 Stunden oder
c) mit Zustimmung der Arztin oder des Arztes auch an Werktagen auf bis zu 24 Stunden

verlangert werden, wenn mindestens die zehn Stunden Vollarbeit tUberschreitende Zeit als
Bereitschaftsdienst geleistet wird. ?Die Arztin oder der Arzt kann im Fall c) die erteilte Zu-
stimmung mit einer Frist von sechs Monaten widerrufen.

Protokollerkldrung zu Nr. 6 Absatz 8 Satz 1:

Werktage im Fall b) und c) sind die Tage Montag bis Freitag.

(9) 'Die wéchentliche Arbeitszeit darf im Rahmen des § 7 Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 4, Absatz 8
Arbeitszeitgesetz im Durchschnitt 48 Stunden nicht Uberschreiten. *Fiir die Berechnung des
Durchschnitts der wochentlichen Arbeitszeit nach 8 7 Absatz 8 Arbeitszeitgesetz ist ein Zeit-
raum von 26 Wochen beziehungsweise bei standiger Wechselschicht- oder Schichtarbeit
von 39 Wochen zugrunde zu legen.

(10)'Wenn die Arztin oder der Arzt schriftlich einwilligt und in die Arbeitszeit regelmaRig und in
erheblichem Umfang Bereitschaftsdienst fallt, kann die hdchstzulassige Arbeitszeit ohne
Ausgleich Uber acht Stunden hinaus verlangert werden (8 7 Absatz 2a Arbeitszeitgesetz).
’Der Gesundheitsschutz der Arztin oder des Arztes ist gewéhrleistet, wenn

a) die Arbeitszeit in einem zusammenhangenden Zeitraum von 26 Wochen 1508 Stunden
nicht Gberschreitet und

b) der Arztin oder dem Arzt das Recht zu einer jahrlichen, fiir ihn kostenfreien arbeitsmedizi-
nischen Untersuchung bei einem vom Arbeitgeber bestimmten Arzt (unbeschadet der
Pflichten aus anderen Rechtsvorschriften) gewahrt wird.

®Die Arztin oder der Arzt kann die Einwilligung mit einer Frist von sechs Monaten schriftlich
widerrufen.

Nr. 7 Ausgleich far Sonderformen der Arbeit

(1) *Arztinnen und Arzte erhalten neben dem Entgelt fur die tatséchliche Arbeitsleistung Zeitzu-
schlage. ?Die Zeitzuschlage betragen - auch bei Teilzeitbeschaftigten - je Stunde

a) fir Uberstunden 15 v.H.,
b) fir Nachtarbeit 1,28 €,
c) flr Sonntagsarbeit 25 v.H.,

d) bei Feiertagsarbeit
- ohne Freizeitausgleich 130 v.H.,
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- mit Freizeitausgleich 30 v.H.,
e) flr Arbeit am 24. Dezember und am

31. Dezember jeweils ab 6 Uhr 30 v.H.,
f)  fur Arbeit an Samstagen von13 bis 21 Uhr 0,64 €;

in den Fallen der Buchstaben a und c bis e beziehen sich die Werte bei Arztinnen und Arzten
in allen Entgeltgruppen auf den Anteil des Tabellenentgelts der Stufe 1 der jeweiligen Ent-
geltgruppe, der auf eine Stunde entfallt. *Beim Zusammentreffen von Zeitzuschlagen nach
Satz 2 Buchstabe c bis f wird nur der héchste Zeitzuschlag gezahlt. “Auf Wunsch der Arztin-
nen und Arzte konnen, soweit die dienstlichen oder betrieblichen Verhaltnisse es zulassen,
die nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschlage entsprechend dem jeweiligen Vomhundertsatz
einer Stunde in Zeit umgewandelt (faktorisiert) und ausgeglichen werden. *Dies gilt entspre-
chend fur Uberstunden als solche.

Protokollerklarung zu Nr. 7 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe d:

'Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders ausgewiesen und bezeichnet werden.
“Falls kein Freizeitausgleich gewahrt wird, werden als Entgelt einschliel3lich des Zeitzuschlags
und des auf den Feiertag entfallenden Tabellenentgelts hdchstens 230 v.H. gezahilt.

'Uberstunden sind grundsétzlich durch entsprechende Freizeit auszugleichen; fiir die Zeit
des Freizeitausgleichs werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen, in Monatsbetragen
festgelegten Entgeltbestandteile weitergezahlt. **Fiir Uberstunden (Nr. 6 Absatz 7), die nicht
bis zum Ende des dritten Kalendermonats nach ihrem Entstehen mit Freizeit ausgeglichen
worden sind, erhalten Arztinnen und Arzte je Stunde 100 v.H. des auf die Stunde entfallen-
den Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe, hdchstens jedoch
nach der Stufe 2. Der Anspruch auf den Zeitzuschlag fiir Uberstunden nach Absatz 1 be-
steht unabhangig von einem Freizeitausgleich.

Fur Arbeitsstunden, die keine Uberstunden sind und die aus dienstlichen oder betrieblichen
Grunden nicht innerhalb des nach Nr. 5 Absatz 2 Satz 1 oder 2 festgelegten Zeitraums mit
Freizeit ausgeglichen werden, erhalten Arztinnen und Arzte je Stunde 100 v.H. des auf eine
Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe.

'Zur Berechnung des Entgelts wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschlieBlich der ge-
leisteten Arbeit in drei Stufen als Arbeitszeit gewertet. ?Ausschlaggebend sind die Arbeitsleis-
tungen, die wahrend des Bereitschaftsdienstes erfahrungsgemaf durchschnittlich anfallen:

Bereitschafts- | Arbeitsleitung innerhalb des | Bewertung

dienststufe Bereitschaftsdienstes als Arbeits-
zeit

| Bis zu 25 v.H. 60 v.H.

I Mehr als 25 v.H. bis 40 v.H. 80 v.H.

" Mehr als 40 v.H. bis 49 v.H. 95 v.H.

3Fur die Zeit des Bereitschaftsdienstes an gesetzlichen Feiertagen erhoht sich die Bewertung
um 25 Prozentpunkte. “Im Ubrigen werden Zeitzuschlage nach Nr. 7 fur die Zeit des Bereit-
schaftsdienstes einschlieRlich der geleisteten Arbeit nicht gezahlt. °Fiir die als Arbeitszeit
gewertete Zeit des Bereitschaftsdienstes wird das Stundenentgelt der jeweiligen Entgelt-
gruppe und Stufe (individuelles Stundenentgelt) gezahlt. °Die nach den Satzen 1 bis 3 er-
rechnete Arbeitszeit kann stattdessen bis zum Ende des dritten Kalendermonats auch durch
entsprechende Freizeit abgegolten werden (Freizeitausgleich); fir die Zeit des Freizeitaus-
gleichs werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen, in Monatsbetragen festgelegten
Entgeltbestandteile weitergezahlt. ‘Die Zuweisung zu den Stufen des Bereitschaftsdienstes
erfolgt durch schriftiche Nebenabrede zum Arbeitsvertrag. ®Die Nebenabrede ist mit einer
Frist von drei Monaten jeweils zum Ende eines Kalenderhalbjahres kiindbar (Nr. 2 Absatz 3
Satz 2).

Protokollerklarung zu Nr. 7 Absatz 4 Satz 7:
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Die Zuweisung zu den einzelnen Stufen der Bereitschaftsdienste gilt fir alle geleisteten Bereit-
schaftsdienste unabhangig von der im Einzelfall angefallenen Arbeit.

'Zum Zwecke der Entgeltberechnung wird die Zeit der Rufbereitschaft mit 12,5 v.H. als Ar-
beitszeit gewertet und mit dem individuellen Stundenentgelt einschlieflich des Zeitzuschla-
ges fir Uberstunden (individuelles Uberstundenentgelt) bezahlt. ?Fir angefallene Arbeit ein-
schlieBlich einer etwaigen Wegezeit wird daneben das individuelle Uberstundenentgelt ge-
zahlt. ®Fir eine Heranziehung zur Arbeit auRerhalb des Aufenthaltsortes werden mindestens
drei Stunden angesetzt. “Wird die Arztin oder der Arzt wéhrend der Rufbereitschaft mehr-
mals zur Arbeit herangezogen, wird die Stundengarantie nur einmal, und zwar fir die kirzes-
te Inanspruchnahme angesetzt. >Das individuelle Uberstundenentgelt fir angefallene Arbeit
innerhalb der Rufbereitschaft entfallt, soweit entsprechende Arbeitsbefreiung erteilt wird
(Freizeitausgleich). °Fir den Freizeitausgleich gilt Absatz 4 Satz 6 entsprechend. ‘Das Ent-
gelt fur Rufbereitschaft kann durch Nebenabrede zum Arbeitsvertrag pauschaliert werden.
®Die Nebenabrede ist mit einer Frist von zwei Wochen zum Monatsende kiindbar (Nr. 2 Ab-
satz 3 Satz 2).

Arztinnen und Arzte, die standig Wechgelschichtarbeit_ leisten, erhalten eine Wechsel-
schichtzulage von 105 Euro monatlich. ?Arztinnen und Arzte, die nicht standig Wechsel-
schichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 0,58 Euro pro Stunde.

*Arztinnen und Argte, die standig_ Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von 40
Euro monatlich. ?Arztinnen und Arzte, die nicht standig Schichtarbeit leisten, erhalten eine
Schichtzulage von 0,22 Euro pro Stunde.

Nr. 8 Ruhezeiten

(1)

)

®3)

YInnerhalb einer Kalenderwoche ist der Arztin oder dem Arzt eine ununterbrochene Ruhezeit
von 36 Stunden, in Ausnahmefallen von 24 Stunden zu gewéhren. 2Innerhalb von zwei Ka-
lenderwochen soll der Arztin oder dem Arzt eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens
36 Stunden — auf ein Wochenende fallend — gewahrt werden.

Abweichend von § 5 Absatz 1 Arbeitszeitgesetz kann im Rahmen des § 7 Absatz 1 Nr. 3
Arbeitszeitgesetz die Ruhezeit um bis zu zwei Stunden verkulrzt werden, wenn

a) die Art der Arbeit dies erfordert und dienstliche oder betriebliche Griinde vorliegen,

b) die werktégliche Arbeitszeit unmittelbar vorher nicht Gber zwdlf Stunden hinaus verlangert
wird (8 7 Absatz 9 Arbeitszeitgesetz),

c) die gekirzte Ruhezeit der Arztin oder dem Arzt ununterbrochen und nach Beendigung der
taglichen Arbeitszeit gewahrt wird,

d) Freizeitblocke von mehr als zwei Tagen innerhalb eines Kalendermonats erméglicht wer-
den und

e) die Kirzung der Ruhezeit innerhalb von sechs Kalendermonaten ausgeglichen wird.

Kirzungen der Ruhezeit durch Inanspruchnahme wahrend der Rufbereitschaft, die nicht
mehr als die Halfte der Ruhezeit betragen, kénnen im Rahmen des § 5 Absatz 3 Arbeitszeit-
gesetz zu anderen Zeiten innerhalb von acht Kalenderwochen ausgeglichen werden.

Nr. 9 Teilzeitbeschéaftigung

(1)

'Mit Arztinnen und Arzten soll auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte Ar-
beitszeit vereinbart werden, wenn sie

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder
b) einen nach arztlichem Gutachten pflegebedtirftigen sonstigen Angehorigen

tatsachlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche oder dringende betriebliche Be-
lange nicht entgegenstehen. ?Die Teilzeitbeschéftigung nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu
funf Jahre zu befristen. *Sie kann verlangert werden; der Antrag ist spatestens sechs Monate
vor Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschéftigung zu stellen. *Bei der Gestaltung der Arbeits-
zeit hat der Arbeitgeber im Rahmen der dienstlichen oder betrieblichen Mdglichkeiten der
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besonderen personlichen Situation der Arztin oder des Arztes nach Satz 1 Rechnung zu tra-
gen.

Arztinnen und Arzte, die in anderen als den in Absatz 1 genannten Fallen eine Teilzeitbe-
schaftigung vereinbaren wollen, kdnnen von ihrem Arbeitgeber verlangen, dass er mit ihnen
die Moglichkeit einer Teilzeitbeschaftigung mit dem Ziel erortert, zu einer entsprechenden
Vereinbarung zu gelangen.

Ist mit friher Vollbeschaftigten auf ihren Wunsch eine nicht befristete Teilzeitbeschaftigung
vereinbart worden, sollen sie bei spéaterer Besetzung eines Vollzeitarbeitsplatzes bei gleicher
Eignung im Rahmen der dienstlichen oder betrieblichen Mdglichkeiten bevorzugt bericksich-
tigt werden.

Teilzeitbeschaftigte sollen zu Mehrarbeit, Uberstunden, Bereitschaftsdienst oder Rufbereit-
schaft moglichst nur in dem Verhdltnis herangezogen werden, wie Vollbeschéaftigte zu Uber-
stunden, Bereitschaftsdienst oder Rufbereitschaft herangezogen werden.

Protokollerklarung zu Nr. 9 Absatz 4:

Teilzeitbeschéftigte, die mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren oder einen nach arztlichem
Gutachten pflegebedurftigen sonstigen Angehdrigen tatsachlich betreuen oder pflegen, sollen nur
in Ausnahmefallen zur Mehrarbeit herangezogen werden.

Abschnitt 1l
Eingruppierung und Entgelt

Nr. 10 Eingruppierung

1)

'Die Eingruppierung der Arztinnen und Arzte richtet sich nach den Tétigkeitsmerkmalen der
folgenden Entgeltordnung:

Entgelt- Bezeichnung

gruppe

Al Arztin oder Arzt mit entsprechender Tatigkeit nach Erteilung der Approbation

A2 Arztin oder Arzt mit entsprechender Tatigkeit und dreijahriger arztlicher Tatig-
keit nach Erteilung der Approbation

A3 Facharztin oder Facharzt mit entsprechender Téatigkeit in ihrem oder seinem
Fachgebiet

A4 a) Fachéarztin oder Facharzt mit fakultativer Weiterbildung, Schwerpunkt-

oder Zusatzweiterbildung in ihrem oder seinem Fachgebiet und anschlie-
Bender zweijahriger entsprechender Tatigkeit

b) Fachéarztin oder Facharzt mit entsprechender Tatigkeit in ihrem oder sei-
nem Fachgebiet, flir das in der Weiterbildungsordnung eine fakultative
Weiterbildung, Schwerpunkt- oder Zusatzweiterbildung entweder nicht
vorgesehen ist oder zwar vorgesehen, aber fir die auszuiibende Téatigkeit
nicht erforderlich ist, nach vierjahriger facharztlicher Tatigkeit

c) Facharztin oder Facharzt mit entsprechender Tatigkeit in ihrem oder sei-
nem Fachgebiet nach siebenjahriger facharztlicher Tatigkeit

d) Fachéarztin oder Facharzt mit Habilitation in inrem oder seinem Fachgebiet
und entsprechender Téatigkeit

e) Facharztin oder Facharzt mit entsprechender Tatigkeit, der oder dem
durch ausdrickliche Anordnung des Arbeitgebers mindestens vier Arztin-
nen und/oder Arzte standig unterstellt sind

A5 a) Fachéarztin oder Facharzt mit fakultativer Weiterbildung, Schwerpunkt-
oder Zusatzweiterbildung in ihrem oder seinem Fachgebiet und mit ent-

sprechender Tatigkeit, der oder dem durch ausdrtickliche Anordnung des
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Arbeitgebers die Leitung eines entsprechenden Funktionsbereiches oder
einer vergleichbaren sonstigen Organisationseinheit tbertragen worden ist
oder mindestens funf Arztinnen und/oder Arzte standig unterstellt sind

b) Fachéarztin oder Facharzt mit entsprechender Tatigkeit in ihrem oder sei-
nem Fachgebiet, flir das in der Weiterbildungsordnung eine fakultative
Weiterbildung, Schwerpunkt- oder Zusatzweiterbildung entweder nicht
vorgesehen ist oder zwar vorgesehen, aber fir die auszuibende Tatigkeit
nicht erforderlich ist, der oder dem durch ausdriickliche Anordnung des
Arbeitgebers die Leitung einer groReren Organisationseinheit tUbertragen
worden ist oder mindestens fiinf Arztinnen und/oder Arzte standig unter-
stellt sind

A6 Facharztin oder Facharzt, die oder der durch ausdriickliche Anordnung des
Arbeitgebers zur Standigen Vertreterin oder zum Standigen Vertreter der Lei-
tenden Arztin oder des Leitenden Arztes (Cheférztin oder Chefarzt) bestellt ist

Protokollerkldrung zu A 1 und A 2:

'Die Erteilung einer Berufserlaubnis ist der Erteilung der Approbation gleichgestellt. *Dies gilt
auch fur die beschrénkte Erlaubnis gemafl § 10 Absatz 4 der Bundesérzteordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. April 1987 (BGBI. | S. 1218), zuletzt geandert durch Artikel 7
des Gesetzes vom 27. April 2002 (BGBI. | S. 1467).

Protokollerkldrung zu A 4 a), A 5 a):

Soweit eine fakultative Weiterbildung, Schwerpunkt- oder Zusatzweiterbildung in einem Fachge-
biet gefordert wird, setzt die Erfiillung dieser Anforderung den erfolgreichen Abschluss des
Weiterbildungsgangs voraus.

Protokollerkldrung zu A 4 b), A 5 b):

Eine fakultative Weiterbildung, Schwerpunkt- oder Zusatzweiterbildung ist fur die auszuiibende
Tatigkeit erforderlich, wenn zeitlich mindestens zur Halfte Arbeitsvorgange aus dem speziellen
Teilgebiet anfallen, auf das sich der Weiterbildungsinhalt der fakultativen Weiterbildung, Schwer-
punkt- oder Zusatzweiterbildung bezieht.

Protokollerkldrungen zu A 4 e), A 5 a), b):

1. 'Beider Feststellung der Zahl der standig unterstellten Arztinnen und/oder Arzte sind nur Arz-
tinnen und/oder Arzte zu beriicksichtigen, die in der Krankenversorgung eingesetzt werden
und in einem Arbeits- oder Beamtenverhéltnis zu demselben Arbeitgeber (Dienstherrn) ste-
hen oder vom Universitatsklinikum eingestellt sind. “Fr die Feststellung der Zahl der standig
unterstellten Arztinnen und/oder Arzte ist es unschéadlich, wenn im Organisations- und Stel-
lenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen nicht besetzt sind.

2. Teilzeitbeschaftigte zahlen bei der Feststellung der Zahl der stiandig unterstellten Arztinnen-
und/oder Arzte entsprechend dem Verhdltnis der mit ihnen im Arbeitsvertrag
vereinbartenWochenarbeitszeit zur durchschnittlichen regelmaiigen Wochenarbeitszeit eines
Vollbeschéftigten.

Protokollerklarung zu A 5 a):

Funktionsbereiche sind wissenschaftlich anerkannte Spezialgebiete innerhalb eines &rztlichen
Fachgebiets.

Protokollerkldrung zu A 6):

Standige Vertreterin oder Standiger Vertreter ist nur die Arztin oder der Arzt, die oder der die Lei-

tende Arztin oder den Le|tenden Arzt (Cheféarztin oder Chefarzt) in der Gesamtheit ihrer oder sei-
ner Dienstaufgaben vertritt. ’|st eine Standige Vertreterin oder ein Standiger Vertreter nicht be-
stellt, so gilt die Arztin oder der Arzt als Standige Vertreterin oder Standiger Vertreter im Sinne
des Satzes 1, die oder der zur Vertreterin oder zum Vertreter der Leitenden Arztin oder des Lei-
tenden Arztes (Chefarztin oder Chefarzt) der Klinik fur die Gesamtheit der Dienstaufgaben im Be-
reich der Krankenversorgung bestellt ist. *Das Tatigkeitsmerkmal kann daher innerhalb einer Kili-
nik nur von e i n e r Arztin oder e i n e m Arzt erfullt werden.

Arztinnen und Arzte erhalten Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der sie eingruppiert sind.
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'Arztinnen und Arzte sind in der Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tétigkeitsmerkmalen die
gesamte von ihnen nicht nur voriibergehend auszuiibende Tétigkeit entspricht. ?Die gesamte
auszuubende Tatigkeit entspricht den Tatigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe, wenn zeit-
lich mindestens zur Halfte Arbeitsvorgange anfallen, die fir sich genommen die Anforderun-
gen eines Tatigkeitsmerkmals oder mehrerer Tatigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe erful-
len. *Kann die Erfiillung einer Anforderung in der Regel erst bei der Betrachtung mehrerer
Arbeitsvorgange festgestellt werden, sind diese Arbeitsvorgange fur die Feststellung, ob die-
se Anforderung erflillt ist, insoweit zusammen zu beurteilen.

Werden in einem Tatigkeitsmerkmal mehrere Anforderungen gestellt, gilt das in Absatz 2
Satz 2 bestimmte Mal3, ebenfalls bezogen auf die gesamte auszutbende Tatigkeit, fir jede
Anforderung.

Ist in einem Tatigkeitsmerkmal ein von Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 3 abweichendes zeitli-
ches Mal} bestimmt, gilt dieses.

Ist in einem Tatigkeitsmerkmal als Anforderung eine Voraussetzung in der Person der Arztin
oder des Arztes bestimmt, muss auch diese Anforderung erflllt sein.

Protokollerkldrung zu Nr. 10 Absatz 2 bis 5:

lArbeitsvorgémge sind Arbeitsleistungen (einschlie3lich Zusammenhangarbeiten), die, bezogen
auf den Aufgabenkreis der Arztin oder des Arztes, zu einem bei natiirlicher Betrachtung abgrenz-
baren Arbeitsergebnis fuhren. 2Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als solcher zu bewerten und
darf dabei hinsichtlich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten werden.

Die Entgeltgruppe der Arztin oder des Arztes ist im Arbeitsvertrag anzugeben.

'Bei der Einstellung werden fiir die Eingruppierung in die Entgeltgruppen A 1 bis A 3 Zeiten
arztlicher und facharztlicher Tatigkeit beriicksichtigt. ?Abweichend von Satz 1 werden fir die
Eingruppierung in die Entgelt%ruppen A 4 bis A 6 Zeiten einschlagiger facharztlicher Tatigkeit
grundsatzlich berticksichtigt. “Zeiten im Sinne der Satze 1 und 2 werden berucksichtigt, so-
weit sie im Geltungsbereich des deutschen Medizinalrechts oder im EU-Bereich erbracht
sind. “Zeiten arztlicher und fachéarztlicher Tatigkeit aulRerhalb des EU-Bereichs kénnen nur
bertcksichtigt werden, soweit sie von der zustandigen Stelle als der inlandischen arztlichen
Tatigkeit gleichwertig anerkannt sind.

Nr. 11 Fallgruppenaufstieg

(1)

(2)

'Sehen Tatigkeitsmerkmale (Fallgruppen) der Entgeltordnung einen Aufstieg in eine héhere
Entgeltgruppe nach einer bestimmten Zeit einer Tétigkeit vor, ist die Arztin oder der Arzt
nach Erfiillung der vorgeschriebenen Zeit hdhergruppiert. 2Fir die Erfillung der vorgeschrie-
benen Zeit gelten die Absétze 2 bis 4.

'Die vorgeschriebene Zeit muss ununterbrochen zuriickgelegt sein. ?Unterbrechungen von
jeweils bis zu sechs Monaten sind unschéadlich; unabhangig hiervon sind ferner unschadlich
Unterbrechungen wegen

a) Ableistung des Grundwehrdienstes, des zivilen Ersatzdienstes nach dem Gesetz Uiber den
zivilen Ersatzdienst und des Zivildienstes nach dem Zivildienstgesetz,

b) Arbeitsunfahigkeit im Sinne der Nr. 17,
¢) der Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz,

d) Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz und sonstiger Beurlaubung
zur Kinderbetreuung bis zu insgesamt funf Jahren,

e) einer vom Wehrdienst befreienden Tatigkeit als Entwicklungshelfer bis zu zwei Jahren.
3Die Zeiten einer nach Satz 2 unschadlichen Unterbrechung, mit Ausnahme

a) eines Urlaubs nach Nr. 21 und eines Zusatzurlaubs nach demSGB IX,

b) einer Arbeitsbefreiung nach Nr. 24,

¢) einer Arbeitsunfahigkeit mit Leistungen nach Nr. 17 bis zu 39 Wochen,

d) der Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz,
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werden auf die vorgeschriebene Zeit jedoch nicht angerechnet.

Auf die vorgeschriebene Zeit werden unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 die Zeiten
angerechnet, wahrend derer

a) Arztinnen und Arzte in einer hoheren Entgeltgruppe eingruppiert waren,

b) Arztinnen und Arzte noch nicht in der Entgeltgruppe eingruppiert waren, aus der sie im
Wege des Fallgruppenaufstiegs aufriicken, wahrend derer sie aber die Tatigkeitsmerkma-
le dieser oder einer héheren Entgeltgruppe erfillt und hierfir eine Zulage nach Nr. 12
(Fuhrung auf Probe, Fiihrung auf Zeit, voriibergehende Ubertragung einer hoherwertigen
Tatigkeit) erhalten haben.

Zeiten, in denen die Arztin oder der Arzt mit einer kiirzeren als der regelmaRigen wochentli-
chen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschéaftigen beschéaftigt war, werden voll ange-
rechnet.

Nr. 12 Fihrung auf Probe, Fiihrung auf Zeit, voriibergehende Ubertragung einer hherwer-

(1)

)

tigen Tatigkeit

Wird Arztinnen und Arzten voriibergehend eine andere Tétigkeit Uibertragen, die den Tétig-
keitsmerkmalen einer héheren Entgeltgruppe entspricht, und wurde diese Tatigkeit mindes-
tens einen Monat ausgeubt, erhalten sie fir die Dauer der Auslibung eine personliche Zula-
ge riickwirkend ab dem ersten Tag der Ubertragung der Tatigkeit.

Protokollerkldrungen zu Nr. 12 Absatz 1: )

1. Die Tarifvertragsparteien stellen klar, dass die vertretungsweise Ubertragung einer héherwer-
tigen Tatigkeit ein Unterfall der voribergehenden Ubertragung einer hoherwertigen Tatigkeit
ist.

2. Absatz 1 ist auch anwendbar fiir Arztinnen und Arzte, die in der Entgeltgruppe A 6 eingrup-
piert sind.

!Die persénliche Zulage bemisst sich bei Arztinnen und Arzten, die in eine der Entgeltgrup-
pen A 1 bis A 5 eingruppiert sind, aus dem Unterschiedsbetrag zu dem Tabellenentgelt, das
sich bei dauerhafter Ubertragung ergeben hétte. “Abweichend von Satz 1 ist die Hohe der
personlichen Zulage einzelvertraglich zu vereinbaren, wenn die Arztin oder der Arzt in der
Entgeltgruppe A 6 eingruppiert ist.

Nr. 13 Tabellenentgelt

(1)

)

'Die Arztin oder der Arzt erhalt monatlich ein Tabellenentgelt. *Die Héhe bestimmt sich nach
der Entgeltgruppe, in die sie oder er eingruppiert ist, und nach der fur sie oder ihn geltenden
Stufe.

Arztinnen und Arzte erhalten Entgelt nach der folgenden Tabelle:

Stufe 1 2 3 4 5
Entgelt- ab 1.Jahr | ab 3.Jahr | ab5.Jahr | ab8.Jahr | ab 12. Jahr
gruppe Euro Euro Euro Euro Euro
A1l 3.917 4.228 -- - -
A2 4.638 4.763 5.053 - -
A3 5.143 5.305 5.700 - -
A4 5.700 6.013 6.169 - -
A5 6.274 6.443 6.594 6.958 7.308
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A6 7.308 7.514 7.823 8.132 8.441

Protokollerkldrung zu Nr. 13 Absatz 2:

Die Tabellenwerte beinhalten die Zuwendung; dariiber hinaus wird eine Jahressonderzahlung
zukunftig nicht gewéhrt.

Nr. 14 Stufen der Entgelttabelle

(1)

(2)

®3)

'Die Entgeltgruppe A 1 umfasst zwei Stufen; die Entgeltgruppen A 2, A 3 und A 4 umfassen
jeweils drei Stufen und die Entgeltgruppen A 5 sowie A 6 umfassen jeweils funf Stufen.
Arztinnen und Arzte erreichen die jeweils nachste Stufe nach folgenden Zeiten einer unun-
terbrochenen Tatigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ihnrem Arbeitgeber (Stufenlauf-
zeit):

a) in Entgeltgruppe A 1:
- Stufe 2 nach zwei Jahren in Stufe 1

b) in Entgeltgruppen A 2, A 3 und A 4:
- Stufe 2 nach zwei Jahren in Stufe 1
- Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2

c) in Entgeltgruppen A 5 sowie A 6:
- Stufe 2 nach zwei Jahren in Stufe 1
- Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2
- Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3
- Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4.

'Bei der Einstellung gilt fiir die Stufenzuordnung Nr. 10 Absatz 7 entsprechend. 2Abweichend
hiervon werden bei Einstellung in die Entgeltgruppen A 4 e) sowie A 5 a) und b) - jeweils fr
die Fallgruppen mit Unterstellungsverhéltnissen - Arztinnen und Arzte der Stufe 1 zugeord-
net.

'Zur Deckung des Personalbedarfs oder zur Bindung von quaI|f|2|erten Fachkraften kann
Arztinnen und Arzten abweichend von der tarifvertraglichen Einstufung ein bis zu zwei Stufen
héheres Entgelt ganz oder teilweise vorweg gewéhrt werden. *Arztinnen und Arzte mit einem
Entgelt der Endstufe kénnen bis zu 20 v.H. der Stufe 2 zusétzlich erhalten. °Die Zulage kann
befristet werden. *Die unbefristete Zulage ist widerruflich.

Nr. 15 Allgemeine Regelungen zu den Stufen

(1)
(2)

Arztinnen und Arzte erhalten das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe vom Beginn des Mo-
nats an, in dem die nachste Stufe erreicht wird.

'Den Zeiten einer ununterbrochenen Tétigkeit im Sinne der Nr. 14 Absatz 1 Satz 2 stehen
gleich:

a) Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz,
b) Zeiten einer Arbeitsunfahigkeit mit Leistungen nach Nr. 17 bis zu 39 Wochen,
C) Zeiten eines bezahlten Urlaubs,

d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Arbeitgeber vor dem Antritt schriftlich ein
dienstliches oder betriebliches Interesse anerkannt hat,

e) Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger als einem Monat im Kalenderjahr,

f) Zeiten der Fuhrung auf Probe, Filhrung auf Zeit, voriibergehenden Ubertragung einer ho-
herwertigen Téatigkeit (Nr. 12).

?Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von jeweils drei Jahren, die nicht von Satz 1
erfasst werden, und Elternzeit bis zu jeweils funf Jahren sind unschadlich; sie werden aber
nicht auf die Stufenlaufzeit angerechnet. ®Zeiten, in denen eine Beschéftigung mit einer kiir-
zeren als der regelmafigen wochentlichen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschaftig-
ten erfolgt ist, werden voll angerechnet.
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Nr. 16 Bemessungsgrundlage fur die Entgeltfortzahlung

'In den Féllen der Entgeltfortzahlung nach Nr. 5 Absatz 3 Satz 1, Nr. 17 Absatz 1 und Nr. 21
werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen, in Monatsbetragen festgelegten Entgeltbestand-
teile weitergezahlt. *Nicht in Monatsbetragen festgelegte Entgeltbestandteile werden als Durch-
schnitt auf Basis der letzten drei vollen Kalendermonate, die dem mafRgebenden Ereignis fur die
Entgeltfortzahlung vorhergehen (Berechnungszeitraum), gezahlt. *Ausgenommen hiervon sind
das zusétzlich gezahlte Entgelt fir Uberstunden und Mehrarbeit (mit Ausnahme der im Dienst-
plan vorgesehenen Mehrarbeits- oder Uberstunden sowie etwaiger Uberstundenpauschalen)
sowie besondere Zahlungen nach Nr. 18.

Protokollerkldrungen zu Nr. 16 Séatze 2 und 3:

1. 'Volle Kalendermonate im Sinne der Durchschnittsberechnung nach Satz 2 smd Kalendermo-
nate, in denen an allen Kalendertagen das Arbeitsverhaltnis bestanden hat. *Hat das Arbeits-
verhaltnis weniger als drei Kalendermonate bestanden, sind dle vollen Kalendermonate, in
denen das Arbeitsverhaltnis bestanden hat, zugrunde zu legen. *Bei Anderungen der indivi-
duellen Arbeitszeit werden die nach der Arbeitszeitdnderung liegenden vollen Kalendermona-
te zugrunde gelegt.

2. 'Der Tagesdurchschnitt nach Satz 2 betragt 1/65 aus der Summe der zu berlcksichtigenden
Entgeltbestandteile, die fir den Berechnungszeitraum zugestanden haben wenn die regel-
mafige wochentliche Arbeitszeit durchschnittlich auf funf Tage vertellt ist. MaBgebend ist die
Verteilung der Arbeitszeit zu Beginn des Berechnungszeitraums. *Bei einer abweichenden
Vertellung der Arbeitszeit ist der Tagesdurchschnitt entsprechend Satz 1 und 2 zu ermitteln.

“*Sofern wahrend des Berechnungszeitraums bereits Fortzahlungstatbestédnde vorlagen, blei-
ben bei der Ermittlung des Durchschnitts nach Satz 2 diejenigen Betrage unbertcksichtigt,
die wahrend der Fortzahlungstatbestande auf Basis der Tagesdurchschnitte zustanden.

Nr. 17 Entgelt im Krankheitsfall

(1)

(2)

®3)

"Werden Arztinnen und Arzte durch Arbeitsunfahigkeit infolge Krankheit an der Arbeitsleis-
tung verhindert, ohne dass sie ein Verschulden trifft, erhalten sie bis zur Dauer von sechs
Wochen das Entgelt nach Nr. 16. *Bei erneuter Arbeitsunfahigkeit infolge derselben Krank-
heit sowie bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses gelten die gesetzlichen Bestimmungen.
®Als unverschuldete Arbeitsunfahigkeit im Sinne der Satze 1 und 2 gilt auch die Arbeitsver-
hinderung in Folge einer Mal3nahme der medizinischen Vorsorge und Rehabilitation im Sin-
ne von 8 9 Entgeltfortzahlungsgesetz.

Protokollerklarung zu Nr. 17 Absatz 1 Satz 1:

Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfahigkeit vorsatzlich oder grob fahrlassig
herbeigefihrt wurde.

Nach Ablauf des Zeitraums gemal Absatz 1 erhalten Arztinnen und Arzte fir die Zeit, fir
die ihnen Krankengeld oder entsprechende gesetzliche Leistungen gezahlt werden, einen
Krankengeldzuschuss in Hohe des Unterschiedsbetrags zwischen den tatsachlichen Barleis-
tungen des Sozialleistungstragers und dem Nettoentgelt. Satz 1 gilt entsprechend fiir Zei-
ten, fur die Arztinnen und Arzte Leistungen aus einer privaten Krankenversicherung erhalten,
zu deren Beitragen der Arbeitgeber einen Zuschuss in Hohe des Arbeitgeberanteils zur ge-
setzlichen Krankenversicherung gewahrt. *Nettoentgelt ist der Differenzbetrag zwischen dem
Entgelt im Sinne der Nr. 16 und den gesetzlichen Abzugen; bei freiwillig Krankenversicherten
ist dabei deren Gesamtkranken- und Pflegeversicherungsbeitrag abzliglich Arbeitgeberzu-
schuss zu beriicksichtigen. “Bei Arztinnen und Arzten, die in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung versicherungsfrei oder die von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung befreit sind, sind bei der Berechnung des Krankengeldzuschusses diejeni-
gen Leistungen zu Grunde zu legen, die ihnen als Pflichtversicherte in der gesetzlichen
Krankenversicherung zustinden.

'Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschaftigungszeit (Nr. 27 Absatz 2)
a) von mehr als einem Jahr langstens bis zum Ende der 13. Woche und
b) von mehr als drei Jahren langstens bis zum Ende der 39. Woche
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seit dem Beginn der Arbeitsunféhigkeit infolge derselben Krankheit gezahlt. “MaRgeblich fiir
die Berechnung der Fristen nach Satz 1 ist die Beschéftigungszeit, die im Laufe der krank-
heitsbedingten Arbeitsunfahigkeit vollendet wird. *Innerhalb eines Kalenderjahres kann das
Entgelt im Krankheitsfall nach Absatz 1 und 2 insgesamt langstens bis zum Ende der in Ab-
satz 3 Satz 1 genannten Fristen bezogen werden; bei jeder neuen Arbeitsunfahigkeit besteht
jedoch mindestens der sich aus Absatz 1 ergebende Anspruch.

'Entgelt im Krankheitsfall wird nicht tiber das Ende des Arbeitsverhaltnisses hinaus gezahlt;
§ 8 Entgeltfortzahlungsgesetz bleibt unberiihrt. *Krankengeldzuschuss wird zudem nicht tiber
den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an Arztinnen und Arzte eine Rente oder eine ver-
gleichbare Leistung auf Grund eigener Versicherung aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, aus einer zusatzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder aus einer sonstigen
Versorgungseinrichtung erhalten, die nicht allein aus Mitteln der Arztinnen und Arzte finan-
ziert ist. *Uberzahlter Krankengeldzuschuss und sonstige Uberzahlungen gelten als Vor-
schuss auf die in demselben Zeitraum zustehenden Leistungen nach Satz 2; die Anspriiche
der Arztinnen und Arzte gehen insoweit auf den Arbeitgeber iiber. “Der Arbeitgeber kann von
der Ruckforderung des Teils des Uberzahlten Betrags, der nicht durch die fur den Zeitraum
der Uberzahlung zustehenden Beziige im Sinne des Satzes 2 ausgeglichen worden ist, ab-
sehen, es sei denn, die Arztin oder der Arzt hat dem Arbeitgeber die Zustellung des Renten-
bescheids schuldhaft verspatet mitgeteilt.

Nr. 18 Besondere Zahlungen

(1)

()

®3)

(4)

'Einen Anspruch auf vermégenswirksame Leistungen nach MaRgabe des Vermégensbil-
dungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung haben Arztinnen und Arzte, deren Arbeitsver-
haltnis voraussichtlich mindestens sechs Monate dauert. *Firr Vollbeschéftigte betragt die
vermogenswirksame Leistung fiir jeden vollen Kalendermonat 6,65 Euro. *Der Anspruch ent-
steht frilhestens fiir den Kalendermonat, in dem die Arztin oder der Arzt dem Arbeitgeber die
erforderlichen Angaben schriftlich mitteilt, und fir die beiden vorangegangenen Monate des-
selben Kalenderjahres; die Falligkeit tritt nicht vor acht Wochen nach Zugang der Mitteilung
beim Arbeitgeber ein. ‘Die vermégenswirksame Leistung wird nur fiir Kalendermonate ge-
wahrt, fir die den Arztinnen und Arzten Tabellenentgelt, Entgeltfortzahlung oder Kranken-
geldzuschuss zusteht. °Fiir Zeiten, firr die Krankengeldzuschuss zusteht, ist die vermogens-
wirksame Leistung Teil des Krankengeldzuschusses.

Fir die Erstattung von Reise- und Umzugskosten sowie die Gewahrung von Trennungsgeld
finden die fur die Beamtinnen und Beamten des Landes Hessen jeweils geltenden Bestim-
mungen entsprechende Anwendung.

'Beim Tod von Arztinnen und Arzten, deren Arbeitsverhéltnis nicht geruht hat, wird der Ehe-
gattin oder dem Ehegatten oder den Kindern ein Sterbegeld gewahrt; der Ehegattin oder
dem Ehegatten steht die Lebenspartnerin oder der Lebenspartner im Sinne des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes gleich. Als Sterbegeld wird fiir die restlichen Tage des Sterbemonats
und - in einer Summe - fur drei weitere Monate das Tabellenentgelt der oder des Verstorbe-
nen gezahlt. °Die Zahlung des Sterbegeldes an einen der Berechtigten bringt den Anspruch
der Ubrigen gegeniiber dem Arbeitgeber zum Erléschen; die Zahlung auf das Gehaltskonto
hat befreiende Wirkung.

'Zu den Pflichten der Arztinnen und Arzte aus der Haupttatigkeit gehért es, am Rettungs-
dienst in arztbesetzten Rettungsmitteln teilzunehmen. “Fir jeden Einsatz in diesem Ret-
tungsdienst erhalten Arztinnen und Arzte einen Einsatzzuschlag in den Entgeltgruppen A 1
und A 2 in Hohe von 16,40 Euro und in den Entgeltgruppen A 3 bis A 6 in Hohe von 21,29
Euro. °Diese Betrage verandern sich zu demselben Zeitpunkt und in dem entsprechenden
Verhaltnis wie das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe A 1.

Protokollerklarungen zu Nr. 18 Absatz 4:

1. Arztinnen und Arzte, die nach der Approbation noch nicht mindestens ein Jahr klinisch tatig
waren, sind grundsatzlich nicht zum Einsatz im Rettungsdienst heranzuziehen.

2. Arztinnen und Arzte, denen aus personlichen oder fachlichen Griinden (z.B. Vorliegen einer
anerkannten Minderung der Erwerbsfahigkeit, die dem Einsatz im Rettungsdienst entgegen-
steht, Flugunvertraglichkeit, langjahrige Tatigkeit als Bakteriologin oder Bakteriologe) die
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Teilnahme am Rettungsdienst nicht zumutbar ist, dirfen grundsatzlich nicht zum Einsatz im
Rettungsdienst herangezogen werden.

3. 'Der Einsatzzuschlag steht nicht zu, wenn den Arztinnen und Arzten wegen der Teilnahme am
Rettungsdienst aul3er den tariflichen Bezligen sonstige Leistungen vom Arbeitgeber oder von
einem Dritten (z.B. private Unfallversicherung, fiir die der Arbeitgeber oder ein Trager des
Rettungsdienstes die Beitrdge ganz oder teilweise trégt, Liquidationsanspriiche) zustehen.
’Die Arztinnen und Arzte kénnen auf die sonstigen Leistungen verzichten.

Nr. 19 Berechnung und Auszahlung des Entgelts

(1)

)

®3)

(4)

Q)
(6)

'Bemessungszeitraum fiir das Tabellenentgelt und die sonstigen Entgeltbestandteile ist der
Kalendermonat, soweit tarifvertraglich nicht ausdricklich etwas Abweichendes geregelt ist.
Die Zahlung erfolgt am letzten Tag des Monats fiir den laufenden Kalendermonat auf ein
von der Arztin oder dem Arzt benanntes Konto innerhalb Deutschlands. ®Fallt der letzte Tag
des Monats auf einen Samstag oder auf einen Wochenfeiertag, erfolgt die Zahlung an dem
vorhergehenden Werktag, fallt er auf einen Sonntag, an dem zweiten vorhergehenden Werk-
tag. *Entgeltbestandteile, die nicht in Monatsbetrdgen festgelegt sind, sowie der Tages-
durchschnitt nach Nr. 16 sind am letzten Tag des zweiten Kalendermonats, der auf ihre Ent-
stehung folgt, fallig.

Soweit tarifvertraglich nicht ausdricklich etwas anderes geregelt ist, erhalten Teilzeitbeschaf-
tigte das Tabellenentgelt (Nr. 13) und alle sonstigen Entgeltbestandteile in dem Umfang, der
dem Anteil ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit an der regelmafigen
Arbeitszeit vergleichbarer Vollbeschéftigter entspricht.

'Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die sonstigen Entgeltbestandteile nicht
fur alle Tage eines Kalendermonats, wird nur der Teil gezahlt, der auf den Anspruchszeit-
raum entfallt. Besteht nur fiir einen Teil eines Kalendertags Anspruch auf Entgelt, wird fiir
jede geleistete dienstplanméaRige oder betriebsibliche Arbeitsstunde der auf eine Stunde
entfallende Anteil des Tabellenentgelts sowie der sonstigen in Monatsbetrédgen festgelegten
Entgeltbestandteile gezahlt. *Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils sind die
in Monatsbetragen festgelegten Entgeltbestandteile durch das 4,348-fache der regelmafigen
wochentlichen Arbeitszeit (Nr. 5 Absatz 1 und entsprechende Sonderregelungen) zu teilen.

'Ergibt sich bei der Berechnung von Betragen ein Bruchteil eines Cents von mindestens 0,5,
ist er aufzurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzurunden. 2Zwischenrechnungen
werden jeweils auf zwei Dezimalstellen durchgefiihrt. *Jeder Entgeltbestandteil ist einzeln zu
runden.

Entfallen die Voraussetzungen fir eine Zulage im Laufe eines Kalendermonats, gilt Absatz 3
entsprechend.

lEinzelvertraglich kénnen neben dem Tabellenentgelt zustehende Entgeltbestandteile (z.B.
Zeitzuschlage, Uberstundenentgelte) pauschaliert werden. “Die Nebenabrede ist mit einer
Frist von drei Monaten jeweils zum Ende eines Kalendermonats kindbar (Nr. 2 Absatz 3
Satz 2).

Nr. 20 Betriebliche Altersversorgung

Arztinnen und Arzte haben Anspruch auf Versicherung mit Eigenbeteiligung fiir eine zusétzliche
Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach MalRgabe eines besonderen Tarifvertrages.

Abschnitt IV
Urlaub und Arbeitsbefreiung

Nr. 21 Erholungsurlaub

(1)

'Arztinnen und Arzte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fort-
zahlung des Entgelts (Nr. 16). ?Bei Verteilung der wochentlichen Arbeitszeit auf finf Tage in
der Kalenderwoche betragt der Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr

bis zum vollendeten 30. Lebensjahr 26 Arbeitstage,
bis zum vollendeten 40. Lebensjahr 29 Arbeitstage und
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nach dem vollendeten 40. Lebensjahr 30 Arbeitstage.

Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen die Arztin oder der Arzt dienstplanmaRig oder
betriebsublich zu arbeiten hat oder zu arbeiten hatte, mit Ausnahme der auf Arbeitstage fal-
lenden gesetzlichen Feiertage, fiir die kein Freizeitausgleich gewéahrt wird. *“MaRgebend fiir
die Berechnung der Urlaubsdauer ist das Lebensjahr, das im Laufe des Kalenderjahres voll-
endet wird. °Bei einer anderen Verteilung der wichentlichen Arbeitszeit als auf fiinf Tage in
der Woche erhoht oder vermindert sich der Urlaubsanspruch entsprechend. ®Verbleibt bei
der Berechnung des Urlaubs ein Bruchteil, der mindestens einen halben Urlaubstag ergibt,
wird er auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben Ur-
laubstag bleiben unberiicksichtigt. ‘Der Erholungsurlaub muss im laufenden Kalenderjahr
gewahrt und genommen werden; er kann auch in Teilen genommen werden.

Protokollerkldrung zu Nr. 21 Absatz 1 Satz 7:

Der Urlaub soll grundsatzlich zusammenhéngend gewahrt werden; dabei soll ein Urlaubsteil von
zwei Wochen Dauer angestrebt werden.

Im Ubrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden MaRgaben:

a) Eine Ubertragung des Urlaubs auf das nachste Kalenderjahr ist nur statthaft, wenn drin-
gende dienstliche, dringende betriebliche oder in der Person der Arztin oder des Arztes
liegende Gruinde dies rechtfertigen.

b) 'Im Falle der Ubertragung muss der Erholungsurlaub in den ersten drei Monaten des fol-
genden Kalenderjahres angetreten werden. ?’Kann der Erholungsurlaub wegen Arbeitsun-
fahigkeit oder aus dringenden dienstlichen oder dringenden betrieblichen Griinden nicht
bis zum 31. Méarz angetreten werden, ist er bis zum 31. Mai anzutreten.

c) Beginnt oder endet das Arbeitsverhdltnis im Laufe eines Jahres, steht als Erholungsurlaub
fur jeden vollen Monat des Arbeitsverhaltnisses ein Zwdlftel des Urlaubsanspruchs nach
Absatz 1 zu; § 5 Bundesurlaubsgesetz bleibt unberihrt.

d) Ruht das Arbeitsverhéltnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsurlaubs ein-
schlieBlich eines etwaigen Zusatzurlaubs fur jeden vollen Kalendermonat um ein Zwdlftel.

e) Das Entgelt nach Absatz 1 Satz 1 wird zu dem in Nr. 19 genannten Zeitpunkt gezahlt.

Nr. 22 Zusatzurlaub

(1)

(2)

®3)

'Fur die Gewahrung eines Zusatzurlaubs gelten die fiir die Beamtinnen und Beamten des
Landes Hessen jeweils maRgebenden Bestimmungen fiir Grund und Dauer sinngemaR. ?Die
beamtenrechtlichen Bestimmungen gelten nicht fir den Zusatzurlaub fur Wechselschicht-,
Schicht- und Nachtarbeit.

Arztinnen und Arzte, die standig Wechselschichtarbeit nach Nr. 6 Absatz 1 oder standig
Schichtarbeit nach Nr. 6 Absatz 2 leisten und denen die Zulage nach Nr. 7 Absatz 6 Satz 1
oder Absatz 7 Satz 1 zusteht, erhalten einen Arbeitstag Zusatzurlaub

a) bei Wechselschichtarbeit fur je zwei zusammenhangende Monate und
b) bei Schichtarbeit fiir je vier zusammenhéngende Monate.

Im Falle nicht standiger Wechselschicht- oder Schichtarbeit (z.B. Standige Vertreter) erhalten
Arztinnen und Arzte, denen die Zulage nach Nr. 7 Absatz 6 Satz 2 oder Absatz 7 Satz 2 zu-
steht, einen Arbeitstag Zusatzurlaub fir

a) je drei Monate im Jahr, in denen sie Uiberwiegend Wechselschichtarbeit geleistet haben,
und

b) je finf Monate im Jahr, in denen sie Gberwiegend Schichtarbeit geleistet haben.
Protokollerklarung zu Nr. 22 Absatz 2 und 3:

'Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach der abgeleisteten Schicht- oder Wechsel-
schichtarbeit und entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Absatz 2 oder 3
erfullt sind. *Fur die Feststellung, ob stédndige Wechselschichtarbeit oder standige Schichtarbeit
vorliegt, ist eine Unterbrechung durch Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich, bezahlten Urlaub oder
Arbeitsunféhigkeit in den Grenzen der Nr. 17 unschéadlich.
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'Zusatzurlaub nach diesen Sonderregelungen und sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme
von 8§ 125 SGB IX wird nur bis zu insgesamt sechs Arbeitstagen im Kalenderjahr gewahrt.
Erholungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamturlaub) dirfen im Kalenderjahr zusammen
35 Arbeitstage nicht (iberschreiten. *Satz 2 ist fiir Zusatzurlaub nach den Abséatzen 2 und 3
hierzu nicht anzuwenden.

Im Ubrigen gilt Nr. 21 mit Ausnahme von Absatz 2 Buchstabe ¢ entsprechend.

'Arztinnen und Arzte erhalten Zusatzurlaub im Kalenderjahr bei einer Leistung im Kalender-
jahr von mindestens

150 Nachtarbeitsstunden 1 Arbeitstag

300 Nachtarbeitsstunden 2 Arbeitstage
450 Nachtarbeitsstunden 3 Arbeitstage
600 Nachtarbeitsstunden 4 Arbeitstage.

“Bei Teilzeitbeschaftigten ist die Zahl der in Satz 1 geforderten Nachtarbeitsstunden entspre-
chend dem Verhéltnis der vereinbarten durchschnittlichen regelmafigen Arbeitszeit zur re-
gelmaﬁigen Arbeitszeit von  entsprechenden  Vollbeschéftigten  zu kirzen.
Nachtarbeitsstunden, die in Zeitrdumen geleistet werden, fur die Zusatzurlaub fir Wechsel-
schicht- oder Schichtarbeit zusteht, bleiben unberiicksichtigt. “Absatz 4 und Absatz 5 finden
Anwendung.

Protokollerklarung zu Nr. 22 Absatz 6:

Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach den abgeleisteten Nachtarbeitsstunden und
entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Absatz 6 Satz 1 erfillt sind.

Nr. 23 Sonderurlaub

Arztinnen und Arzte kénnen bei Vorliegen eines wichtigen Grundes unter Verzicht auf die Fort-
zahlung des Entgelts Sonderurlaub erhalten, wenn dienstliche oder betriebliche Verhaltnisse
nicht entgegenstehen.

Nr. 24 Arbeitsbefreiung

(1)

Nur die nachstehend aufgefiihrten Anlasse gelten als Falle nach § 616 BGB, in denen Arz-
tinnen und Arzte unter Fortzahlung des Entgelts in dem angegebenen Ausmalfl von der Ar-
beit freigestellt werden.

a) Niederkunft der Ehefrau/der Lebenspartnerin im Sinne
des Lebenspartnerschaftsgesetzes ein Arbeitstag,

b) Tod der Ehegattin/des Ehegatten, der Lebenspartnerin/
des Lebenspartners im Sinne des Lebenspartnerschafts-

gesetzes, eines Kindes oder Elternteils zwei Arbeitstage,
¢) Umzug aus dienstlichem oder betrieblichem Grund an

einen anderen Ort ein Arbeitstag,
d) 25- und 40-jahriges Arbeitsjubilaum ein Arbeitstag,

e) schwere Erkrankung

aa) einer/eines Angehorigen, soweit sie/er in demselben ein Arbeitstag im
Haushalt lebt, Kalenderjahr,

bb) eines Kindes, das das 12. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat, wenn im laufenden Kalenderjahr kein
Anspruch nach § 45 SGB V besteht oder bestanden bis zu vier Arbeitsta-
hat, ge im Kalenderjahr,

cc) einer Betreuungsperson, wenn Arztinnen und Arzte
deshalb die Betreuung ihres Kindes, das das bis zu vier Arbeitsta-
8. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder wegen ge im Kalenderjahr.




(2)

®3)

(4)

®)

(6)

()
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korperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung
dauernd pflegebedurftig ist, Ubernehmen miissen,

’Eine Freistellung nach Buchstabe e erfolgt nur, soweit eine andere Person zur Pflege
oder Betreuung nicht sofort zur Verfligung steht und in den Féallen der Doppelbuchsta-
ben aa und bb eine arztliche Bescheinigung lber die Notwendigkeit der Anwesenheit
der Arztin oder des Arztes zur vorlaufigen Pflege vorliegt. ®Die Freistellung darf insge-
samt funf Arbeitstage im Kalenderjahr nicht Gberschreiten.

f)  Arztliche Behandlung von Arztinnen und Arzten, wenn erforderliche, nach-
diese wahrend der Arbeitszeit erfolgen muss, gewiesene Abwe-
senheitszeit ein-
schlielich erforder-
licher Wegezeiten.

!'Bei Erfillung allgemeiner staatsbiirgerlicher Pflichten nach deutschem Recht, besteht der
Anspruch auf Fortzahlung des Entgelt nur dann, wenn die Arbeitsbefreiung gesetzlich vorge-
schrieben ist und soweit die Pflichten nicht auRerhalb der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach
ihrer Verlegung, wahrgenommen werden kénnen; soweit Arztinnen und Arzte Anspruch auf
Ersatz des Entgelts geltend machen konnen, besteht kein Anspruch auf Fortzahlung des
Entgelts. Das fortgezahlte Entgelt gilt in Hohe des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf die
Leistungen der Kostentrager. *Die Arztinnen und Arzte haben den Ersatzanspruch geltend zu
machen und die erhaltenen Betrdge an den Arbeitgeber abzufihren.

'Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fallen Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung
des Entgelts bis zu drei Arbeitstagen gewahren. °In begriindeten Fallen kann bei Verzicht auf
das Entgelt kurzfristige Arbeitsbefreiung gewahrt werden, wenn die dienstlichen oder betrieb-
lichen Verhaltnisse es gestatten.

Protokollerkldrung zu Nr. 24 Absatz 3 Satz 2:

Zu den ,begriindeten Féllen* kénnen auch solche Anlasse gehdren, fir die nach Absatz 1 kein
Anspruch auf Arbeitsbefreiung besteht (z.B. Umzug aus persdnlichen Griinden).

'Auf Antrag der vertragsschlieBenden Gewerkschaft kann den gewéhlten Vertreterinnen und
Vertretern der Bezirksvorstdnde, der Landesvorstéande, des Bundesvorstandes sowie der
Hauptversammlung zur Teilnahme an Tagungen Arbeitsbefreiung bis zu sieben Werktagen
im Jahr unter Fortzahlung des Entgelts erteilt werden; dringende dienstliche oder betriebliche
Interessen diirfen der Arbeitsbefreiung nicht entgegenstehen. ?Zur Teilnahme an Tarifver-
handlungen mit dem Arbeitgeber kann auf Anfordern der vertragsschlieBenden Gewerk-
schaft Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts ohne zeitliche Begrenzung erteilt
werden.

Zur Teilnahme an Sitzungen von Priufungs- und von Berufsbildungsausschissen nach dem
Berufsbildungsgesetz sowie fiir eine Téatigkeit in den Organen der arztlichen Selbstverwal-
tung (berufsstandisches Versorgungswerk; Arztekammer) kann den Mitgliedern Arbeitsbe-
freiung unter Fortzahlung des Entgelts gewahrt werden, sofern nicht dringende dienstliche
oder dringende betriebliche Interessen entgegenstehen.

'Fur die Teilnahme an &rztlichen Fortbildungen und &rztlichen Veranstaltungen, die im be-
trieblichen Interesse des Universitatsklinikums liegen, ist Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung
des Entgelts und Kostenerstattung im erforderlichen Umfang zu gewahren. “Auf die Arbeits-
befreiung werden keine Uberstunden angerechnet. ®Im Ubrigen kann fiir die Teilnahme an
arztlichen Fortbildungen und &rztlichen Veranstaltungen an bis zu drei Arbeitstagen Arbeits-
befreiung unter Entgeltfortzahlung gewéhrt werden, soweit dienstliche oder betriebliche
Griinde nicht entgegenstehen. “Die Arbeitsbefreiung wird auf einen Anspruch nach dem
Hessischen Gesetz uber den Anspruch auf Bildungsurlaub angerechnet.

In den Féllen der Absétze 1 bis 6 werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen Entgeltbe-
standteile, die in Monatsbetragen festgelegt sind, weitergezabhit.
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Abschnitt V
Befristung und Beendigung des Arbeitsverhaltnisses

Nr. 25 Befristete Arbeitsvertrage

(1)
)

®3)

(4)

Befristete Arbeitsverhaltnisse sind nach den gesetzlichen Vorschriften tber die Befristung
von Arbeitsvertragen zulassig.

'Bei befristeten Beschaftigungen im Rahmen des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes, die
der Weiterbildung zum Facharzt dienen, soll der erste Arbeitsvertrag moglichst fur eine Lauf-
zeit von nicht weniger als zwei Jahren bei finfjahriger Facharztweiterbildung beziehungswei-
se drei Jahren bei sechsjahriger Facharztweiterbildung und der weitere Vertrag bis zum En-
de der Weiterbildungszeit, langstens bis zu einem im Einzelfall festzulegenden Zeitpunkt,
geschlossen werden. ?Sachliche Griinde kénnen eine kiirzere Vertragslaufzeit erfordern.

Protokollerkldrung zu Nr. 25 Absatz 2 Satz 2:

Ein sachlicher Grund fur eine klrzere Vertragslaufzeit ist z.B., dass die Weiterbildungsermachti-
gung der weiterbildenden Arztin oder des weiterbildenden Arztes zeitlich nur kiirzer erteilt ist.

Im Falle einer Verlangerung der Vertragsdauer infolge einer Inanspruchnahme von Elternzeit
nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz oder eines Beschéftigungsverbots nach
dem Mutterschutzgesetz betragt die anschlieRende Vertragslaufzeit mindestens ein Jahr.

Befristete Arbeitsverhaltnisse konnen gekiindigt werden (8 15 Absatz 3 Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz).

Nr. 26 Beendigung des Arbeitsverhéaltnisses ohne Kiundigung

(1)

)

®3)

(4)

'Das Arbeitsverhaltnis endet, ohne Kiindigung,

a) mit Ablauf des Monats, in dem die Arztin oder der Arzt das gesetzlich festgelegte Alter
zum Erreichen einer abschlagsfreien Regelaltersrente vollendet hat,

b) fur in berufsstandischen Versorgungswerken versicherte Arztinnen und Arzte mit Ablauf
des Monats, in dem die Arztin oder der Arzt das vereinbarte Alter zum Erreichen einer ab-
schlagsfreien Altersrente des berufsstandischen Versorgungswerks vollendet hat,

C) jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Aufldsungsvertrag).

’Im Fall des Satzes 1 Buchstabe b dauert das Arbeitsverhéltnis langstens bis zu dem sich
aus Satz 1 Buchstabe a ergebenden Zeitpunkt.

'Das Arbeitsverhaltnis endet ferner mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid eines Ren-
tenversicherungstragers (Rentenbescheid) oder eines berufsstandischen Versorgungswerks
zugestellt wird, wonach die Arztin oder der Arzt voll oder teilweise erwerbsgemindert ist. *Die
Arztin oder der Arzt hat den Arbeitgeber von der Zustellung des Rentenbescheids unverziig-
lich zu unterrichten. *Beginnt die Rente erst nach der Zustellung des Rentenbescheids, endet
das Arbeitsverhaltnis mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehenden Tages. “Liegt im
Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses eine nach § 92 SGB IX erforderliche Zu-
stimmung des Integrationsamtes noch nicht vor, endet das Arbeitsverhaltnis mit Ablauf des
Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheids des Integrationsamtes. *Das Arbeitsver-
haltnis endet nicht, wenn nach dem Bescheid des Rentenversicherungstragers eine Rente
auf Zeit gewahrt wird. °In diesem Fall ruht das Arbeitsverhaltnis fir den Zeitraum, fiir den ei-
ne Rente auf Zeit gewahrt wird.

Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet beziehungsweise ruht das Arbeitsverhaltnis
nicht, wenn die Arztin oder der Arzt nach ihrem oder seinem vom Rentenversicherungstrager
beziehungsweise von einem berufsstindischen Versorgungswerk festgestellten Leistungs-
vermégen auf inrem oder seinem bisherigen oder einem anderen geeigneten und freien Ar-
beitsplatz weiterbeschaftigt werden kénnte, soweit dringende dienstliche oder dringende be-
triebliche Gruinde nicht entgegenstehen, und die Arztin oder der Arzt innerhalb von zwei Wo-
chen nach Zugang des Rentenbescheids ihre oder seine Weiterbeschaftigung schriftlich be-
antragt.

Werzogert die Arztin oder der Arzt schuldhaft den Rentenantrag oder bezieht sie oder er
Altersrente nach 8§ 236 oder § 236a SGB VI oder ist sie oder er nicht in der gesetzlichen



©®)
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Rentenversicherung versichert, so tritt an die Stelle des Rentenbescheids ein amtsarztliches
Gutachten oder das Gutachten eines nach Nr. 3 Absatz 9 Satz 2 bestimmten Arztes. *Das
Arbeitsverhaltnis endet in diesem Fall mit Ablauf des Monats, in dem der Arztin oder dem
Arzt das Gutachten bekannt gegeben worden ist.

Protokollerklarung zu Nr. 26 Absatz 4:

Als Rente im Sinne von Satz 1 gilt auch eine von einem berufsstandischen Versorgungswerk ge-
wahrte Rente.

1Soll die Arztin oder der Arzt, deren oder dessen Arbeitsverhaltnis nach Absatz 1 Buchst. a
oder b geendet hat, weiterbeschaftigt werden, ist ein neuer schriftlicher Arbeitsvertrag abzu-
schlieRen. ?Das Arbeitsverhaltnis kann jederzeit mit einer Frist von vier Wochen zum Mo-
natsende gekiindigt werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts anderes vereinbart ist.

Nr. 27 Kindigung des Arbeitsverhaltnisses

(1)

(2)

Die Kiindigungsfrist betragt bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des Arbeitsver-
haltnisses zwei Wochen zum Monatsschluss. ?Im Ubrigen betréagt die Kiindigungsfrist bei ei-
ner Beschéaftigungszeit (Absatz 2 Satz 1 bis 3)

bis zu einem Jahr einen Monat zum Ende eines Kalendermonats,
von mehr als einem Jahr 6 Wochen,

von mindestens 5 Jahren 3 Monate,

von mindestens 8 Jahren 4 Monate,

von mindestens 10 Jahren 5 Monate,

von mindestens 12 Jahren 6 Monate

zum Ende eines Kalendervierteljahres.

'Beschéftigungszeit ist die Zeit, die beim Arbeitgeber in einem Arbeitsverhaltnis zuriickgelegt
wurde, auch wenn sie unterbrochen ist. 2Unberijcksichtigt bleibt die Zeit eines Sonderurlaubs
geman Nr. 23, es sei denn, der Arbeitgeber hat vor Antritt des Sonderurlaubs schriftlich ein
dienstliches oder betriebliches Interesse anerkannt. *lst die Arztin oder der Arzt durch eige-
nes Verschulden oder auf eigenen Wunsch aus dem Arbeitsverhaltnis ausgeschieden, so gilt
die vor dem Ausscheiden liegende Zeit nicht als Beschéftigungszeit, es sei denn, dass sie
oder er das Arbeitsverhaltnis wegen eines mit Sicherheit erwarteten Personalabbaues oder
wegen Unfahigkeit zur Fortsetzung der Arbeit infolge einer Kérperbeschadigung oder einer in
Auslibung oder infolge ihrer oder seiner Arbeit erlittenen Gesundheitsschadigung aufgeldst
hat oder die Nichtanrechnung der Beschéftigungszeit aus sonstigen Griinden eine unbillige
Héarte darstellen wirde. “Wechseln Arztinnen und Arzte zwischen dem Arbeitgeber und ei-
nem anderen o6ffentlich-rechtlichen Arbeitgeber aus dem Bereich der Krankenversorgung im
Land Hessen, werden die Zeiten bei dem anderen Arbeitgeber als Beschaftigungszeit aner-
kannt.

Nr. 28 Zeugnis

(1)

()
®3)

(4)
(5)

Bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses haben Arztinnen und Arzte Anspruch auf ein
schriftliches Zeugnis Uber Art und Dauer ihrer Tatigkeit; es muss sich auch auf Fihrung und
Leistung erstrecken (Endzeugnis).

Aus triftigen Griinden kénnen Arztinnen und Arzte auch wahrend des Arbeitsverhéltnisses
ein Zeugnis verlangen (Zwischenzeugnis).

Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhaltnisses konnen Arztinnen und Arzte ein
Zeugnis uber Art und Dauer ihrer Tatigkeit verlangen (vorlaufiges Zeugnis).

Die Zeugnisse gemaf den Absatzen 1 bis 3 sind unverziglich auszustellen.

Die Zeugnisse gemaR den Absatzen 1 bis 3 werden von der Leitenden Arztin oder dem Lei-
tenden Arzt (Chefarztin oder Chefarzt) und vom Arbeitgeber ausgestelit.

) Abschnitt VI
Ubergangs- und Schlussvorschriften

Nr. 29 Sicherung der wirtschaftlichen Zukunft und Beschaftigungssicherung
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Zur wirtschaftlichen Existenzsicherung einer Universitatsklinik und zur Vermeidung eines Perso-
nalabbaus konnen fur Arztinnen und Arzte an einzelnen Universitatskliniken durch einen Tarifver-
trag zwischen dem Arbeitgeber und der vertragsschlieBenden Gewerkschaft befristet Abwei-
chungen von der Entgelttabelle, von der wéchentlichen Arbeitszeit und von sonstigen tariflichen
Leistungen vereinbart werden.

Nr. 30 Ausschlussfrist

'Anspriiche aus dem Arbeitsverhéltnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist
von sechs Monaten nach Félligkeit von den Arztinnen und Arzten oder vom Arbeitgeber schriftlich
geltend gemacht werden. *Fiir denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltendmachung des
Anspruchs auch fir spater fallige Leistungen aus.

Nr. 31 Begriffsbestimmung

Leistungsgeminderte Arztinnen und Arzte sind Arztinnen und Arzte, die ausweislich einer in Auf-
trag gegebenen arztlichen Bescheinigung (Nr. 3 Absatz 9) nicht mehr in der Lage sind, auf Dauer
die vertraglich geschuldete Arbeitsleistung in vollem Umfang zu erbringen, ohne deswegen zu-
gleich teilweise oder in vollem Umfang erwerbsgemindert im Sinne des SGB VI zu sein.

Nr. 32 Zusatzversorgungspflicht

Mitarbeiterbeteiligung, Drittmittelbeteiligung, Entgelte fir Uberstunden, Bereitschaftsdienst und
fur Rufbereitschaft, vermogenswirksame Leistungen nach Maligabe des Vermdgensbildungsge-
setzes in seiner jeweiligen Fassung, der Tagesdurchschnitt nach Nr. 16 Satz 2 sowie der Ein-
satzzuschlag nach Nr. 18 Absatz 4 sind kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt im Sinne des
§ 15 Absatz 2 des Tarifvertrages Uber die betriebliche Altersversorgung der Beschaftigten des
offentlichen Dienstes vom 1. Marz 2002, zuletzt gedndert durch den Anderungstarifvertrag Nr. 2
vom 12. Marz 2003.

Nr. 32a Bezugnahme

(1) 'Zukiinftige Anderungen der Regelungen des § 41 TV-H gelten zeit- und inhaltsgleich auch
fur die Beschéftigten der Johann-Wolfgang-Goethe-Universitat Frankfurt am Main, die unter
den Geltungsbereich des vorliegenden Tarifvertrags fallen (dynamische Verweisung), soweit
im vorliegenden Tarifvertrag nicht Abweichendes vereinbart ist.

(2) 'Wird der vorliegende § 41 TV-G-U gekiindigt oder endet er aus sonstigen Griinden, wirkt
auch der in Bezug genommene § 41 TV-H nur noch nach. ?Spéatere Anderungen oder Er-
ganzungen des 8 41 TV-H zwischen den Tarifvertragsparteien wirken nicht mehr fir die Be-
schaftigten der Johann-Wolfgang-Goethe-Universitat Frankfurt am Main.

(3) 'Die Laufzeit des § 41 TV-G-U und einzelner Regelungen des § 41 TV-G-U bleibt von der
dynamischen Bezugnahmeklausel unberiihrt. ?Unberiihrt von der dynamischen
Bezugnahmeklausel bleiben auch von 8§ 41 TV-H abweichende Fristen des § 41 TV-G-U so-
wie materielle und redaktionelle Anpassungen/Abweichungen.

Nr. 33 Inkrafttreten, Laufzeit

(1) Diese Sonderregelungen treten, unabhéngig vom Zeitpunkt der Unterzeichnung, am 1. Marz
2010 in Kraft.

(2) 8 41 TV-G-U kann von jeder Tarifvertragspartei mit einer Frist von drei Monaten zum Ende
eines Kalenderhalbjahres schriftlich gekindigt werden, frilhestens jedoch zum 31. Dezember
2012.

(3) Abweichend von Absatz 2 kann Nr. 13 Absatz 2 mit einer Frist von einem Monat zum Ende
eines Kalendermonats, friihestens jedoch zum 31. Mai 2010 schriftlich gektindigt werden.

8 42 (unbesetzt)
8 43 (unbesetzt)
8§ 44 (unbesetzt)
§ 45 (unbesetzt)
8§ 46 (unbesetzt)



8 47 (unbesetzt)
8§ 48 (unbesetzt)
§ 49 (unbesetzt)

Anlage A 1 (unbesetzt)

Anlage A 2

Entgelttabelle fur die Beschaftigten der Johann-Wolfgang-Goethe-Universitat Frankfurt am
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C. Anlagen

Main

giltig ab 1. Méarz 2010

Entgelt- Grundentgelt Entwicklungsstufen
gruppe

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
15 3.674,32 4.075,63 4.226,77 4.763,59 5.170,11
14 3.325,13 3.689,95 3.903,64 4.226,77 4.721,89
13 3.064,54 3.403,31 3.585,72 3.940,12 4.430,03
12 2.746,62 3.048,90 3.476,27 3.851,52 4.336,22
11 2.652,81 2.939,46 3.153,14 3.476,27 3.945,33
10 2.553,78 2.835,22 3.048,90 3.262,59 3.669,11
9 2.256,71 2.501,66 2.626,75 2.970,73 3.241,74
8 2.110,78 2.340,10 2.444,33 2.543,36 2.652,81 2.720,56
7 1.975,27 2.188,96 2.329,67 2.433,91 2.517,30 2.590,26
6 1.938,79 2.147,26 2.251,50 2.355,73 2.423,49 2.496,45
5 1.855,40 2.053,45 2.157,69 2.256,71 2.334,89 2.387,00
4 1.761,59 1.954,43 2.084,72 2.157,69 2.230,65 2.277,56
3 1.735,53 1.923,15 1.975,27 2.058,66 2.126,41 2.183,74
2 1.600,02 1.772,01 1.824,13 1.876,25 1.996,12 2.121,20

Je4

1 Jahre 1.422,82 1.448,88 1.480,15 1.511,42 1.589,60

Anhang zu Anlage A

Besondere Stufenregelungen fir Beschaftigte im Pflegedienst

Abweichend von § 15 Absatz 2 Satz 1 erhalten die Beschéftigten im Pflegedienst (Anlage 1b zum
BAT)



b)

d)

f)

9)
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in der Entgeltgruppe 7 bei Tatigkeiten entsprechend den Vergitungsgruppen Kr. Va mit Auf-
stieg nach Kr. VI, Kr. V mit Aufstieg nach Kr. Va und weiterem Aufstieg nach Kr. VI

- in der Stufe 2 den Tabellenwert der Stufe 3,

- in der Stufe 3 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 8 Stufe 3,
- in der Stufe 4 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 8 Stufe 4,
- in der Stufe 5 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 9b Stufe 3,
- in der Stufe 6 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 9b Stufe 4,

in der Entgeltgruppe 7 bei Tatigkeiten entsprechend den Vergutungsgruppen Kr. V mit Auf-
stieg nach Kr. VI

- in der Stufe 1 den Tabellenwert der Stufe 2,

- in der Stufe 2 den Tabellenwert der Stufe 3,

- in der Stufe 3 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 8 Stufe 3,
- in der Stufe 4 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 8 Stufe 4,
- in der Stufe 5 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 9b Stufe 3,
- in der Stufe 6 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 9b Stufe 4,

in der Entgeltgruppe 7 bei Tatigkeiten entsprechend der Vergitungsgruppe Kr. V mit Aufstieg
nach Kr. Va

- in der Stufe 4 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 8 Stufe 4,
- in der Stufe 5 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 8 Stufe 5,
- in der Stufe 6 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 8 Stufe 6,

in der Entgeltgruppe 7 bei Tatigkeiten entsprechend der Vergitungsgruppe Kr. IV mit Auf-
stieg nach Kr. V und weiterem Aufstieg nach Kr. Va

- in der Stufe 4 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 8 Stufe 4,
- in der Stufe 5 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 8 Stufe 5,
- in der Stufe 6 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 8 Stufe 6,

in der Entgeltgruppe 7 bei Tatigkeiten entsprechend der Vergltungsgruppe Kr. IV mit Auf-
stieg nach Kr. V

- in der Stufe 4 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 8 Stufe 4,
- in der Stufe 5 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 8 Stufe 5,

in der Entgeltgruppe 4 bei Tatigkeiten entsprechend den Vergutungsgruppen Kr. Il mit Auf-
stieg nach Kr. lll und weiterem Aufstieg nach Kr. IV sowie Kr. Ill mit Aufstieg nach Kr. IV

- in der Stufe 4 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 6 Stufe 4,
- in der Stufe 5 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 6 Stufe 5,
- in der Stufe 6 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 6 Stufe 6,

in der Entgeltgruppe 3 bei Tatigkeiten entsprechend der Vergltungsgruppe Kr. | mit Aufstieg
nach Kr. 1l

- in der Stufe 6 den Tabellenwert der Entgeltgruppe 4 Stufe 6.

Anlage B (unbesetzt)



Frankfurt, den 11. Méarz 2010

gez. Unterschriften
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Niederschriftserklarungen zum TV-G-U

. Zu 8 1 Absatz 2 Buchstabe b:

Bei der Bestimmung des regelméRigen Entgelts werden Leistungsentgelt im Sinne des § 40
Nr. 6 zu 8§ 18, Zulagen und Zuschlage nicht bertcksichtigt.

. (unbesetzt)
. Zu 8 1 Absatz 3 und 8§ 40:

Soweit es vereinbart ist, gilt dieser Tarifvertrag auch an auf3eruniversitaren Forschungsein-
richtungen, die nicht unter den Geltungsbereich des TV-G-U fallen.

. ZuU 84 Absatz 1:

Der Begriff ,Arbeitsort” ist ein generalisierter Oberbegriff; die Bedeutung unterscheidet sich
nicht von dem bisherigen Begriff ,Dienstort".

. Zu 8 8 Absatz 5:

a) Zur Erlauterung von 8§ 8 Absatz 5 und der dazugehdrigen Protokollerkl&rung sind sich
die Tarifvertragsparteien tber folgendes Beispiel einig: ,,Beginnt eine Wochenendrufbe-
reitschaft am Freitag um 15 Uhr und endet am Montag um 7 Uhr, so erhalten Beschaf-
tigte folgende Pauschalen: Zwei Stunden fir Freitag, je vier Stunden fir Samstag und
Sonntag, keine Pauschale fir Montag. Sie erhalten somit zehn Stundenentgelte.”

b) Zur Erlauterung von 8§ 8 Absatz 5 Satz 6 sind sich die Tarifvertragsparteien tber fol-
gendes Beispiel einig:

Wahrend eines Rufbereitschaftsdienstes von Freitag 16 Uhr bis Montag 8 Uhr werden
Arbeitsleistungen am Aufenthaltsort in folgendem Umfang geleistet:

- Freitag 21.00 Uhr bis 21.08 Uhr (8 Minuten),

- Samstag 8.00 Uhr bis 8.15 Uhr (15 Minuten) sowie 15.50 Uhr bis 16.18 Uhr
(28 Minuten),

- Sonntag 9.00 Uhr bis 9.35 Uhr (35 Minuten) sowie 22.00 Uhr bis 22.40 Uhr
(40 Minuten).

Es werden aufgerundet:

- 8 plus 15 Minuten = 23 Minuten auf 30 Minuten,

- 28 plus 35 Minuten = 63 Minuten auf 1 Stunde 30 Minuten,
- 40 Minuten auf 60 Minuten (1 Stunde).

. Zu 8§ 8 Absatz 6:

Die Faktorisierung erfolgt entsprechend dem jeweiligen Vomhundertsatz einer Stunde des
vereinbarten Bereitschaftsdienstentgeltes.

. Zu § 10 Absatz 4:

Durch diese Regelung werden aus dem Urlaubsrecht entlehnte Anspruiche nicht begriindet.
. Zu 88 12 und 13:

Es wird vereinbart, unter Berticksichtigung der Verhandlungen beim Land Hessen parallele
Verhandlungen zu einer Entgeltordnung (Eingruppierungsrecht) aufzunehmen. Die Tarifver-
tragsparteien sind sich einig, dass bis zum Inkrafttreten einer neuen Entgeltordnung die
Eingruppierungsregelungen des BAT und MTArb fir alle unter den Geltungsbereich dieses
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Tarifvertrages fallende Beschaftigte unter Zugrundelegung der Aufstiegsregelungen des
TV-G-U, insbesondere des § 17 Absatz 4 TV-G-U und des TVU-G-U weitergelten.

Zu 8§ 14 Absatz 1:

a) Ob die voriibergehend Ubertragene hoherwertige Tatigkeit einer héheren Entgeltgruppe
entspricht, bestimmt sich nach den gemaR § 18 Absatz 3 TVU-G-U fortgeltenden Rege-
lungen des § 22 Absatz 2 BAT bzw. den entsprechenden Regelungen fir Arbeiterinnen
und Arbeiter.

Die Tarifvertragsparteien stellen klar, dass diese Niederschriftserklarung im Zusam-
menhang mit einer neuen Entgeltordnung tberprift wird.

b) Die Tarifvertragsparteien stellen klar, dass die vertretungsweise Ubertragung einer ho-
herwertigen Téatigkeit ein Unterfall der voribergehenden Ubertragung einer héherwerti-
gen Tatigkeit ist.

. Zu 8§ 15:

Als Tabellenentgelt gilt auch das Entgelt aus der individuellen Zwischenstufe und der indi-
viduellen Endstufe.

Zu 8 16 Absatz 2 Satz 2:

Die Tarifvertragsparteien sind sich dartiber einig, dass stichtagsbezogene Verwerfungen
zwischen ubergeleiteten Beschaftigten und Neueinstellungen entstehen kénnen.

Zu § 18:

Die Tarifvertragsparteien bekennen sich zur Leistungsorientierung im Bereich der Univer-
sitat, wie sich dies u. a auch aus der Regelung des § 17 Absatz 2 TV-G-U ergibt. Es wird
vereinbart, die Entwicklung im Bereich tariflich geregelter Leistungszulagen bzw. Leis-
tungspramien, insbesondere im TV-H sowie im TV6D zu gegebener Zeit einer Bewertung
zu unterziehen, um hieraus ggfls. Konsequenzen fiir den Bereich der Johann-Wolfgang-
Goethe-Universitat Frankfurt am Main zu ziehen. In diese Betrachtung sollen auch die
Entwicklungen im hessischen Dienstrecht einbezogen werden.

Zu 8§ 20 Absatz 2 Satz 1:

Die Tarifvertragsparteien stimmen tberein, dass die Beschaftigten der Entgeltgruppe 2 U
zu den Entgeltgruppen 1 bis 8 und die Beschaftigten der Entgeltgruppe 15 U zu den Ent-
geltgruppen 9 bis 15 gehdren.

Zu 8§ 21 Satz 2:

Bereitschaftsdienstentgelte und Rufbereitschaftsentgelte einschliellich des Entgelts fir
die Inanspruchnahme wahrend der Rufbereitschaft fallen unter die Regelung des § 21
Satz 2.

Zu 8§ 29 Absatz 1 Buchstabe f:

Die arztliche Behandlung erfasst auch die arztliche Untersuchung und die arztlich verord-
nete Behandlung.

15a. Zu § 34a Satz 5 (Niederschriftserklarung der Gewerkschaften)

16.

Die Gewerkschaften erklaren, dass sie in den Verhandlungen die Vereinbarung eines
Kindigungsschutzes auch fur Beschaftigte, die in der Zeit vom 01.03.2010 bis einschliel3-
lich 31.12.2017 eingestellt werden, gefordert haben (Nr. 1, 2. Absatz der Dienstvereinba-
rung). Hierzu war die Arbeitgeberseite nicht bereit.

(unbesetzt)

17. Zu 8 40 Nr. 6 (betreffend § 18 Absatz 2 und 3 TV-G-U:

a) (unbesetzt)
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b) Die Gewerkschaften weisen darauf hin, dass etwaige Mittel fur Leistungszulagen und
Leistungspramien nach den Absatzen 2 und 3 vom Arbeitgeber aufzubringen sind.

Zu 8 40 Nr. 8 (betreffend § 30 TV-G-U:

Die Tarifvertragsparteien werden prifen, ob und inwieweit aufgrund der erhéhten Mobili-
tatsanforderungen bei wissenschaftlichen Beschatftigten in Befristungsfallen, die nicht auf-
grund des Hochschulrahmengesetzes beziehungsweise der gesetzlichen Nachfolgerege-
lungen oder im Rahmen einer Vertretungsregelung erfolgen, eine Uberbriickungsleistung
im Sinne einer Hartefallregelung gezahlt werden kann, wenn im Anschluss an eine befris-
tete Beschaftigung keine zeitnahe Anschlussbeschéftigung erfolgt.

19. Zu § 41

20.
21.
22.
23.

a) Zu Nr. 4 Absatz 1:

Der Begriff ,Arbeitsort” ist ein generalisierter Oberbegriff; die Bedeutung unterscheidet
sich nicht von dem bisherigen Begriff ,Dienstort®.

b) Zu Nr. 6 Absatz 7:

Die Tarifvertragsparteien sind sich darlber einig, dass Grundlage der Dienstplangestal-
tung der Durchschnitt der regelméaRigen wochentlichen Arbeitszeit (Nr. 5 Absatz 1 und
2) ist.

c) Zu Nr. 10 Absatz 7:
Die Protokollnotiz zu A 1 und A 2 (Nr. 10 Absatz 1 Satz 1) ist zu beachten.
d) Zu Nr. 16 Satz 2:

Bereitschaftsdienstentgelte und Rufbereitschaftsentgelte einschlie3lich des Entgelts fiir
die Inanspruchnahme wahrend der Rufbereitschaft fallen unter die Regelung des Nr. 16
Satz 2.

€) Zu Nr. 24 Absatz 1 Buchstabe f:

Die arztliche Behandlung erfasst auch die arztliche Untersuchung und die arztlich ver-
ordnete Behandlung.

(unbesetzt)
(unbesetzt)
(unbesetzt)

(unbesetzt)



	A. Allgemeiner Teil
	Abschnitt I Allgemeine Vorschriften

	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit
	§ 3 Allgemeine Arbeitsbedingungen
	§ 4 Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung
	§ 5 Qualifizierung
	Abschnitt II Arbeitszeit

	§ 6 Regelmäßige Arbeitszeit
	§ 7 Sonderformen der Arbeit
	§ 8 Ausgleich für Sonderformen der Arbeit
	§ 9 Bereitschaftszeiten
	§ 10 Arbeitszeitkonto
	§ 11 Teilzeitbeschäftigung
	Abschnitt III Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen

	§ 12 Eingruppierung
	§ 13 Eingruppierung in besonderen Fällen
	§ 15 Tabellenentgelt
	§ 16 Stufen der Entgelttabelle
	§ 17 Allgemeine Regelungen zu den Stufen
	§ 19 Erschwerniszuschläge
	§ 20 Jahressonderzahlung
	§ 21 Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung
	§ 22 Entgelt im Krankheitsfall
	§ 23 Besondere Zahlungen
	§ 24 Berechnung und Auszahlung des Entgelts
	§ 25 Betriebliche Altersversorgung
	Abschnitt IV Urlaub und Arbeitsbefreiung

	§ 26 Erholungsurlaub
	§ 27 Zusatzurlaub
	§ 28 Sonderurlaub
	§ 29 Arbeitsbefreiung
	Abschnitt V Befristung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses

	§ 30 Befristete Arbeitsverträge
	§ 31 Führung auf Probe
	§ 32 Führung auf Zeit
	§ 33 Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung
	§ 34 Kündigung des Arbeitsverhältnisses
	§ 35 Zeugnis
	Abschnitt VI Übergangs- und Schlussvorschriften

	§ 36 Anwendung weiterer Tarifverträge
	§ 37 Ausschlussfrist
	§ 38 Begriffsbestimmungen
	§ 39 Inkrafttreten, Laufzeit
	C. Anlagen

